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auf die Großen Anfragen der Fraktion DIE GRÜNEN 


Auswirkungen der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 
auf die Lebens- und Arbeitswelt von Frauen (I) 

Kosten staatlicher Förderung und Erwerbsarbeit 
— Drucksache 10/4025 — 


Auswirkungen der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 
auf die Lebens- und Arbeitsweit von Frauen (II) 

Bereich Bildung und privater Alitag 
— Drucksache 10/4026 — 


Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit — 118 — GA — 10/176/177 — hat 
mit Schreiben vom 9. Oktober 1986 die Großen An- 
fragen namens der Bundesregierung wie folgt be- 
antwortet: 


Große Anfrage (I) 

Die Bedeutung der Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien (luK-Technologien) für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung 

(1) Die Informationstechnik — von der Basistechno- 
logie der Elektronik über die Systemkonzepte der 
Datenverarbeitung und der Technischen Kommuni- 
kation bis zu den Anwendungsfeldern der industri- 
ellen Automation, der Bürotechnik, der Unterhal- 
tungselektronik und der neuen Medien — ist von 
grundlegender Bedeutung für die wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung der Bundesrepu- 
blik Deutschland 

(2) Die Förderung der luK-Technik ist in die Wirt- 
schafts-, Finanz- und Forschungspolitik der Bun- 
desregierung eingebettet, die auf günstige und ver- 


läßliche Rahmenbedingungen gerichtet ist Die 
Bundesregierung betrachtet es nicht als Aufgabe 
des Staates, durch Vorgaben für den einzelnen den 
Wirtscheiftsprozeß steuern zu wollen. Vielmehr sind 
das Vertrauen auf die Eigenverantwortung und die 
unternehmerische Entscheidungskompetenz unver- 
zichtbare Voraussetzungen, um eine ausreichende 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Dynamik zu 
sichern. Die marktgerechte Nutzung der luK-Tech- 
niken soll die in den weltweiten Zukunftsmärkten 
liegenden Chancen erschließen. Die Bundesregie- 
rung will auch die Möglichkeiten verbessern, die 
bereitgestellten Dienste zur Bildung, insbesondere 
zur Fort- und Weiterbildung und zur Erleichterung 
des Lebensalltags zu nutzen. Die Ziele und Ansätze, 
die die Bundesregierung bei der Förderung von 
neuen Technologien verfolgt, sind im Bundesbe- 
richt Forschung 1984 im einzelnen dargestellt. 

Die Konzeption der Bundesregierung zur Förde- 
rung der Mikroelektronik, der luK-Techniken — 
angekündigt in der Regierungserklärung vom 
4. Mai 1983 — wurde im März 1984 vom Bundeska- 
binett verabschiedet und veröffentlicht Ein erster 
Fortschrittsbericht wurde dazu am 24. Mai 1985 vor- 
gelegt 
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(3) Für große Teile unserer Gesellschaft bedeutet 
die luK-Technik Hoffnung auf weiteres wirtschaft- 
liches Wachstum, auf neue Arbeitsplätze, leichteren 
Zugang zu Expertenwissen, mehr Freizügigkeit, auf 
schonenderen Umgang mit natürlichen Ressourcen 
und Sicherung einer intakten Umwelt, Bekämpfung 
von Krankheiten, Arbeitserleichterungen und An- 
nehmlichkeiten im täglichen Leben. Dies war ein 
Ergebnis der in der Einleitung der Großen Anfrage 
zitierten Umfrage aus dem Jahre 1983. Für manche 
löst die Einführung der luK-Techniken allerdings 
Befürchtungen aus. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Perspektiven der Informationstechnik möglichst 
frei von Wunschdenken und irrationalen Ängsten 
unter dem Aspekt der wirtschaftlichen Zukunftssi- 
cherung betrachtet werden müssen, ohne dabei 
menschliche Bedürfnisse und gesellschaftliche Pro- 
bleme aus den Augen zu verlieren. 

Die neuen luK-Technologien bieten ein hohes Po- 
tential für den leichteren und intensiveren Kontakt 
und Austausch zwischen Personen. Sie machen die 
Kommunikation von den Beschränkungen des Or- 
tes und der Zeit unabhängiger. 

Tätigkeiten lassen sich außerhalb des Betriebes er- 
ledigen, Informationen in kürzester Zeit verbreiten. 
Wissen auch unabhängig von Schulen, Universitä- 
ten und Bibliotheken abrufen und erwerben, die 
menschliche Arbeitszeit von der Betriebszeit der 
Maschinen abkoppeln. Diese Möglichkeiten, aber 
auch die Risiken (z. B. die Einschränkung persönli- 
cher Kommunikation) verdienen besondere Beach- 
tung im Hinblick auf Personen, die dauernd oder 
vorübergehend an einen bestimmten Ort, (z. B. ihre 
Wohnung oder Gemeinde) gebunden sind oder die 
ihre Arbeitszeit flexibel einteilen möchten. 

(4) Hinsichtlich der möglichen Auswirkungen des 
technischen Fortschritts und hier insbesondere der 
neuen luK-Techniken sieht sich die Bundesregie- 
rung durch eine Vielzahl wissenschaftlicher Unter- 
suchungen in ihrer Meinung bestätigt, daß insge- 
samt nicht mit einer Freisetzung von Arbeitskräf- 
ten zu rechnen ist. Entstehung, Wegfall oder die 
Veränderung von Arbeitsplätzen sind die Folge 
technischen Wandels, der notwendig ist, um ge- 
samtwirtschaftlich gesehen mittel- und langfristig 
Beschäftigung, Einkommen, Wohlstand und unsere 
sozialen Sicherungssysteme nicht zu gefährden. 
Auch für die Beschäftigungswirkungen der luK- 
Techniken ist letztlich der gesamtwirtschaftliche 
Saldo zwischen wegfallenden und neu geschaffenen 
Arbeitsplätzen entscheidend. In der öffentlichen 
Diskussion werden oft die positiven direkten und 
indirekten Beschäftigungseffekte übersehen, die 
mit der Einführung neuer Techniken verbunden 
sind. Sie sind bedingt durch die kosten- und preis- 
senkende sowie einkommenssteigernde Wirkung 
der Einführung neuer Techniken, die die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Wirtschaft erhöhen und damit 
Arbeitsplätze sichern oder neue schaffen. Sie sind 
aber auch bedingt durch die steigende Nachfrage 
nach neuen Produkten, die zunehmende Nachfrage 
nach Investitionsgütern und durch die Mehrbe- 
schäftigung durch Installation, Pflege und Wartung 
der neuen Anlagen. 


(5) Die Bundesregierung nimmt aber auch die 
Furcht von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
ernst, daß durch den vermehrten Einsatz neuer 
Techniken zunehmend Arbeitsplätze verändert 
werden oder verlorengehen könnten. Neue Techni- 
ken mit großer Breitenwirkung haben aber immer 
schon die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Menschen einschneidend verändert Es ist charak- 
teristisch für eine offene, sich fortentwickelnde Ge- 
sellschaft, daß traditionelle Berufe, bewährte Quali- 
fikationen und vertraute Lebensformen durch neu- 
artige ergänzt, vielfach sogar ersetzt werden. Dies 
gilt besonders für viele Arbeitsplätze, auf denen 
Frauen beschäftigt sind. Ihrer bedarfsgerechten 
Qualifizierung kommt entscheidendes Gewicht zu. 
Die Fähigkeit des Menschen, mit veränderten Be- 
dingungen in seiner Lebenswelt umzugehen, ist die 
Grundlage, um gesellscheiftliche Werte wie wirt- 
schaftliche Stabilität, intakte Umwelt, kulturelle 
Identität und Freiräume für die persönliche Entfal- 
tung und damit partnerschaftliches Verhalten in ei- 
ner modernen Gesellschaft zu erhalten und weiter 
zu entwickeln. 

(6) Frauen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer be- 
ruflichen Tätigkeit, ihrer familiären Rolle und ihrer 
Stellung im öffentlichen Leben deutlich von Män- 
nern, auch wenn sich die gesellschaftliche Stellung 
der Frauen in den vergangenen Jahrzehnten in vie- 
len Lebensbereichen verbessert hat. Sie sind auch 
heute noch vielfach im Vergleich zu Männern be- 
nachteiligt. Im Arbeitsleben sind ihre Chancen in 
der beruflichen Bildung geringer, besteht nach wie 
vor der zwischen Männern und Frauen geteilte Ar- 
beitsmarkt, und die Aufstiegschancen sind schlech- 
ter. In der Familie tragen sie nach wie vor oft 
alleine oder doch ganz überwiegend die Verantwor- 
tung für die Kindererziehung und die Haushalts- 
führung, auch wenn sich bei den jüngeren Männern 
ein stärkeres partnerschaftlichers Verhalten ab- 
zeichnet. Im öffentlichen Leben haben sie seltener 
verantwortliche Positionen inne. Frauen werden 
deshalb auch auf andere Art als der Durchschnitt 
der Männer von den Auswirkungen der Informa- 
tionstechnologien betroffen, ohne daß dafür die 
Techniken als solche ursächlich sind. In Ihrer Ant- 
wort auf die Große Anfrage „Frauenarbeitslosig- 
keit“ (Drucksache 10/871) hat die Bundesregierung 
am 11. Januar 1984 diese komplexen Zusammen- 
hänge im Hinblick auf die Erwerbsarbeit bereits 
ausführlich dargestellt. 

Wenn die Chancen neuer Technologien Frauen und 
Männern im Beruf gleichermaßen zugute kommen 
sollen, ist es zunächst erforderlich, die nach wie vor 
bestehende Teilung des Arbeitsmarktes in „Män- 
nerberufe“ und „Frauenberufe“ abzubauen. 

Die Bundesregierung fördert aus diesen Erfahrun- 
gen heraus mit großem Nachdruck die Integration 
von Mädchen in gewerblich-technische Ausbil- 
dungsberufe. Sie unterstützt darüber hinaus durch 
konkrete Maßnahmen die Verbesserung der Be- 
rufschancen von Frauen, insbesondere ihre Qualifi- 
zierungsmöglichkeiten und Aufstiegschancen. Im 
Hinblick auf die familiäre Arbeitsteilung sollen 
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durch Maßnahmen der Bundesregierung, die von 
beiden Geschlechtern in Anspruch genommen wer- 
den können, wie Erziehungsurlaub, Erziehungsgeld 
und die Anerkennung von Erziehungszeiten („Ba- 
byjahr“) bei der Berechnung von Renten, Wahlfrei- 
heit und Chancengleichheit der Partner für beide 
Geschlechter erreicht werden. 

(7) Auch unter Frauen selbst gibt es — hinsichtlich 
ihrer beruflichen Lage, ihrer familiären Situation 
und ihrer Bildung — große Unterschiede, die bewir- 
ken, daß sich die Chancen und Risiken der luK- 
Techniken für diese einzelnen Gruppen je unter- 
schiedlich darstellen. 

Soweit in staatlicher Verantwortung Maßnahmen 
erforderlich sind, um Mädchen und Frauen die Di- 
stanz zur Technik zu nehmen und sie in den Um- 
gang mit neuen Technologien einzuführen, berück- 
sichtigt die Bundesregierung deshalb besonders die 
jeweilige Lebens Situation der Zielgruppe — wie 
etwa von Frauen ohne qualifizierten Berufsab- 
schluß, von Berufsrückkehrerinnen oder Müttern 
von Kleinkindern. 

(8) Die Auswirkungen der luK-Techniken sind kom- 
plex. Sie lassen sich nicht in einer schlichten Ko- 
sten-Nutzen- Bilanz darstellen. Der wirtschaftliche 
Nutzen muß jeweils im Zusammenhang mit den 
Auswirkungen für die Menschen gesehen werden. 
Je nach den Vorbedingungen, die die Nutzer von 
luK-Technologien mitbringen, je nach Branche, 
Vorbildung, Tätigkeit werden die Auswirkungen für 
die einzelnen Personen unterschiedlich sein. Bei 
der Anwendung gilt es daher, die erheblichen Ge- 
staltungsspielräume zu erkennen und auszuschöp- 
fen. 

Die Bundesregierung mißt deshalb der Technikfol- 
genabschätzung großes Gewicht bei. Sie kann dazu 
beitragen, im staatlichen Verantwortungsbereich 
Handlungsalternativen und deren mögliche Konse- 
quenzen besser abzuschätzen. 

(9) Technologische Innovation und soziale Innova- 
tion bedingen einander; sie sind komplementär. Die 
Chancen der technologischen Innovation lassen 
sich nur dann ausschöpfen, wenn auch die soziale 
Innovation gelingt. 

Die Bundesregierung trägt der Komplexität der 
Auswirkungen neuer Techniken im Rahmen ihrer 
Verantwortung durch Maßnahmen auf verschie- 
denen Politikfeldern Rechnung. 

— Wirtschafts-, Finanz- und Forschungspolitik, 

— Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, 

— Bildungs- und Ausbildungspolitik, 

— Familienpolitik, 

— Frauenpolitik. 

Im einzelnen werden die Antworten und Maßnah- 
men der Bundesregierung in den einzelnen Politik- 
feldern im folgenden dargestellt. 


/. Kosten staatlicher Förderung von luK-Technolo- 
gien 

Die Förderung technischer Innovationen liegt heute 
sehr wesentlich in staatlicher Hand. Dies gilt insbe- 
sondere für die luK-Technologien, bei denen die 
Deutsche Bundespost als Netzmonopolist infra- 
strukturelle Vorleistungen bis zum Jahr 2020 in 
Höhe von ca. 300 Mrd. DM plant. Über den Umfang 
staatlicher Innovationsförderung liegen in der Öf- 
fentlichkeit wenig Informationen vor. 

1. Mit welchen finanziellen Mitteln hat die Bundes- 
regierung die Einführung neuer luK-Technolo- 
gien in den Zeiträumen 1979 bis 1982, 1983 bis 
1985 unterstützt bzw. unterstützt sie die Planun- 
gen bis zum Ende des Jahres 1990, und zwar auf- 
geschlüsselt nach 

— folgenden Technikbereichen: Satellitentech- 
nik, Datenverarbeitung, Bürotechnik, Mikro- 
elektronik, Fernmeldetechnik, optische Nach- 
richtentechnik und Optoelektronik, Unterhal- 
tungselektronik sowie die Integration der ver- 
schiedenen Übertragungstechniken, insbe- 
sondere im Bereich der netztechnischen In- 
frastruktur der Deutschen Bundespost sowie 
der Fernmeldedienste, 

— folgenden Förderarten: Förderung von For- 
schung und Entwicklung (im nationalen wie 
internationalen Programm), Pilotprojekte so- 
wie weitere Versuchsprojekte der Technik- 
anwendung und Technikeinführung, Steuer- 
erleichterungen und Abschreibungen, öffent- 
liche Absatzgarantien und Zuschüsse, Sub- 
ventionen, Exportgarantien und Zuschüsse, 
infrastrukturelle Vorleistungen? 

2. Sofern die Bundesregierung nicht in der Lage ist, 
hierzu präzise und umfassende Angaben zu ma- 
chen, welche Informationen liegen vor? Welche 
Schritte werden unternommen, um ein umfas- 
sendes Wissen über staatliche Transferleistun- 
gen für die Privatwirtschaft auf dem Gebiet der 
luK-Technologien zu gewinnen (analog zur vor- 
genommenen Ermittlung von Transferleistungen 
des Staates für die privaten Haushalte)? Beste- 
hen keine derartigen Pläne, welches sind hierfür 
die Gründe? 


Die Fragen 1 und 2 werden wegen des Sachzusam- 
menhangs gemeinsam beantwortet. 

Die Ausgaben des Bundes für Forschung und Ent- 
wicklung, einschließlich der Deutschen Bundespost 
im Bereich der luK-Techniken betrugen für den 
Zeitraum von 1979 bis 1982 1 984,6 Mio. DM. Im Zeit- 
raum von 1983 bis 1985 wurden dafür 1889,1 Mio. 
DM ausgegeben. Die FuE-Ausgaben des Bundes für 
1986 werden mit 693,4 Mio. DM beziffert (ohne 
DBP). Der FuE-Planungsansatz der DBP für den 
Zeitraum von 1986 bis 1989 beträgt 370 Mio. DM. 

Die FuE-Ausgaben des Bundes für die einzelnen 
Bereiche der luK-Techniken in Tabelle 1 sind nach 
Förderschwerpunkten gemäß FuE-Leistungsplan- 
systematik des Bundes aufgeschlüsselt. Dabei ist zu 
beachten, daß der Bereich Technische Kommunika- 
tion die Bürotechnik, Fernmeldetechnik, optische 
Nachrichtentechnik, Optoelektronik, Unterhal- 
tungselektronik, integrierte Übertragungstechni- 
ken und Fernmeldedienste umfaßt. Die Mikroelek- 
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tronik ist unterteilt in elektronische Bauelemente: 
und in die Anwendung der Mikroelektronik bzw.. 
Mikroperipherik. 

Bundesausgaben für Pilotprojekte und weitere Ver- 
Suchsprojekte der Technikanwendung und -einfüh- 
rung sind mit ihren FuE-Ausgaben enthalten. Zu 
den daneben existierenden Ausgaben für solche 
Projekte im Sinne ressortexterner Programme mit 
luK-Anteilen wird auf den 1. Fortschrittsbericht 
1985 zum Regierungsbericht Informationstechnik 
verwiesen (Beispiele: Computerinvestitionspro- 
gramm für Mikrorechner an Hochschulen, Pro- 
gramm Informationstechnik für die Bundeswehr). 
Der 1. Fortschrittsbericht 1985 wurde im Mai 1985 
von der Bundesregierung der Öffentlichkeit vorge- 
stellt. Bei Bundesausgaben für ressortinterne luK- 
Pilot- bzw. Versuchsprojekte wird auf den Bericht 
der Bundesregierung über Konzept und Koordina- 
tion der Informationstechnik in der Bundesverwal- 
tung aufmerksam gemacht, der im Frühjahr 1986 
dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges zugeleitet wurde. 

Im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ können für eine bis zum 31. Dezember 
1987 befristete Probezeit die Errichtung oder der 
Ausbau von Einrichtungen zur Nutzung der neuen 
Techniken zur Individualkommunikation als kom- 
munale Infrastrukturinvestition mit Investitionszu- 
schüssen gefördert werden. Für diese 1985 einge- 
führte Fördermöglichkeit liegt bisher noch kein 
Förderantrag vor. 


Für FuE-Investitionen nach dem 18. Mai 1983 kön- 
nen Sonderabschreibungen bei beweglichen Wirt- 
schaftsgütern bis zu 40 %, bei unbeweglichen Wirt- 
schaftsgütern bis zu 15 % der Anscheiffungs- oder 
Herstellungskosten in Anspruch genommen wer- 
den. Quantitative Angaben in der gewünschten Ab- 
grenzung liegen nicht vor. 

öffentliche Absatzgarantien gibt es nach Kenntnis 
der Bundesregierung nicht. Eine Statistik der über- 
nommenen Hermesbürgschaften und Garantien 
nach einer Aufteilung für die Bereiche der luK- 
Techniken liegt nicht vor. 

Bei Finanzierungszuschüssen an Entwicklungslän- 
der, die u. U. auch im Zusammenhang mit Exporten 
gesehen werden können, sind keine quantitativen 
Angaben möglich. 

Die infrastrukturellen Vorleistungen der DBP für 
die Technische Kommunikation betrugen für den 
Zeitraum von 1979 bis 1982 3 Mio. DM und für die 
Jahre von 1983 bis 1985 11 Mio. DM. Für den Pla- 
nungszeitraum von 1986 bis 1989 sind hierfür 
60 Mio. DM vorgesehen. 

Da es sich bei den Aufwendungen für die Digitali- 
sierung des Telefonnetzes um Ersatz- und Erweite- 
rungsinvestitionen handelt, bleiben diese hier unbe- 
rücksichtigt. 

Die Steuervergünstigungen zur Förderung von For- 
schung und Entwicklung sind in den Subventions- 
berichten der Bundesregierung ausgewiesen. 


Tabelle 1 


Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung nach Förderschwerpunkten 

(in Mio. DM) 


Förderzeit- 

räume 

Bereich der 
luK-Technologien 

1979 bis 1982 

1983 bis 1985 

1986 

Summe 

Satellitentechnik (soweit luK-relevant) 

270,5 

200,9 

60,0 

531,4 

Informationsverarbeitung 

672,0 

368,5 

184,3 

1 224,8 

Technische Kommunikation 

548,2*) 

495,2*) 

137,6 

(370,0)**) 

1 181,0 

Elektronische Bauelemente 

Anwendung der Mikroelektronik; 

339,6 

421,4 

236,5 

997,5 

Mikroperipherik 

154,3 

403,1 

75,0 

632,4 

zusammen . . . 

1 984,6 

1 889,1 

693,4 

4 567,1 


*) Darin enthalten sind Sachmittelausgaben sowie Ausgaben für Forschungsaufträge an Dritte der DBP (nicht enthal- 
ten ist der eigene Personalaufwand der DBP) 

1979 bis 1982 - 223,4 Mio. DM 
1983 bis 1985 - 162,1 Mio. DM. 

**) FuE- Ausgaben der DBP für 1986 bis 1989 (Definition wie unter *) 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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zuletzt im 10. Subventionsbericht (Drucksache 
10/3821, Nummern 40, 45, 50, 64, 103 und 104). 

Der Anteil der luK-Techniken an diesen Angaben 
läßt sich mangels statistischer Unterlagen nicht er- 
mitteln. 


3. Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung bezüglich der Ausgaben der einzelnen Bun- 
desländer sowie deren Planungen für die o. g. 
Technikbereiche vor? 

Der Bundesregierung liegen lediglich sehr verein- 
zelte und nicht in der gewünschten Form zusam- 
menfaßbare Informationen über die Aktivitäten der 
Länder im Bereich neuer Technologien vor. In der 
Regel ist davon auszugehen, daß pauschale Zuwei- 
sungen an die Hochschulen gegeben werden, die 
eine Untergliederung nach Forschung und Lehre 
bzw. nach Disziplinen nicht ermöglichen. 


4. Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung bezüglich der Ausgaben der Industrie für 
die in Frage 1 genannten Zeiträume vor? 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
bzgl. der Ausgaben der Industrie für luK-Technolo- 
gien in den in Frage 1 genannten Zeiträumen vor. 
Ergänzend kann darauf verwiesen werden, deiß die 
Bundesregierung in ihrem Bundesbericht For- 
schung bzw. dem zugehörigen Faktenbericht regel- 
mäßig auch über die Ausgaben des Wirtschaftssek- 
tors für Forschung und Entwicklung in der Gliede- 
rung nach Wirtscheiftszweigen berichtet. Die zu- 
grundeliegenden Daten werden von der SV-Ge- 
meinnützigen Gesellschaft für Wissenschaftsstati- 
stik m.b.H. im Stifterverband für die Deutsche Wis- 
senschaft, Essen, in zweijährigem Rhythmus erho- 
ben und veröffentlicht Die Arbeitsschriften der Ge- 
sellschaft enthalten ausführliche Informationen zu 
Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft; über 
die Wirtschedtszweiggliederung hinaus (also etwa 
nach Technikbereichen) ist jedoch keine Gliede- 
rung der FuE- Ausgaben der Wirtschaft möglich. 


5. Die Bundesregierung fördert die luK-Technolo- 
gien mit dem Versprechen auf Abbau der Er- 
werbslosigkeit und neuen Wohlstand. 

Wie finanziert die Bundesregierung ihre Förde- 
rung der luK-Technologien, und wie bewertet sie 
in diesem Zusammenhang die nachfolgend ge- 
nannten Umverteilungsmaßnahmen: 

a) In den Jahren 1982 bis 1984 sind den Arbeit- 
nehmern und Sozialeinkommensempfängern 
(durch Eingriffe in der Arbeitslosen-, Renten- 
und Krankenversicherung, bei Sozialhilfe, 
Wohngeld, öffentlichem Dienst und Familie) 
Einschränkungen in Höhe von 63 Mrd. DM 
auferlegt worden (Hickel, Der Sozialabbau ist 
das Werk von Neidern des Sozialstaates, in: 
Frankfurter Rundschau vom 5. Januar 1985). 


b) Zusätzlich wurden die privaten Haushalte 
1984 durch die Auswirkungen der Steuerbe- 
schlüsse um 8,4 Mrd. DM mehr belastet, wäh- 
rend die Unternehmen um 5,6 Mrd. DM entla- 
stet wurden (Deutsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung; Rudolf Hickel, a. a. O.). 

c) Die Arbeiterwohlfahrt beziffert den Umfang 
dieser gewaltigen Umverteilung zugunsten 
der wirtschaftlich Stärkeren bis 1985 auf 210 
Mrd, DM (Informationsblatt der Arbeiterwohl- 
fahrt, „Sozialabbau“ 1984). 

d) Die Folgen dieser technologiebedingten Um- 
strukturierung sind auch nicht mehr durch 
Mehrarbeit aufzufangen. Nach einer Reprä- 
sentativerhebimg glauben 60 % der Arbeitneh- 
mer/innen in der Erwerbsarbeit ihre persönli- 
che Belastungsgrenze erreicht zu haben (für 
Hausarbeit wurde dies bisher nicht erhoben). 

e) 55 % der Arbeitnehmer/innen haben ihren Le- 
bensstandard in den letzten Jahren gerade 
halten können, 38 % mußten sich bereits ein- 
schränken (Repräsentativbefragung des Insti- 
tuts zur Erforschung sozialer Chancen, Ar- 
beitsmaterialien Nr. 7, 1984)? 

Das Einkommen und der Lebensstandard sowohl 
von Arbeitnehmern als auch von Sozialhilfempfän- 
gern haben sich seit 1983 nicht verschlechtert, son- 
dern wesentlich verbessert aufgrund der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung, die 
mehr Wachstum, Beschäftigung, Einkommen und 
Preisstabilität ermöglichte. Hierzu hat auch der Fa- 
milienlastenausgleich mit einem Gesamtvolumen 
von über 10 Mrd. DM beigetragen. 

Die in den einzelnen Fragen gemachten Feststel- 
lungen beruhen auf Erhebungen und Untersuchun- 
gen aus dem Jahr 1984, die die tatsächliche Situa- 
tion in den Jahren 1982 und 1983 wiedergeben und 
sich damit kritisch auseinandersetzen. Die aus die- 
sen alten Zahlen gezogenen Schlußfolgerungen für 
das Jahr 1986 treffen nicht zu. In der Zwischenzeit 
hat sich durch die wiedergewonnene Wirtschaftsdy- 
namik und durch eine Reihe von Maßnahmen der 
Bundesregierung der Lebensstandard der privaten 
Haushalte und der Sozialhilfeempfänger wie be- 
reits ausgeführt ganz wesentlich verbessert (vgl. 
dazu im einzelnen die Angaben im Sozialbericht 
1986). 

Die Bundesregierung hat nach ihrem Amtsantritt 
ihr Schwergewicht auf die Konsolidierung des 
Staatshaushaltes gelegt und damit auch die Voraus- 
setzungen dafür geschaffen, daß notwendige inve- 
stive Meißnahmen vorgenommen werden konnten 
bzw. können. 

Um insbesondere die finanziellen Grundlagen der 
Rentenversicherung und der Arbeitslosenversiche- 
rung zu sichern, waren auch Konsolidierungsmaß- 
nahmen im Sozialbereich unumgänglich. Ohne 
diese Maßnahmen sowohl auf der Ausgaben- als 
auch auf der Einnahmeseite hätte man entweder 
die Sozialleistungen drastisch beschneiden oder die 
Beiträge bzw. Staatszuschüsse zur Sozialversiche- 
rung erheblich steigern müssen. 

Die aus der Anhebung der Umsatzsteuer erzielten 
Einnahmen werden insbesondere zur Finanzierung 
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von steuerlichen Maßnahmen zur Wiederbelebung 
der Wirtschaft eingesetzt. Insgesamt wurde durch 
eine solide, auf Stetigkeit und Verläßlichkeit ange- 
legte marktwirtschaftliche Politik ein entscheiden- 
der Beitrag zur Stärkung der Innovations- und In- 
vestitionskraft der Unternehmen, der Eigenkapital- 
bildung und der internationalen Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft geleistet. Die erfolg- 
ten steuerlichen Entlastungen für die Wirtschaft er- 
möglichen ein sich selbst tragendes Wirtschafts- 
wachstum und sind eine wesentliche Voraussetzung 
für die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplät- 
zen. Wirtschaftliches Wachstum und mehr Beschäf- 
tigung sind auch Voraussetzung für die Aufrechter- 
haltung und Leistungsfähigkeit der sozialen Siche- 
rungssysteme. 

Auf der Grundlage weitgehend konsolidierter Haus- 
halte und nicht zuletzt auch durch die deutliche: 
Verringerung der Nettokreditaufnahme konnte die 
Bundesregierung Sozialleistungen verbessern, bei- 
spielsweise durch die Verlängerung des Arbeitslo- 
sengeldanspruchs für ältere Arbeitslose, durch Er- 
höhung beim Wohngeld und durch die Einführung 
des Erziehungsgeldes für alle Mütter sowie für Vä- 
ter und die Gewährung des Erziehungsurlaubs. 

Zusätzlich hat die zum 1. Januar 1986 in Kraft ge- 
tretene erste Phase des Steuersenkungsgesetzes 
insbesondere im Bereich des Familienlastenaus- 
gleichs zusammen mit der weitgehend wiederer- 
langten Preisstabilität die Einkommenslage der 
Privathaushalte deutlich verbessert. Die zum 1. Ja- 
nuar 1988 in Kraft tretende zweite Stufe wird durch 
eine deutliche Abflachung des Progressionsverlaufs 
weitere spürbare Steuerentlastungen bringen. 

Erwähnt werden sollte in diesem Zusammenhang 
das seit Anfang 1984 geltende Vermögensbeteili- 
gungsgesetz, das für die Arbeitnehmer gezielte An- 
reize zur verstärkten Beteiligung an Produktivver- 
mögen geschaffen hat. Das Zweite Vermögensbetei- 
ligungsgesetz, das Anfang des nächsten Jahres in 
Kraft treten soll, wird diese Ausrichtung noch ver- 
stärken. 

Nach den Ergebnissen der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung stieg das Bruttoeinkommen aus 
Erwerbstätigkeit und Vermögen je Arbeitnehmer- 
haushalt von rd. 60 400 DM in 1979 um 26,6 % auf rd. 
76 400 DM in 1984. Im Rahmen der Umverteilung 
erhielten die Haushalte in beiden Vergleichsjahren 
zu diesem Bruttoeinkommen noch jeweils über 7 % 
an laufenden Übertragungen (z. B. Rente, Pension, 
Kindergeld). Von diesem Gesamteinkommen haben 
die Haushalte 1979 41,3 % und 1984 44,8 % an Über- 
tragungen (direkte Steuern, Sozialbeiträge, Zinsen 
auf Konsumentenschulden sowie sonstige Übertra- 
gungen wie z. B. Kirchensteuer, Nettoprämien für 
Schadenversicherungen, Beiträge an Vereinigun- 
gen, Heimatüberweisungen ausländischer Arbeit- 
nehmer) geleistet. 

Das nach der Umverteilung verbleibende verfüg- 
bare Einkommen je Haushalt stieg in den fünf Jah- 
ren um 18,7 %. Um eine Aussage über die Entwick- 
lung des Lebensstandards — gemessen an der 
Kaufkraft — treffen zu können, muß man die Ent- 


wicklung der Preise berücksichtigen. Von 1979 bis 
1984 ist der Preisindex für 4-Personen-Arbeitneh- 
merhaushalte mit mittlerem Einkommen um insge- 
samt 24,6 % gestiegen. Deshalb haben die realen 
verfügbaren Einkommen je Haushalt um 4,8 % ab- 
genommen. Da sich der Preisanstieg stark abge- 
flacht hat (1981 -h6,3%, 1984 +2,4%, 1985 +2,1%, 
1986 voraussichtlich 0 %) und das wirtschaftliche 
Wachstum anhält, kann davon ausgegangen wer- 
den, daß sich die positive Entwicklung der verfüg- 
baren Einkommen fortsetzt 


6. Experten vermuten, daß sich selbst dann, wenn 
sich die augenblickliche wirtschaftliche Lage er- 
heblich verbessert, „die Zahl der Arbeitslosen am 
Ende dieses Jahrzehnts nochmals um 2 Mio. er- 
höhen wird“, und zwar durch ein „Zusammenwir- 
ken von innerbetrieblicher Rationalisierung der 
Büroarbeit elektronischer Selbstbedienung und 
dem Rationalisierungseffekt der elektronischen 
Fernarbeit“ (Zerdick in: Rau/von Rüden, Hrsg., 
Die neuen Medien — eine Gefahr für die Demo- 
kratie?, 1984). 

Welche finanziellen Belastungen kommen in ei- 
nem solchen Fall zusätzlich auf die Bundesregie- 
rung bzw. auf die Steuerzahler/innen zu (Kosten 
der Erwerbslosigkeit, Sozialhilfe, Rentenausfälle, 
psychosoziale und andere Gesundheitsdienste)? 

Die Erwartung, daß sich die Zahl der Arbeitslosen 
Ende dieses Jahrzehnts rationalisierungsbedingt 
nochmals um 2 Millionen erhöhen wird, muß als un- 
realistisch angesehen werden, denn es würde zu 
einseitig nur der Freisetztungseffekt durch Ratio- 
nalisierung gesehen. Die — meist indirekten — ar- 
beitsplatzschaffenden Wirkungen des technischen 
Fortschritts etwa durch steigende Einkommen, 
durch Erschließung neuer Märkte oder die Steige- 
rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
müssen gegengerechnet werden. Man muß erken- 
nen, daß im Zuge des Strukturwandels bei positi- 
vem Wirtschaftswachstum, das über dem Wachs- 
tum der Arbeitsproduktivität liegt, neue Arbeits- 
plätze entstehen. Für 1986 rechnet die Bundesregie- 
rung bei einem Wirtschaftswachstum von rd. 3% 
und einer Zunahme der Produktivität je Beschäftig- 
ten von 2 % mit einem Anstieg der Erwerbstätigen- 
zahl von ca. 300 000. 

Das Tempo des Produktivitätsfortschritts verändert 
sich nicht unabhängig vom Umfang wirtschaftli- 
cher Aktivität, sondern steigt und fällt mit dem 
Tempo des Wirtschaftswachstums. In den letzten 
25 Jahren ist daher mit der Verlangsamung des 
Wirtscheiftswachstums und dem Strukturwandel 
das Tempo des Produktivitätsfortschritts im Trend 
ständig gesunken und nicht gestiegen. Für eine Um- 
kehrung dieser Tendenz gibt es bislang keine empi- 
rischen Belege. Nach einer von der Prognos AG im 
Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit durchgeführ- 
ten eingehenden Projektion der Arbeitslandschaft 
bis zum Jahre 2000 wird der gesamtwirtschaftliche 
Produktivitätsfortschritt im Verhältnis zum Wirt- 
schaftswachstum zwar nicht weiter abnehmen, aber 
auch nicht drastisch steigen. 
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Nach Vorausschätzungen des Instituts für Arbeits- 
markt- und Benifsforschung der Bundesanstalt für 
Arbeit wird das Potential an Erwerbspersonen bis 
1990 um ca. 300 000 Personen höher sein als 1984. 
Nach 1990 wird das Erwerbspersonenpotential aus 
demographischen Gründen stärker absinken. 

Unter der Voraussetzung eines jährlichen Wirt- 
schaftswachstums von 3 bis 3,5 % könnten nach 
Vorausschätzungen des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft bis Ende des Jahrzehnts ca. 1 Million 
neuer Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Eine Vorausschätzung der finanziellen Belastungen 
der Bundesregierung durch die unrealistischer- 
weise angenommene Erhöhung der Zahl der Ar- 
beitslosen erübrigt sich. 


7. Arbeitswissenschaf tier/innen haben festgestellt, 
daß der Einsatz von luK-Technologien im Pro- 
duktions- und Dienstleistungsbereich zu einer er- 
heblichen Zunahme von psychomentalem Streß 
führt und gravierende gesundheitliche Beein- 
trächtigungen nach sich ziehen kann (z. B. Woll- 
pert, zusammenfassend in Bild und der Wissen- 
schaft 11/1984). 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Ko- 
sten, mit denen das Gesundheitssystem hier- 
durch belastet werden könnte? Sofern darüber 
keine Vorstellungen vorliegen, wie beabsichtigt 
sie, zu entsprechenden Informationen zu gelan- 
gen? 

Der vorbeugende, eine Gefährdung am Arbeitsplatz 
ausschließende Gesundheitsschutz hat für die Bun- 
desregierung auch beim Einsatz von luK-Technolo- 
gien entscheidende Priorität. Die bisher vorliegen- 
den Erkenntnisse über das Vorkommen psycho- 
mentalen Stresses beim Einsatz von luK-Technolo- 
gien im Produktions- und Dienstleistungsbereich 
sind nicht eindeutig. Fundierte wissenschaftliche 
Aussagen, die die heute noch offenen Fragen ver- 
läßlich und eindeutig beantworten könnten, liegen 
noch nicht vor. Aus dem zum Teil widersprüchli- 
chen Gesamtbild läßt sich wohl noch am ehesten 
der Schluß ziehen, daß die jeweiligen konkreten Ar- 
beitsbedingungen entscheidend davon abhängen, 
wie die luK-Technologien in den Betrieben einge- 
führt und in die vorhandenen arbeitsorganisatori- 
schen Abläufe integriert werden. Auf diese prinzi- 
pielle Gestaltbarkeit der neuen luK-Technoligien 
hat die Bundesregierung mehrfach hingewiesen 
(z. B. im Bericht der Bundesregierung zur Planung 
für die Weiterentwicklung des Programms „Huma- 
nisierung des Arbeitslebens“ (Drucksache 10/16 
vom 6. April 1983) sowie in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Große Anfrage der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP zum Programm Forschung 
zur Humanisierung des Arbeitslebens (Drucksache 
10/4196 vom 8. November 1985). 

Die gesundheitlichen Folgen eines ungünstig ge- 
stalteten Einsatzes neuer luK-Technologien dürften 
nach allen vorliegenden Hinweisen unspezifischer 
Art sein. Hierauf deuten sowohl deutsche als auch 
ausländische Quellen hin; so wurden in einer Erör- 
terung dieser Fragen mit dem National Institute for 


Occupational Safety and Health (NIOSH) der USA 
gerade diese unspezifischen, potentiellen Wirkun- 
gen als Grund dafür bezeichnet, daß derzeit keine 
verläßlichen Aussagen über die gesundheitlichen 
Auswirkungen neuer Technologien möglich sind. 

Sind diese Fragen derzeit noch nicht einmal quali- 
tativ hinreichend zu beantworten, so scheitert eine 
quantitative Abschätzung evtl. Kosten für das Ge- 
sundheitssystem notwendigerweise erst recht. Um 
hier zukünftig auf einer verbesserten Informations- 
grundlage handeln zu können, hat die Bundesregie- 
rung im Rahmen ihres Programms „Forschung zur 
Humanisierung des Arbeitslebens“ drei neue For- 
schungsschwerpunkte veröffentlicht bzw. vorbe- 
reitet: 

1. Arbeitsbedingungen und Gesundheit von Er- 
werbstätigen (März 1985), 

2. Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit 
neuen luK-Techniken (September 1985), 

3. Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit 
neuen Produktionstechniken (in Vorbereitung). 

Neben der Aufklärung von Ursache-Wirkung-Bezie- 
hungen sollen im Rahmen dieser Schwerpunkte 
vorrangig Modelle entwickelt werden, in denen bei 
Einsatz neuer Technologien die Gesundheit der Ar- 
beitnehmer gewährleistet werden kann. 


8. Durch ihre Netz- und Fernmeldepolitik unter- 
stützt die Bundesregierung die Entstehung von 
Telearbeit Die schon vorliegenden Erfahrungen 
lassen erwarten, daß es sich dabei zum großen 
Teil um Heimarbeitsplätze und dabei in erhöh- 
tem MeUJe um nichtsozialversicherungspflichtige 
Arbeitsplätze handelt. 

a) Welche Erkenntnisse über die Anzahl von 
Teleheimarbeitsplätzen imd über den Anteil 
nichtsozialversicherungspflichtiger Tätigkei- 
ten in diesem Bereich liegen der Bundesregie- 
rung vor? 

b) Mit welchem Zuwachs von Teleheimarbeits- 
plätzen rechnet die Bundesregierung in den 
kommenden fünf Jahren? 

c) Wie hoch wären die Beitragsausfälle für die 
Sozialversicherungssysteme, wenn 10% der 
derzeit sozialversicherungspflichtigen weibli- 
chen Beschäftigten in nichtsozialversiche- 
rungspflichtigen Arbeitsverhältnissen be- 
schäftigt werden? 

d) Welche Steuerausfälle hat eine solche Ver- 
schiebung deshalb zur Folge, weil die steuerli- 
chen Vorteile des Ehegatten-Splittings ver- 
stärkt zum Tragen kommen, wenn das Ein- 
kommen der Ehefrau sinkt bzw. steuerlich 
nicht mehr erfaßt wird? 

Die Tele-Arbeit ist ein Phänomen mit hohem Auf- 
merksamkeitswert und geringer Realisierung. Dis- 
kussionen über neue Informations- und Kommuni- 
kationstechniken, über die Beziehungen zwischen 
technischen Entwicklungen und Frauenarbeit, über 
neue Regionalstrukturen münden immer wieder in 
die Diskussion über Telearbeit ein. 
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Genaue Zahlen und vor allem zuverlässige Progno- 
sen für die Entwicklung im Bereich der Telearbeit 
liegen noch nicht vor. Auch ist z. Z. noch nicht be- 
kannt, wie die Beschäftigungsverhältnisse, in denen 
Telearbeit geleistet wird, in der Regel rechtlich aus- 
gestaltet sind. Es kann sich dabei um Arbeitneh- 
mer, in Heimarbeit Beschäftigte oder auch um Selb- 
ständige handeln, die auf der Grundlage von Werk- 
verträgen tätig werden. Die generelle Gleichsetzung 
von Telearbeit in der Wohnung mit der Heimarbeit 
im Sinne des Heimarbeitsgesetzes ist deshalb pro- 
blematisch. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
bestehenden arbeitsrechtlichen Gesetze auch auf 
die Arbeitsverhältnisse von sog. Außenarbeitneh- 
mern, die keine Heimarbeit verrichten, sondern 
echte Arbeitnehmer sind, in vollem Umfang Anwen- 
dung finden. Es besteht allerdings die Gefahr, daß 
arbeitsrechtliche Regelungen, die auf der gemeinsa- 
men Arbeitsleistung der Arbeitnehmer im Betrieb 
aufbauen, durch die Verlagerung des Arbeitsplatzes 
in die Wohnung ihre Grundlage verlieren und die 
von Telearbeit betroffenen Arbeitnehmer nicht 
wirksam schützen können. 

Um die für die Beurteilung dieser Fragen im einzel- 
nen notwendigen tatsächlichen Grundlagen zu ge- 
winnen und mögliche Auswirkungen der Telearbeit 
auf das geltende Recht einschätzen zu können, hat 
die Bundesregierung ein Forschungsvorhaben 
hierzu vom Institut für Rechtsinformatik der Uni- 
versität Hannover (Leiter Prof. Dr. Kilian) erstellen 
lassen. In diesem Gutachten werden in einem empi- 
rischen Teil die bestehenden Formen der Telearbeit 
und in einem darauf aufbauenden Rechtsgutachten 
mögliche Auswirkungen auf das geltende Arbeits- 
recht dargestellt Die Untersuchung hat ergeben, 
daß bisher Telearbeit nur in Ausnahmefällen vor- 
kommt. 

Sozialversicherungsrechtlich sind Heimarbeiter 
den abhängig Beschäftigten gleichgestellt Für die 
Teleheimarbeiter besteht somit der gleiche soziale 
Schutz wie für Arbeitnehmer. In der Kranken- und 
Rentenversicherung kann auch für selbständige Te- 
learbeiter Versicherungspflicht bestehen, wenn sie 
infolge ihrer wirtscheiftlichen Abhängigkeit eine 
ähnliche Stellung wie Hausgewerbetreibende ein- 
nehmen. Da es für die sozialversicherungsrechtli- 
che Beurteilung der Telearbeit auf die tatsächlichen 
Gegebenheiten der Tätigkeit ankommt und nicht 
auf die formale Gestaltung der Verträge, wird es 
praktisch nicht möglich sein, die Versicherungs- 
pflicht für diesen schutzwürdigen Personenkreis zu 
umgehen. 

Ob bei der Ausübung von Telearbeit die Versiche- 
rungs- und Beitragspflicht zur Kranken- und Ar- 
beitslosenversicherung deshalb entfällt, weil der 
Umfang der Tätigkeit die Grenzen einer sozialversi- 
cherungsfreien geringfügigen Beschäftigung nicht 
überschreitet, kann nur im Einzelfall unter Berück- 
sichtigung aller Umstände festgestellt werden. Sozi- 
alversicherungsfreie geringfügige Beschäftigungen 
sind vor allem in zeitlicher Hinsicht stark begrenzt. 
Es kommt nur eine Beschäftigung für die Dauer 
von zwei Monaten bzw. 50 Tagen pro Jahr oder bei 
Dauerbeschäftigung von regelmäßig weniger als 15 
Stunden je Woche in Betracht. Im Rahmen einer 


Dauerbeschäftigung ist außerdem das aus der ge- 
ringfügigen Beschäftigung höchstzulässig erziel- 
bare Arbeitsentgelt auf 410 DM monatlich (Wert für 
1986) begrenzt. 

Im Hinblick auf die notwendigen Investitionen zur 
Schaffung eines Teleheimarbeitsplatzes erscheint 
es nicht wahrscheinlich, daß nur eine geringfügige 
Beschäftigung für die Arbeitgeber in Betracht 
kommt. Die Frage läßt sich im übrigen nicht beant- 
worten, weil über die in der Fragestellung vorausge- 
setzte Verschiebung zwischen sozialversicherungs- 
pflichtiger und sozialversicherungsfreier Erwerbs- 
tätigkeit von Ehefrauen keine Daten zur Verfügung 
stehen. 

Im übrigen stellt das Splitting-Verfahren bei der 
Besteuerung von Ehegatten ein vom Bundesverf as- 
sunsgericht bestätigtes verfassungsgemäßes Be- 
steuerungsverfahren dar. 


9. Staatliche Innovationsförderung und staatliche 
Kosten bei erhöhter Erwerbslosigkeit, erhöhten 
Aufwendungen für Gesundheit und höheren De- 
fiziten in der Rentenfinanzierung sind nur einige 
— in Geldgrößen abschätzbare — Kosten, die 
durch die Einführung der luK-Technologien an- 
falleri. 

Welche Anstrengungen unternimmt die Bundes- 
regierung, um zu einer Bilanzierung von Kosten 
und Nutzen im Bereich der luK-Technologien zu 
gelangen, und auf welchen Annahmen (nach 
Struktur und Höhe) basiert der von der Regie- 
rung behauptete volkswirtschaftliche Nutzen? 
Wie wird dieser behauptete oder ermittelte Nut- 
zen mit den Kosten verrechnet umd mit welchem 
Ergebnis? 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß für die An- 
nahme, daß mit der Einführung neuer luK-Techno- 
logien steigende staatliche Kosten bei wachsender 
Erwerbslosigkeit, höhere Aufwendungen für Ge- 
sundheit oder größere Defizite in der Rentenversi- 
cherung verbunden sein werden. Die Erfahrung 
zeigt vielmehr, deiß ein hoher volkswirtschaftlicher 
Nutzen am ehesten dann gewährleistet ist, wenn 
Verbraucher und Produzenten ihre Entscheidungen 
dezentral auf Märkten fällen und dabei je für sich 
versuchen, einen möglichst hohen Nutzen bei mög- 
lichst geringen Kosten zu erzielen. Dies gilt auch 
für den Bereich der luK-Technologien. Es ist weder 
möglich noch nötig, die Kosten und Nutzen der Ein- 
führung von luK-Technologien für die gesamte 
Volkswirtschedt — wie in der Frage unterstellt — 
quantitativ abzuschätzen. Außer direkten müssen 
auch indirekte Effekte, und außer kurzfristig sicht- 
baren auch langfristig und erst in Zukunft wirk- 
same Folgen berücksichtigt werden. Hinzu kommt, 
daß eine Beschränkung auf heute schon quantifi- 
zierbare Aufwendungen und Erträge die Bilanz ver- 
zerren würde, weil vielfach Kosten heute quantifi- 
zierbar anfallen, Erträge aber erst in Zukunft und 
mit größerer Unsicherheit abschätzbar sind. 

Aus diesen Gründen sieht die Bundesregierung 
statt einer globalen Bilanzierung das Instrument 
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der Technikfolgenabschätzung als geeigneter an, 
um in einem komplexen Handlungsfeld Orientie- 
rungswissen zu schaffen und Optionen für ihr Han- 
deln zu klären. Soweit möglich, werden mit Hilfe 
von Szenarien mögliche Entwicklungsverläufe und 
dazu aufeinander abgestimmte empirische Untersu- 
chungen zu Teilfragen herangezogen. Diese empi- 
risch gestützten Grundaussagen, wie sie etwa in 
den 1985 ausgeschriebenen Folgeprojekten zur sog. 
Meta- Studie über „Arbeitsmarktwirkungen neuer 
Technologien“ erreicht werden sollen, werden von 
qualitativen Studien ergänzt, in denen beispielhaft 
Zusammenhänge untersucht oder künftige Wirkun- 
gen der neuen Techniken, etwa auf Qualifikation, 
Freizeitverhalten, Familienleben, Persönlichkeits- 
entwicklung abgeschätzt werden. Dabei werden in 
mehreren z. Z. laufenden Vorhaben, die vom Bun- 
desministerium für Forschung und Technologie zu 
den Themen „Technisierung des Haushalts“ und 
„Qualifikationsentwicklung und Arbeitsbedingun- 
gen“ mit einem finanziellen Volumen von ca. 1,3 
Millionen DM gefördert werden, die Auswirkungen 
der technischen Entwicklung für Frauen besonders 
berücksichtigt. Im Bereich der Informationstechnik 
diente u. a. die internationale Konferenz „1984 und 
danach“ vom Dezember 1984, die von der Bundesre- 
gierung zusammen mit der OECD veranstaltet wur- 
de, diesem Ziel, quantitative und qualitative Aussa- 
gen zu den Folgen der Informationstechnik zusam- 
menzutragen, öffentlich zu diskutieren und damit 
Orientierungswissen darüber zu schaffen, wie 
eine künftige „Informationsgesellschaft“ aussehen 
könnte und wo potentielle Gefahrenbereiche lie- 
gen. 


10. Die Bundesregierung stellt sich auf den Stand- 
punkt, der Staat solle nur subsidiär bei der pri- 
vaten Daseinsvorsorge tätig werden und nimmt 
unter anderem auf diesem Hintergrund eine 
Umverteilung in Milliardenhöhe von staatlichen 
Leistungen weg von den Privathaushalten und 
hin zur Industrie vor. 

Mit welchen Argumenten will sie diesen Stand- 
punkt aufrechterhalten, obwohl ihre Maßnah- 
men der technischen Innovationsförderung die 
Möglichkeiten privater Daseinsvorsorge dra- 
stisch einschränken? Welche Vorkehrungen 
meint die Bundesregierung treffen zu können, 
damit Menschen nicht als Folge staatlicher Poli- 
tik staatliche Hilfsleistungen bei Erwerbslosig- 
keit, Beeinträchtigung der Gesundheit und feh- 
lender Alterssicherung in Anspruch nehmen 
müssen? 

Das System der Sozialleistungen in der Bundesre- 
publik Deutschland ist hoch entwickelt. Auf der 
Grundlage umfassender und differenzierter sozial- 
gesetzlicher Bestimmungen greift der Staat in 
wichtige Bereiche der Daseinsvorsorge ein. Es kann 
überhaupt nicht davon die Rede sein, der Staat 
werde nur subsidiär bei der privaten Daseinsvor- 
sorge tätig. 

Das Sozialbudget, d. h. die Summe aller für soziale 
Zwecke aufgewandten Güter und Leistungen, 
dürfte sich 1985 auf rd. 570 Mrd. DM belaufen; das 


bedeutet gegenüber 1983 eine Steigerung um 6 V 2 %. 
Die Sozialleistungsquote (Sozialbudget in v. H. des 
Bruttosozialprodukts) beträgt rd. 31%. 

Im Jahre 1985 erreichten allein die Ausgaben in der 
Rentenversicherung ein Volumen von rd. 175 Mrd. 
DM, in der gesetzlichen Krankenversicherung ein 
solches von rd. 115 Mrd. DM und bei der Arbeitsför- 
derung beliefen sich die Ausgaben auf rd, 
39 Mrd. DM. 

Ein Eingehen auf Frage 2 erübrigt sich, da die Fra- 
gestellung von unzutreffenden Voraussetzungen 
ausgeht. 

IL Erwerhsarheit 

luK-Technologien erlauben es, menschliche Arbeit 
unabhängig von Zeit und Raum zu organisieren 
und den Arbeitseinsatz so genau zu steuern und zu 
kontrollieren, daß er auf wenige Stunden konzen- 
triert und je nach betrieblichem Bedarf abgerufen 
werden kann. Sie erlauben es darüber hinaus, Ar- 
beit durch elektronische Selbstbedienung auf die 
Kunden zu verlagern oder gänzlich der Maschine 
zu überantworten. 

Aufgrund dieser Charakteristika ermöglichen luK- 
Technologien eine bislang noch nie dagewesene 
zeitliche und örtliche Flexibilisierung von Arbeits- 
verhältnissen und parallel dazu die Möglichkeit zur 
Vernichtung eines wesentlichen Anteils von Frau- 
enerwerbsarbeitsplätzen, 

Umstrukturierung des Arbeitsmarktes 

11. Wissenschaftliche Untersuchungen prognosti- 
zieren einhellig, daß die bereits vorhandene ge- 
schlechtsspezifische Aufteilung des Arbeits- 
marktes sich durch den Einsatz von luK-Tech- 
nologien noch erheblich verschärfen wird. 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um gegenwärtige und zukünftig zu er- 
wartende Diskriminierung von Frauen im Er- 
werbsleben zu beseitigen bzw. zu verhindern? 

Die Bundesregierung teilt nicht die Meinung, daß 
wissenschaftliche Untersuchungen zu den in der 
Frage genannten Sachverhalten „einhellig“ seien. 

Soweit Arbeitsplatzrisiken im Zusammenhang mit 
der Einführung neuer Technologien bislang aufge- 
treten sind, lagen sie vor allem im Bereich der un- 
und angelernten Tätigkeiten, während neue Ar- 
beitsplätze vorwiegend auf höheren beruflichen 
Qualifikationsebenen im Bereich der Arbeitsvorbe- 
reitung und der Wartung, gehobener Sachbearbei- 
tertätigkeiten und technischer Berufe entstehen. 
Dieser Zusammenhang gilt für beide Geschlechter 
gleichermaßen. Er wirkt sich aber unterschiedlich 
für sie aus, weil Frauen seltener als Männer in den 
neuen Berufen oder Tätigkeitsfeldern ausgesbildet 
sind und sich statt dessen auf solche Tätigkeiten 
konzentrieren, die als eher routinisierbar und auto- 
matisierbar gelten. Ursächlich hierfür ist aber nicht 
der Einsatz neuer luK-Technologien, sondern die 
nach wie vor auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land feststellbare Benachteiligung von Frauen im 
Arbeitsleben. 
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Diese ist in erster Linie Folge gesellschaftlicher 
Wertvorstellungen, die sich über Jahrhunderte ge- 
bildet und gefestigt haben. Einer der zentralen 
Gründe für die Benachteiligung ist auch die heute 
noch vorherrschende Auffassung, daß Frauen für 
Aufgaben in der Familie in erster Linie verantwort- 
lich sind und dafür ihre berufliche Entwicklung so- 
wie ihr Engagement in der Gesellschaft zurückzu- 
stellen haben. Diese Einstellung führt dazu, daß ih- 
nen gerade im Beruf überwiegend nicht die 
gleichen Chancen eingeräumt werden wie Män- 
nern. Für Frauen ist es daher insbesondere erfor- 
derlich, zusätzliche berufliche Qualifikationen zu 
erwerben, die ihnen den Umgang mit neuen Techni- 
ken ermöglichen. Es ist in erster Linie sowohl Auf- 
gabe der Betroffenen selbst als auch der Wirtschaft, 
rechtzeitig den aktuellen und künftigen Qualifika- 
tionsbedarf zu erkennen und für entsprechende 
Qualifikationen Sorge zu tragen. Die Bundesregie- 
rung leistet hierzu mit einer Vielzahl von Maßnah- 
men, die der beruflichen Qualifizierung dienen und 
mit denen ein Anreiz zur Teilnahme an solchen 
Maßnahmen gegeben wird, einen wichtigen Bei- 
trag. Um Frauen den Erhalt des Arbeitsplatzes un- 
ter veränderten Anforderungen zu sichern und ih- 
nen eine Weiterqualifizierung zu ermöglichen, führt 
die Bundesregierung Untersuchungen zur Verbes- 
serung der Berufschancen von Frauen bei der Ein- 
führung neuer Technologien, zu den Auswirkungen 
neuer Technologien auf die Beschäftigung weibli- 
cher Angestellter in Klein- und Mittelbetrieben und 
zur Wiedereingliederung von Frauen in gewerblich- 
technischen Berufen nach einer Unterbrechung aus 
familiären Gründen durch. 


12. Frauen leisten in etwa die eine Hälfte aller ge- 
sellschaftlich notwendigen Arbeit, nämlich die 
Haus- und Erziehungsarbeit, ohne dafür eige- 
nen Lohn zu erhalten. Zusätzlich verrichten sie 
ein Drittel der — meist schlecht bezahlten — 
Erwerbsarbeit Nach einer UNO-Studie von 1980 
erhalten Frauen aber nur einen Bruchteil des 
gesellschaftlich erzielten Geldeinkommens, 
weltweit etwa ein Zehntel, 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 
durch den Einsatz von neuen luK-Technologien 
sich diese Ausbeutung weiblicher Arbeitskraft 
sowohl im Beruf wie auch im Privatbereich 
nicht noch verstärken wird? 

Die Benachteiligung von Frauen steht nicht in ur- 
sächlichem Zusammenhang mit dem Einsatz der 
neuen luK-Technologien (vgl. auch die Antwort zu 
Frage 11). Wie sich konkret die Einführung neuer 
luK-Technologien für Frauen auswirken wird, wird 
daher in erster Linie davon abhängen, ob überholte 
Rollenvorstellungen und Zuweisungen und die dar- 
aus resultierenden Vorurteile übervmnden werden. 

Nach den heute vorliegenden Erkenntnissen kön- 
nen nachteilige Auswirkungen des Einsatzes neuer 
luK-Technologien für Frauen insbesondere da- 
durch vermieden werden, daß sie sich frühzeitig mit 
den neuen Techniken vertraut machen. So wird 
nach den Berechnungen der OECD davon ausge- 
gangen, daß im Jahre 1990 die Hälfte aller Beschäf- 


tigten Grundlagen der Datentechnik kennen müs- 
sen, um im Arbeitsleben zurecht zu kommen, und 
zwar unabhängig davon, wo sie beschäftigt sind. 
Daß die strukturelle Benachteiligung von Frauen 
durch die Einführung neuer luK-Technologien auch 
reduziert werden kann, wird in einer Studie des 
Europaparlaments nachgewiesen. Diese Studie 
zeigt, daß durch die Einführung neuer Technologien 
Arbeitsplätze verdichtet und angereichert werden 
können. Ein Großteil der Arbeit, die bisher sehr 
zeitaufwendig war, wird künftig vom Computer 
übernommen. Dadurch entsehen Freiräume. Die 
Aufsplittung der Arbeitsplätze in die weiblichen, 
weniger qualifizierten Arbeitsplätze und in die 
männlichen, höher qualifizierten kann damit lang- 
fristig aufgehoben werden. Zumindest können sich 
die beiden Bereiche stark annähern. 


13. luK-Technologien vernichten vorrangig leicht 
standardisierbare und Routine-Tätigkeiten, die 
in erster Linie von Frauen ausgeübt werden. Im 
Büro- und Verwaltungsbereich werden minde- 
stens 2 bis 2,5 Mio. (Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages „Neue Informations- 
und Kommunikationstechniken“, Drucksache 
9/2442 S. 104) Erwerbsarbeitsplätze verlorenge- 
hen, wovon die meisten Frauenarbeitsplätze 
sein werden. Im Montagebereich ersetzen Ma- 
schinen ebenfalls hauptsächlich Frauenarbeits- 
plätze. Das „Freisetzungspotential“ beträgt hier 
250 000 Erwerbsarbeitsplätze (Montagestudie 
des BMFT, Bonn 1983). 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung den so- 
zialen Kosten solcher Entwicklungen zu begeg- 
nen? 

In den Aussagen der Enquete-Kommission „Neue 
Informations- und Kommunikationstechniken“ 
werden die o. g. Angaben als „Potentialschätzung“ 
bezeichnet; sie markieren also nur grob eine obere 
Grenze möglicher Arbeitsplatzverluste bis 1990. Die 
Schätzung basiert auf — heute allgemein als über- 
zogen anerkannten — Herstellerangaben aus dem 
Jahre 1976, denen zufolge 43% aller Bürotätigkeiten 
formalisierbar und 26% automatisierbar seien. 

Sie betrachtet nur eine Seite der im Zuge des wirt- 
schaftlichen Strukturwandels möglichen Verände- 
rungen der Arbeitsplätze in wenigen ausgewählten 
Branchen. Vernachlässigt werden hingegen das mit 
der Einführung neuer Techniken verbundene Wirt- 
schaftswachstum und die steigende Kaufkraft, die 
an anderer Stelle neue, vielfach auch attraktivere 
Arbeitsplätze entstehen lassen. Damit dieser struk- 
turelle Wandlungsprozeß reibungslos vonstatten ge- 
hen kann und der Saldo zwischen neu geschaffenen 
und wegfallenden Arbeitsplätzen sogar positiv wird, 
ist es nach Auffassung der Bundesregeirung uner- 
läßlich, den Strukturwandel hemmende Faktoren 
abzubauen und die Anpassungsfähigkeit der Wirt- 
schaft auch im internationalen Wettbewerb zu ver- 
bessern. Mit ihrer Politik der marktwirtschaftlichen 
Erneuerung und durch die Verbesserung der ge- 
samtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen hat die 
Bundesregierung hierzu entscheidende Schritte un- 
ternommen. 
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Tatsächlich ist die Zahl der Erwerbstätigen in Büro- 
berufen von 1970 bis 1980 um 21% (1,25 Mio. Perso- 
nen) gestiegen. Dieser Trend setzte sich weiter fort. 
In nur zwei Jahren (1980 bis 1982) hat sich die Zahl 
der im Bürobereich Erwerbstätigen weiter um 4% 
oder 257 000 auf 7,6 Mio. Personen erhöht (Troll, 
Büroberufe im Wandel, MatAB 1/1984, S. 5). 

Auch für den industriellen Montagebereich zeich- 
net sich zunehmend ab, daß das geschätzte „maxi- 
male Freisetzungspotential“ (= Obergrenze) von 
250 000 Arbeitsplätzen nicht ausgesschöpft werden 
wird. Aufgrund der Angaben von Firmen über ihre 
geplanten Investitionen sind — gemäß Montagestu- 
die — bis 1992 realistisch direkte Freisetzungen in 
Höhe von ca. 80 000 Montage- Arbeitsplätzen zu er- 
warten. Die indirekten, positiven Beschäftigungsef- 
fekte der Montageautomation in Form neuer, d. h. 
zusätzlich entstehender Arbeitsplätze in der Pro- 
duktionsentwicklung, Anlagenüberwachung und 
Programmierung blieben dabei in der Studie unbe- 
rücksichtigt. Gerade in diesen und ähnlichen Be- 
triebsabteilungen können neue Arbeitsplätze für 
Frauen entstehen, die einen wichtigen Beitrag zur 
Verbesserung ihrer beruflichen Zukunft leisten. 
Diese Chance gilt es zu nutzen. Die Bundesregie- 
rung hat sich daher dazu entschlossen, die Erarbei- 
tung und Erprobung von Lösungen zur menschen- 
gerecl;iten Gestaltung der Arbeit bei der Anwen- 
dung neuer Techniken in Produktion, Büro und 
Verwaltung im Rahmen des Programms „Humani- 
sierung des Arbeitslebens“ zu fördern. 

Außerdem läßt sie in zwei Untersuchungen klären, 
wie sich die Einführung neuer Technologien auf 
Frauenarbeitsplätze auswirkt. Ziel beider Untersu- 
chungen ist es, geeignete Qualifizierungsmaßnah- 
men für Frauen zu entwickeln, um sie auf die Über- 
nahme veränderter oder neuer Arbeitsplätze vorzu- 
bereiten (vgl. dazu im einzelnen Teil II, Drucksache 
10/4026). 

Wie die erste Phase der von der Bundesregierung 
geförderten „Meta-Studie“ über die Arbeitsmarkt- 
wirkungen neuer Technologien (1985) ergab, waren 
Beschäftigungsverluste in der Vergangenheit vor-, 
wiegend auf unterdurchschnittlich innovative Bran- 
chen konzentriert. Hingegen zeigen die Beispiele 
der Automobilindustrie und des Kreditgewerbes, in 
denen die Mikroelektronik von allen Branchen am 
stärksten zur Prozeßinnovation eingesetzt wurde, 
daß Informationstechnik durch Verbesserung der 
Qualität von Produkten und Dienstleistungen und 
durch Kostensenkung die Wettbewerbsfähigkeit er- 
halten kann und dadurch zu sicheren und neuen 
Arbeitsplätzen beiträgt. 

Gegenwärtig zeichnet sich zudem in einer Reihe 
von Produktions- und Bürobereichen im Zusam- 
menhang mit der Verbreitung programmgesteuer- 
ter Arbeitsmittel und Anlagen ein Trend zu vielsei- 
tigeren und höherqualifizierten Tätigkeiten ab 
(Kern/Schuhmann, Ende der Arbeitsteilung? Mün- 
chen 1984; Gottschall/Mickler/Neubert, Computer- 
unterstützte Verwaltung, Frankfurt 1985). 

Um die Erhöhung der sozialen Kosten wie Arbeits- 
platzrisiken für Frauen zu vermeiden, ist die Bun- 


desregierung deshalb bemüht, solche technisch-or- 
ganisatorischen Innovationen zu unterstützen, die 
sowohl bestehende Arbeitsplätze sicherer machen 
als auch neue schaffen. Dazu gehören auch flankie- 
rende soziale Maßnahmen für die Beschäftigten 
selbst, um die eigene berufliche Zukunft zu sichern. 
Ein wesentlicher Beitrag dazu wurde von der Bun- 
desregierung mit der Novellierung des Arbeitsför- 
derungsgesetzes geleistet, das Umschulungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen erheblich erleichtert. 


14. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Prognose, daß neue Er- 
werbsarbeitsplätze besonders in den Bereichen 
entstehen werden, in denen nur 2 % der Frauen 
beschäftigt sind (Battelle-Studie 8/1983, Frauen- 
beschäftigung und neue Technologien)? 

Prognosen der Beschäftigungsentwicklung nach 
Branchen und Berufen sind äußerst unsicher. Es ist 
damit zu rechnen, daß auch in den nächsten Jahren 
die Strukturverschiebung hin zu Dienstleistungen 
verschiedenster Art anhalten wird. In diesem Be- 
reich sind Frauen überdurchschnittlich beschäftigt. 

Es ist allerdings zutreffend, daß in den Berufen, für 
die aufgrund der technischen Entwicklung die rela- 
tiv günstigsten Aussichten erwartet werden, wie In- 
genieure, Wissenschaftler und hochqualifizierte 
technische Berufe Frauen 1980 noch kaum vertre- 
ten waren. Auch eine Projektion der Entwicklung 
bis zum Jahr 2000, die das Institut für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung 1985 vorgelegt hat 
(„Die Zukunft der Arbeitslandschaft“, Beitr. 
AB 94.1), bekräftigt erneut, daß die technische Ent- 
wicklung Zuwächse vor allem bei qualifizierten 
technikorientierten Positionen in der Produktion, in 
Forschung und Entwicklung, aber auch in Manage- 
ment und qualifizierter Sachbearbeitung bringen 
wird. Ausbildung, Fortbildung sowie ein Abbau der 
Distanz zur Technik sind damit für Frauen der 
Schlüssel für Arbeitsplatzsicherheit, gerade auch 
im Dienstleistungs- und Bürobereich, in dem heute 
jeder zweite Berufstätige weiblich ist und auf den 
sich zwei Drittel der beschäftigten Frauen konzen- 
trieren. Gliedert man die Tätigkeitsbereiche der 
o. g. Studie des lAB danach, ob es sich um schrump- 
fende (bis 2000 um mehr als 4% Rückgang), stagnie- 
rende oder wachsende Bereiche (mehr als 4% Zu- 
wachs) handelt, so ergibt sich, daß Frauen 1980 kei- 
neswegs stärker als Männer auf schrumpfende Be- 
reiche festgelegt waren: 

— Von allen erwerbstätigen Frauen des Jahres 
1980 arbeiteten 55% in Tätigkeitsgruppen, deren 
Bestand im Zeitraum 1980/2000 deutlich 
schrumpft, bei den Männern hingegen waren es 
1980 rd. 64%. 

— Von den Arbeiterinnen waren 1980 rd. 62% in 
den schrumpfenden Tätigketisgruppen beschäf- 
tigt, von den Männern, die als Arbeiter tätig wa- 
ren, rd. 84%. 

— Von den erwerbstätigen Frauen im Alter über 45 
Jahren waren 1980 in den schrumpfenden Tätig- 
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keitsgruppen rd. 58% tätig (von den 35jährigen 
und jüngeren Frauen lediglich 54%), bei den 
Männern im Alter von 45 Jahren und darüber 
arbeiteten 1980 in den schrumpfenden Tätig- 
keitsgruppen rd. 64%; von den Männern im Alter 
von 35 Jahren und darunter rd. 65%. 

Frauen werden vom beruflichen Strukturwandel 
profitieren, wenn es ihnen gelingt, in ihren Berei- 
chen die Umstellung von einfachen zu qualifizierten 
Tätigkeiten mitzuvollziehen, und insbesondere von 
der mittleren auch in die höhere Ebene der disposi- 
tiven Aufgaben in Management, Forschung und 
Entwicklung vorzudringen. 


15. Mit Hilfe der luK-Technologien ist es möglich, 
den Arbeitsmarkt entsprechend wirtschaftli- 
cher Rationalität umzustrukturieren. Dabei ent- 
wickelt sich einerseits ein zahlenmäßig immer 
geringeres Stammpersonal in gutbezahlten ta- 
riflich und arbeitsrechtlich abgesicherten Be- 
schäftigungsverhältnissen und andererseits ein 
„flexibles'* Personal in sozial und rechtlich unge- 
schützten Beschäftigungsverhältnissen. Das Ar- 
beitskräftepotential für letzteren Beschäfti- 
gungstyp werden erwachsene Frauen, Mädchen, 
ältere Frauen und Ausländerinnen sein, die je 
nach Bedarf eingesetzt und „frei“ gesetzt wer- 
den können. 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um diese Entwicklung zu verhin- 
dern? 


Die Bundesregierung stimmt der These von der 
Umstrukturierung des Arbeitsmarktes mit Hilfe 
der luK-Technologien nicht zu, die von einer Ver- 
ringerung tariflich und arbeitsrechtlich abgesicher- 
ter Beschäftigungsverhältnisse ausgeht und eine 
Zunahme geringfügiger Beschäftigung befürchtet. 
Es besteht nach dem heutigen Kenntnisstand kein 
ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Einsatz 
von luK-Technologien und der in der Frage unter- 
stellten Entwicklung. 

Die Entwicklung der Beschäftigung allgemein und 
die Entwicklung in den Informationsberufen im be- 
sonderen zeigen trotz der hohen Arbeitslosigkeit 
eine Zunahme der sozialversicherungspflichtig Be- 
schäftigten. Dies gilt auch für Frauen. Mehr als 
zwei Drittel aller neuen Arbeitsplätze wurden im 
Jahr 1985 von Frauen besetzt. Gerade die steigende 
Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften — auf 
die hin die Bundesregierung ab Mitte 1985 eine 
Qualifizierungs-Offensive gestartet hat — ist ein 
Hinweis darauf, deiß vor allem die Unternehmen auf 
qualifizierte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, d. h. 
auf reguläre Beschäftigungsverhältnisse angewie- 
sen sind, die die neuen Technologien einsetzen. 

Gerade die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung in 
verschiedenen Formen hat die Bundesregierung 
veranleißt, erstmals Teilzeitarbeitsverhältnisse ge- 
setzlich zu regeln. Das am 1. Mai 1985 in Kreift ge- 
tretene Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 sieht 
u. a. vor, deiß Teilzeitarbeit arbeitsrechtlich ebenso 
abgesichert ist wie Vollzeitarbeit. Der Arbeitgeber 


darf einen teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer nicht 
wegen der Teilzeitarbeit gegenüber vollzeitbeschäf- 
tigten Arbeitnehmern unterschiedlich behandeln, 
es sei denn, daß sachliche Gründe eine unterschied- 
liche Behandlung rechtfertigen. Soweit es sich um 
Beschäftigungsverhältnisse mit variabler Arbeits- 
zeit oder Arbeitsplatzteilung handelt, wurden ge- 
setzliche Mindestnormen festgelegt 

Soweit als „flexibles“ Personal befristet eingestellte 
Arbeitnehmer verstanden werden sollen, ist darauf 
hinzuweisen, daß befristete Arbeitsverträge nach 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts im 
allgemeinen nur dann zulässig sind, wenn die Befri- 
stung dem Grunde und (der Dauer nach sachlich 
begründet ist. Es steht also nicht im Belieben des 
Arbeitgebers, seine Belegschaften in auf Dauer ein- 
gestelltes Stammpersonal und nur befristet Be- 
schäftigte zu unterteilen. Lediglich für eine Über- 
gangszeit bis zum 1. Januar 1990 läßt das Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz 1985 bei Neueinstellungen 
den erleichterten Abschluß befristeter Arbeitsver- 
träge ohne sachlichen Grund zu. Das arbeitsmarkt- 
politische Ziel dieser Regelung ist es, die Arbeitge- 
ber in der gegenwärtigen Phase der konjunkturel- 
len Wiederbelebung, aber bei vielfach noch unsiche- 
rer Auftragslage zu veranlassen, zumindest befri- 
stete Arbeitsverträge abzuschließen. Dies gilt ge- 
rade bei dem in der Frage genannten Personen- 
kreis, der ohnehin am Arbeitsmarkt benachteiligt 
ist. 


16. Überwiegend Frauen sind zusätzlich zu ihrer 
Erwerbstätigkeit mit der Sorge und Pflege für 
das menschliche Leben beschäftigt Als Folge 
der neuen Technologien steigen die Anforderun- 
gen an die Erziehung der Kinder und die physi- 
sche und psychische Stabilisierung der in der 
„Informationsgesellschaft“ konkurrierenden Be- 
schäftigten sowie der von ihr Ausgestoßenen. 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, 
wie Frauen diese Probleme bewältigen kön- 
nen? 


Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß die 
Erziehung der Kinder und weitere Aufgaben der 
Persönlichkeitsstabilisierung in der Familie allein 
von den Frauen zu leisten sind. Sie überläßt es 
allerdings den Familien festzulegen, wie sie die in 
der Familie anfallenden Aufgaben imter den Fami- 
lienmitgliedern aufteilen wollen. Ob und in wel- 
chem Umfang in Familien eine partnerschaftliche 
Aufgabenverteilung verwirklicht werden kann, 
hängt auch von den Einstellungen für eine partner- 
schaftliche Gestaltung des Familienlebens ab. 

Durch die Einführung des Erziehimgsgeldes und 
die Anerkennung von Erziehungszeiten im Renten- 
recht sind durch Initiative der Bundesregienmg 
grundlegend verbesserte Bedingungen für die part- 
nerschaftliche Gestaltung des Familienlebens ge- 
schaffen worden. Außerdem wirkt die Bundesregie- 
rung darauf hin, daß durch Modellvorhaben wie 
„Familien helfen Familien“, die Angebote der Ein- 
richtungen der Familienbildung und durch Infor- 
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mationsschriften den Eltern wirksame Hilfen bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung ste- 
hen. 


Flexibilisierung der Arbeitszeit 

17. Flexibilisierung der Arbeitszeit beinhaltet zu- 
meist eine Reduzierung der Erwerbsarbeitszeit. 
Neben dem positiven Effekt, d£iß hierdurch 
mehr Zeit für andere Tätigkeiten genutzt und 
andere Tätigkeiten und Erwerbsarbeit organisa- 
torisch besser aufeinander abgestimmt werden 
können, sind mit der Flexibilisierung eine Viel- 
zahl von Nachteilen für die betreffenden Frauen 
verbunden. 

a) Flexibilisierung der Arbeitszeit beinhaltet 
Beschäftigungsformen wie Leiharbeit, ge- 
ringfügige, gelegentliche und befristete Be- 
schäftigung, Aushilfstätigkeit, „freie Mitar- 
beit“, Werkverträge, Kapovaz, Job-Sharing, 
Heimarbeit (C. Möller, Ungeschützte Be- 
schäftigungsverhältnisse, in: Beiträge zur fe- 
ministischen Theorie und Praxis, 9/10, 1983). 
Etwa ein Drittel aller erwerbstätigen Frauen 
sind hiervon betroffen. Diese Beschäfti- 
gungsformen führen wegen der geringen 
Verdienste bzw. der geringen Wochen- oder 
Jahresarbeitszeit vielfach dazu, daß keine so- 
zialversicherungspflichtige Tätigkeit vor- 
liegt. 

Welche Meißnahmen plant die Bundesregie- 
rung, um Personen mit geringerer als Vollar- 
beitszeit den Vollarbeitenden gleichzustel- 
len? 

b) Arbeitsrechtliche Untersuchungen haben er- 
geben, daß Teilzeitarbeiterinnen für eine hö- 
here Leistung schlechter bezahlt werden, 
überwiegend von betrieblichen Sozialleistun- 
gen ausgeschlossen sind, oft keine Lohnfort- 
zEihlung im Krankheitsfall und keinen nor- 
malen Kündigungsschutz erhalten, für Über- 
stunden, Pausen und Feiertage oft nicht aus- 
reichend bezahlt werden, praktisch keine 
Weiterbildung- und Aufstiegsmöglichkeiten 
haben und vom Arbeitgeber abhängiger sind, 
weil ihre gewerkschaftliche Interessenver- 
tretung mangelhaft ist (H. Pfarr, Statement 
zur Anhörung der SPD, „Chancen für Frauen 
oder Job-Killer? Neue Technologien für Frau- 
en“, Bonn, 273. August 1983). 

Welche Msißnahmen sind geplant, um diese 
Benachteiligung aufzuheben? 

c) Nach dem Mikrozensus 1982 hatten 60% aller 
Frauen über 15 Jahre ein Einkommen von 
weniger als 800 DM im Monat. 

Wie beurteilt die Bundesregierung diesen 
Sachverhalt? 

d) Die Benachteiligungen von Frauen im Er- 
werbsleben und das Fehlen einer eigenstän- 
digen Alterssicherung für alle Frauen spie- 
gelt sich darin wider, daß 344 000 alleinste- 
hende Rentnerinnen mit einem Einkommen 
von weniger als 600 DM im Monat (Mikro- 
zensus 1982) leben müssen. 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
durch die Zunahme von „ungeschützten“ Ar- 
beitsverhältnissen die Armut von alten 
Frauen steigt, und welche Msißnahmen sind 
geplant, um die Armut im Alter zu bekämp- 
fen? 


Flexiblere Arbeitszeiten sind aus der Sicht vieler 
Betriebe notwendig und aus der Sicht vieler Arbeit- 
nehmer und Arbeitnehmerinnen erwünscht. Die 
Entkoppelung von Betriebs- und Arbeitszeiten wie 
der im Tages-, Wochen- und Jahresverlauf ungleich- 
mäßige Arbeitsanfall lassen Betriebe zunehmend 
aiif flexible, z. T. sehr unterschiedliche Arbeitszeit- 
formen zurückgreifen. Wie zahlreiche Untersuchun- 
gen zeigen, kommt dies auch dem Bedürfnis vieler 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen entgegen, 
weil sie eine bestimmte Lage der Arbeitszeit oder 
eine Teilzeitarbeit bevorzugen. 

Für den Wunsch nach flexiblerer Arbeitszeit, sei es 
in Vollzeit- oder Teilzeitform, sind unterschiedliche 
Gründe maßgebend, wenn auch familiäre Erforder- 
nisse und die traditionelle Arbeitsteilung dazu füh- 
ren, daß vorrangig Frauen Teilzeitarbeit wün- 
schen. 

Ziel der Bundesregierung ist es, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten diese Entwicklung sozialverträglich 
zu gestalten. 

Sie setzt sich außerdem dafür ein, daß die Arbeits- 
zeiten familienfreundlicher gestaltet werden und 
den Belangen von Arbeitnehmern und Arbeitneh- 
merinnen bei der Ausgestaltung im einzelnen Rech- 
nung getragen wird. 

Sie hat dazu in einer Untersuchung klären lassen, 
welche Arbeitszeiten von Eltern gewünscht werden. 
Die Ergebnisse sind im Bd. 135 der Schriftenreihe 
des BMJFFG „Familienfreundliche Gestaltung des 
Arbeitslebens“ veröffentlicht. Zu demselben Thema 
hat auch der wissenschaftliche Beirat für Familien- 
fragen beim Bundesministerium für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit ein Gutachten vorge- 
legt, das ebenfalls in der Schriftenreihe des 
BMJFFG veröffentlicht wurde. 

Diese Erkenntnisse bilden die Grundlage für Ge- 
spräche der Bundesregierung mit den Tarifpart- 
nern, die zum Ziel haben, daß zunehmend familien- 
freundliche Arbeitszeiten eingeführt werden, die es 
Müttern und Vätern erleichtern, Familie und Beruf 
miteinander zu vereinbaren. 

Zu a) und h) 

Das Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 verbietet 
seit dem 1. Mai 1985 jede sachwidrige Differenzie- 
rung zwischen Vollzeitbeschäftigten und Teilzeitbe- 
schäftigten. Teilzeitbeschäftigte haben seit jeher 
denselben Kündigungsschutz wie Vollzeitbeschäf- 
tigte. Daß sie als Arbeiter oder als Arbeiterinnen 
mit einer regelmäßigen Arbeitszeit von zehn oder 
weniger Wochenstunden oder von 45 oder weniger 
Monatsstunden keinen Anspruch auf Lohnfortzah- 
lung im Krankheitsfall haben, ist 1969 von der Gro- 
ßen Koalition im Lohnfortzahlungsgesetz festgelegt 
worden. 

Für Teilzeitarbeitsformen wie „Arbeit auf Abruf“ 
und Arbeitsplatzteilung ist durch das Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz eine sozialverträgliche Aus- 
gestaltung vorgeschrieben worden. 
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Die neuen Schutzbestimmungen tragen den berech- 
tigten Interessen der Arbeitnehmer Rechnung. Das 
Beschäftigungsförderungsgesetz enthält entspre- 
chend der Bedeutung, die die Tarifvertragsparteien 
für die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse haben, 
eine Tariföffnungsklausel. Tarifvertragsparteien 
können von den gesetzlichen Regelungen zur Teil- 
zeitarbeit abweichen. 

Die Bundesregierung plant z. Z. keine weiteren ge- 
setzlichen Regelungen zur Teilzeitarbeit Das Be- 
schäftigungsförderungsgesetz 1985 enthält den er- 
forderlichen Schutz der Teilzeitarbeitnehmer, ohne 
die Teilzeitarbeit für die Arbeitgeber so unattraktiv 
zu machen, daß sie nicht mehr angeboten wird. An 
Teilzeitarbeit sind vor allem Arbeitnehmerinnen 
interessiert. Ein gesetzliches „Totschützen“ der 
Teilzeitarbeit liegt am allerwenigsten in ihrem In- 
teresse. 

Die Bundesregierung hat weiter verschiedene For- 
men der Arbeitszeitflexibilisierung im Rahmen des 
Forschungsprogramms „Humanisierung des Ar- 
beitslebens“ untersuchen lassen, wobei den Erfah- 
rungen der Unternehmen mit unterschiedlichen 
Formen von flexibler Arbeitszeit besondere Auf- 
merksamkeit galt. 

Die Bundesregierung verkennt keineswegs das Pro- 
blem der sozialversicherungsrechtlich nicht erfaß- 
ten Beschäftigungsverhältnisse. Sie weist aller- 
dings die Behauptung zurück, daß „etwa ein Drittel 
aller erwerbstätigen Frauen“ in solchen Arbeitsfor- 
men beschäftigt sind. Hierzu liegen keine Untersu- 
chungen mit gesichertem Ergebnissen vor. 

Von der weiblichen Wohnbevölkerung mit Einkom- 
men lagen 35% unter 800 DM Nettoeinkommen. 

Nur wenn man — wie das offensichtlich in der Fra- 
gestellung gewollt ist — alle Frauen über 15 Jahre 
ohne Einkommen und mit einem Einkommen unter 
800 DM (Erwerbstätige; Rentnerinnen, Hausfrauen 
ohne Einkommen usw.) in Beziehung zur gesamten 
weiblichen Wohnbevölkerung über 15 Jahre setzt, 
kommt man in die Nähe der in der Fragestellung 
genannten Größenordnung von 60%. 

Dieser Anteilswert hat aber keinerlei sachlichen 
Aussagewert. 

Zu c) 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Sta- 
tistisches Jahrbuch 1985 S. 103) ergab sich bei den 
erwerbstätigen Frauen im April 1982 folgendes 
Bild: 


Nettoeinkommen 

Anzahl 

% 

darunter: 
Auszubildende 
und Teilzeit- 
beschäftigte 

unter 600 DM 

18J 

44,4 

von 600 DM bis 



unter 800 DM 

10,3 

20,0 

unter 800 DM 

29,0 



Danach hatten 29% der erwerbstätigen Frauen ein 
Nettoeinkommen unter 800 DM im Monat, wobei in 
der Gruppe bis 600 DM über 44 % und in der Gmppe 
von 600 bis 800 DM 20% Auszubildende bzw. Teil- 
zeitbeschäftigte waren. 

Zu d) 

Von einer Zunahme von „ungeschützten“ Arbeits- 
verhältnissen kann in diesem Zusammenhang nicht 
gesprochen werden (vgl. Antwort zu Frage 15). 
Selbst bei einer unterstellten Zunahme könnte 
nicht davon ausgegangen werden, daß der Anteil 
der alten Frauen, die auf Sozialhilfe angewiesen 
sind, steigt. Denn auf die schon älteren Frauen 
würde sich eine solche Zunahme nicht auswirken. 
Bei den jüngeren Frauen kommt es darauf an, in- 
wieweit diese insgesamt im Alter abgesichert sein 
werden und ob ihre Sicherung nicht im Verhältnis 
zu den älteren Frauen bereits besser ist. Schließlich 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sich 
das in der Bundesrepublik Deutschland bestehende 
soziale Sicherungssystem, insbesondere das der 
Rentenversicherung, bewährt und ein im interna- 
tionalen Vergleich hohes Leistungsniveau erreicht 
hat sowie systemgerecht weiter zu entwickeln ist 
(vgl. Sozialbericht 1986). 


18. Die Bundesregierung ist gemäß dem Sozial- 
staatsprinzip verpflichtet zu verhindern, daß die 
weibliche Bevölkerungsmehrheit als Folge ei- 
ner technisch induzierten rigiden Durchsetzung 
betriebswirtscheiftlicher Rationalität künftig 
noch größeren Schaden dadurch erleidet, daß 
sie vermehrt in derart benachteiligende Er- 
werbsmöglichkeiten abgedrängt wird. 

a) Wie kann es die Bundesregierung unter trau- 
en- und familienpolitischen Gesichtspunkten 
verantworten, daß schätzungsweise 1 bis 2 
Millionen Frauen ohne ein Minimum an Ver- 
sicherungsschutz bei Krankheit, Alter, Er- 
werbsunfähigkeit und Erwerbslosigkeit be- 
schäftigt ist? 

b) Beabsichtigt die Bundesregierung, das Defi- 
zit an gesicherten Erkenntnissen hinsicht- 
lich der nichtversicherungspflichtigen und 
nicht existenzsichernden Beschäftigungsver- 
hältnisse von Frauen durch Vergabe von For- 
schungsaufträgen auszugleichen? 

c) Verfügt die Bundesregierung über wissen- 
scheiftliche Ergebnisse, die die begründeten 
Vermutungen widerlegen, daß ihre gesetzge- 
berischen Bemühungen zur Regelung von 
Teilzeitarbeit, Abruf arbeit, Job-Sharing und 
befristeten Arbeitsverträgen die oben ge- 
nannten bereits jetzt katastrophalen Zu- 
stände weiblicher Erwerbsarbeit nicht eher 
noch verstärken als abmildern? Wenn ja, wel- 
che? Wenn nein, wie will sie derartigen Be- 
denken durch Überprüfung Rechnung tra- 
gen? 

d) Wie begründet die Bundesregierung ihre Be- 
hauptung, durch die Flexibilisierung des Ar- 
beitsmarktes werde die Beschäftigung von 
Frauen gefördert, obwohl empirisch zu beob- 
achten ist, daß genau das Gegenteil eintritt, 
nämlich eine kontinuierliche Senkung der 
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Menge weiblicher Erwerbsarbeit, die durch 
die Aufspaltung von Vollzeitarbeitsplätzen 
und Teilzeitarbeitsplätzen nur verschleiert 
wird? 

e) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Risiken der „technologischen Herausfor- 
derung“ (Regierungserklärung vom 4. Mai 
1983) stärker von Frauen getragen werden 
sollen, weil sie angeblich zu Hause einen 
Ausgleich für die Anforderungen der Lei- 
stungsgesellschaft finden könnten und/oder 
wollten? 

f) Wie stellt sich die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang zu übereinstimmenden 
Forschungsergebnissen, die belegen, daß die 
Mehrheit der Frauen mehr Befriedigung aus 
Erwerbsarbeit als aus Hausarbeit bezieht 
und nach Möglichkeit nicht diskriminieren- 
de, d. h. umfassend abgesicherte Erwerbs- 
möglichkeiten sucht? 

g) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, daß die Institution der Ehe heute — jede 
dritte Ehe wird geschieden — keine lebens- 
lange Versorgung mehr garantieren kann 
und Frauen somit gezwungen sind, Haus- 
und Erwerbsarbeit so miteinander zu verbin- 
den, daß sie mit ihrer Erwerbsarbeit ihre 
Versorgung selbständig sichern können? 

h) Was beabsichtigt die Bundesregierung an 
konkreten Maßnahmen, um sicherzustellen, 
daß die von ihr praktizierte Förderung von 
luK-Technologien nicht die Einkommen, die 
soziale Sicherheit und die physische und psy- 
chische Gesundheit von Frauen gefährden 
und damit zu vermehrter Armut von Frauen 
führen wird? 

Die Bundesregierung fühlt sich der gesamten Be- 
völkerung gegenüber dem Sozialstaatsprinzip ver- 
pflichtet. Wie bereits zu den Fragen 8 und 15 ausge- 
führt wurde, ist die Bundesregierung nicht der Auf- 
fassung, daß infolge des Einsatzes von luK-Techno- 
logien „die weibliche Bevölkerungsmehrheit . . . ver- 
mehrt in derart benachteiligende Erwerbsmöglich- 
keiten abgedrängt wird“. 

Dies verhindert schon das gestiegene allgemeine 
und berufliche Bildungsniveau der jüngeren 
Frauen sowie die Chancen des Zugangs zu neuen 
Berufen im Dienstleistungssektor oder auch zu Be- 
rufen, die bisher wegen der physischen Anforderun- 
gen nur Männern zugänglich waren. Dabei ver- 
kennt die Bundesregierung nicht die Schwierigkei- 
ten, die sich aus der allgemeinen Arbeitssituation 
auch für die Frauen ergeben. Zu den einzelnen Fra- 
gen wird auf folgendes verwiesen: 

Zu a) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es Probleme 
und Mißbräuche im Bereich der geringfügigen Be- 
schäftigung gibt, die allerdings unabhängig von der 
Einführung neuer Technologien bestehen. 

Die Vorschriften über die Versicherungsfreiheit bei 
geringfügigen Beschäftigungen sind mehrfach ein- 
geschränkt worden. Durch die Verringerung des 
Betrages des bei geringfügiger Beschäftigung 
höchstzulässigen Arbeitsentgelts, durch die zusätz- 


liche Einführung der Begrenzung der Beschäfti- 
gung auf weniger als 15 Wochenstunden sowie die 
Verkürzung der zulässigen Beschäftigungsdauer 
bei kurzfristigen Beschäftigungen und Tätigkeiten 
auf zwei Monate im Jahr wurde der von der Sozial- 
versicherungspflicht befreite Personenkreis ständig 
weiter eingeschränkt. 

Die jetzt geltenden Regelungen sind das Ergebnis 
eines Kompromisses, der erst im Vermittlungs aus- 
schuß gefunden wurde. 

Die in der Frage genannte Größenordnung gering- 
fügig beschäftigter Frauen kann die Bundesregie- 
rung nicht bestätigen; gesicherte Zahlen liegen der- 
zeit nicht vor. Allerdings trifft es nicht zu, deiß diese 
Frauen „ohne ein Minimum an Versicherungs- 
schutz beschäftigt“ sind. So ist davon auszugehen, 
daß der größte Teil der geringfügig Beschäftigten 
gegen Krankheit abgesichert ist — etwa im Rah- 
men der Familienhilfe in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung der Rentner oder im Rahmen von Bei- 
hilfeansprüchen im öffentlichen Dienst. 

Wegen der Vielschichtigkeit der Probleme und zur 
Verringerung von Informationsdefiziten hinsicht- 
lich der Mißstände wurde im Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung eine Arbeitsgruppe 
eingerichtet. Sie soll alle mit der Versicherungs- 
grenze zusammenhängenden Fragen prüfen, um ei- 
nen gangbaren Lösungsweg zu finden. Die Arbeiten 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Zu h) 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Bereich der 
von der Sozialversicherungspflicht nicht erfaßten 
Beschäftigungsverhältnisse, insbesondere die ge- 
ringfügigen Beschäftigungen, wissenschaftlich un- 
tersuchen zu lassen. 

Zu c) 

Die Bereiche, auf die die Frage abzielt, sind durch 
das Beschäftigungsförderungsgesetz geregelt wor- 
den. Dieses ist am 1. Mai 1985 in Kraft getreten. 
Wegen der kurzen Zeitspanne liegen naturgemäß 
noch keine wissenschaftlichen Erkenntnisse über 
die Auswirkungen in der Praxis vor. Die Bundesre- 
gierung wird die Entwicklimg sorgfältig beobach- 
ten. Sie geht davon aus, daß sich die Bestimmungen 
des Beschäftigungsförderungsgesetzes positiv auf 
die Arbeitsbedingungen von Teilzeitbeschäftigten 
und die Vermittlungschancen von Arbeitslosen aus- 
wirken werden. Die Bundesregierung bereitet der- 
zeit eine wissenschaftliche Untersuchung zu den 
befristeten Arbeitsverträgen nach dem Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz vor. 

Zu d) 

Es gibt gesamtwirtschaftlich gesehen keine vorge- 
gebene „Gesamtarbeitsmenge“ und damit auch 
keine fixe Menge weiblicher Erwerbsarbeit. Viel- 
mehr ist das gesamte Arbeitsvolumen von einer 
Vielzahl von Faktoren abhängig, nicht zuletzt von 
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der Kostenrelation zwischen Lohn und Kapital. 
Eine Flexibilisierung der Arbeitszeit, dort wo sie 
betriebs- und arbeitsorganisatorisch möglich ist, 
bietet die Chance für eine bessere Nutzung der be- 
trieblichen Anlagen. Dies wirkt sich positiv auf die 
Beschäftigung aus. Die behauptete Aufspaltung von 
Vollzeitarbeitsplätzen in Teilzeitarbeitsplätze und 
den besonderen Rückgang des Arbeitsvolumens der 
Frauen kann die Bundesregierung nicht bestätigen. 
Nach Berechnungen des lAB ist das Arbeitsvolu- 
men der Frauen 1984 im Vergleich zu 1980 zwar um 
413 Millionen Stunden zurückgegangen, das der 
Männer jedoch um 1,724 Milliarden. 

Entsprechend ist der Anteil der Frauen an den Be- 
schäftigten (37% bzw. 38%) wie am Arbeitsvolumen 
(34,6% bzw. 35,4%) gestiegen. Die durchschnittliche 
Jahresarbeitszeit hat bei den Männern und Frauen 
im Zeitraum 1980 bis 1984 ebenfalls fast in gleichem 
Umfang abgenommen (Männer: —23,9 Stunden, 
Frauen: —23,8 Stunden). 

Wenn wie bereits ausgeführt wurde (vgl. Antwort zu 
Frage 13) gerade die Frauen, die traditionell vorwie- 
gend im Dienstleistungssektor beschäftigt sind, 
hier überproportional von der Beschäftigungszu- 
nahme in den beiden vergangenen Jahren profitiert 
haben, so liegt dies auch an der möglichen und 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz recht- 
lich abgesicherten Flexibilisierung der Arbeitszeit. 

Zu e) 

Nein. 

Zuf) 

Die Politik der Bundesregierung hat zum Ziel, daß 
Frauen ebenso wie Männer ihr Leben entsprechend 
ihren Vorstellungen autonom gestalten können. 
Dazu gehört auch, daß Frauen erwerbstätig sein 
können und daß ihre Berufschancen denen von 
Männern vergleichbar sein müssen. Da heute je- 
doch noch vielfältige gesellschaftliche Vorurteile 
gegen die Erwerbstätigkeit von Frauen bestehen 
und ihnen sowohl der Zugang zum Beruf wie auch 
der berufliche Aufstieg insbesondere mit Hinweis 
auf ihre Rolle in der Familie erschwert wird, hat die 
Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen er- 
griffen, um ihre Berufschancen zu verbessern. Sie 
hat u. a. das Arbeitsförderungsgesetz zugunsten von 
Frauen novelliert, zusammen mit Betrieben einen 
Leitfaden zur beruflichen Förderung von Frauen 
entwickelt und eine Richtlinie zur Förderung von 
Frauen in der Bundesverwaltung in Kraft gesetzt. 
Weitere Maßnahmen zielen auf die bessere Verein- 
barkeit von Familie und Beruf, da dies zentrale Vor- 
aussetzung für bessere Berufschancen von Frauen 
ist. 

Zug) 

Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß ver- 
heiratete Frauen im Hinblick auf eine mögliche 
Scheidung erwerbstätig sind, sondern daß hierfür 
andere Gründe maßgebend sind. Es ist auch nicht 


erforderlich, daß Frauen allein wegen einer mögli- 
chen Scheidung erwerbstätig sein und daher z. B. 
auf Kinder verzichten müssen. Im Falle einer 
Scheidung haben sie Anspruch auf Unterhalt, wenn 
sie z. B. wegen der Erziehung eines Kindes eine 
Erwerbstätigkeit nicht ausüben können. Die wäh- 
rend der Ehezeit von den Ehepartnern erworbenen 
Rentenanwartschaften werden zwischen ihnen im 
Rahmen des Versorgungsausgleichs aufgeteilt, wo- 
durch geschiedene Frauen auch ohne eigene Er- 
werbstätigkeit regelmäßig einen eigenständigen 
Anspruch in der gesetzlichen Rentenversicherung 
erwerben. Im übrigen wurde die eigenständige so- 
ziale Sicherung von Frauen auch dadurch verbes- 
sert, daß die Mindestwartezeit für einen eigenen 
Rentenanspruch von 15 auf fünf Jahre verkürzt 
wurde und die Unterbrechung der Erwerbsarbeit 
für die Betreuung und Erziehung von Kindern je 
Kind mit einem Jahr rentenbegründend und ren- 
tensteigernd anerkannt wird. Durch den Kündi- 
gungsschutz im Bundeserziehungsgeldgesetz wird 
der Wiedereintritt in die Tätigkeit vor der Geburt 
des Kindes nach dem Erziehungsurlaub garantiert. 
Der Zugang von Frauen, die ihre Erwerbsarbeit län- 
gere Zeit unterbrochen haben, zu Wiedereingliede- 
rungsmaßnahmen nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz ist wesentlich erleichtert worden. 

Zu h) 

Die Maßnahmen, mit denen die Bundesregierung 
darauf hinwirkt, daß sich die Beschäftigungschan- 
cen von Frauen und damit ihr Einkommen und ihre 
soziale Absicherung nicht verschlechtern, wurden 
bereits im Abschnitt II Erwerbsarbeit ausführlich 
dargestellt. Auf diesen Abschnitt wird verwiesen. 


Flexibilisierung des Arbeitsortes 

19. Die technologische Entwicklung bietet die Mög- 
lichkeit, computerunterstützte Heimarbeits- 
plätze einzurichten, die durch Fernmeldenetze 
mit den betrieblichen Datenverarbeitungsanla- 
gen verbunden sind. Die Bundesregierung för- 
dert die Weiterentwicklung des Telefonnetzes 
zu einem computergerechten Fernmeldenetz 
und fördert damit die netztechnischen Voraus- 
setzungen für Tele- Heimarbeit. 

a) Ist es die Absicht der Bundesregierung, die 
Voraussetzungen für Tele-Heimarbeitsplätze 
zu schaffen? 

b) Welche Konsequenzen zieht die Bundesre- 
gierung 

— aus der internationalen Erfahrung (Huws, 
The new homeworkers, London 1984), daß 
Tele-Heimarbeit fast ausschließlich von 
Frauen, zumeist von Müttern mit betreu- 
ungsbedürftigen Kindern, verrichtet 
wird, 

— aus der Schätzung, daß 1981 50 bis 70% 
der Heimarbeiterinnen in Bayern nicht 
mehr als 390 DM im Monat verdienten, 
und zwar bei Stundenlöhnen zwischen 
2,93 DM und 10,33 DM (Bayernkurier vom 
28. November 1981)? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die An- 
nahme, daß auch Tele-Heimarbeit die Form 
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eines ungeschützten Beschäftigungsverhält- 
nisses haben wird, insbesondere dann, wenn 
die netztechnischen Voraussetzungen für 
eine Konkurrenz der Tele-Heimarbeiter/in- 
nen geschaffen worden sind, da davon auszu- 
gehen ist, daß betriebliche Kostenvorteile 
nur dann in wesentlichem Maße vorliegen, 
wenn die Tele- Heimarbeit nicht als sozialver- 
sicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt wird 
(Pilot-Versuch der Firma Siemens in Baden- 
Württemberg; B. Böttger: Steht die Vertrei- 
bung der Frauen aus Büro und Verwaltung 
bevor? in: Beiträge zur feministischen Theo- 
rie imd Praxis, 9/10 1983; Kölner Stadtanzei- 
ger vom 12. Februar 1985)? 

Zu a) und h) 

Die Förderung der Weiterentwicklung des Telefon- 
netzes zielt in erster Linie auf leistungsfähigere Te- 
lekommunikationsverbindungen insgesamt ab. Da- 
bei ist nicht auszuschließen, daß ein computerge- 
rechtes Fernmeldenetz auch zur Einführung von 
Tele- Heimarbeitsplätzen genutzt werden wird. 

Der Bundesregierung ist die Tatsache bekannt, daß 
in erster Linie Frauen auf solche Arbeitsverhält- 
nisse angewiesen sind, die ihnen ermöglichen, Er- 
werbstätigkeit mit der Betreuung von Kindern zu 
vereinbaren. 

Sie läßt daher die Auswirkungen der Verlagerung 
von Erwerbsarbeit in das Familienheim auf die Fa- 
milien, die Arbeitsteilimg in den Familien und die 
Sozialisation von Kindern in einer ersten Studie 
untersuchen. Dabei soll sowohl Tele- wie auch an- 
dere Heimarbeit erfaßt werden. Erste Ergebnisse 
werden Ende des Jahres 1986 vorliegen. 

Aus einer Sonderauswertung des Mikrozensus hat 
sich ergeben, daß 1980 rund ein Fünftel der er- 
werbstätigen Mütter mit Kindern unter 16 Jahren 
auf dem Wohngrundstück eirbeiten. 

In einer Studie wird untersucht, welche Arbeits- 
plätze für Frauen im Wohnbereich zur Verfügung 
stehen, ob sich aus der räumlichen Nähe von Woh- 
nung und Arbeit positive Effekte für die Familie 
ergeben und ob die Frauen Kompromisse hinsicht- 
lich ihres Arbeitsplatzes eingehen mußten, um im 
Wohnbereich eine Erwerbstätigkeit zu finden. Das 
Forschungsprojekt wird im kommenden Jahr abge- 
schlossen. 

Zu c) 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus durch ver- 
schiedene Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit 
von Famile und Bertif beigetragen u. a. durch die 
rechtliche Gleichstellung von Vollzeitarbeit und 
Teilzeitarbeit (vgl. Antwort zu Frage 17). 

Die Angaben im Bayernkurier vom 28. November 
1981 beruhen auf einer bayerischen Erhebung über 
sozialversicherungspflichtige Heimarbeitsverhält- 
nisse. Die Tatsache, daß viele Heimarbeiter unter 
der Versicherungspflichtgrenze bleiben, erklärt sich 
damit, daß bewußt Heimarbeit in beschränktem 
Umfang vergeben bzw. angenommen wird. Das 


kann sowohl für die in Heimarbeit Beschäftigten 
als auch für die Auftraggeber von Vorteil sein. Bei 
dem im Bayernkurier erwähnten Personenkreis 
handelt es sich in erster Linie um familienversi- 
cherte Hausfrauen, die kleine Kinder oder pflegebe- 
dürftige Angehörige zu versorgen haben und durch 
Heimarbeit einen auf andere Weise nicht erreichba- 
ren Zuverdienst erwerben. 

Für die Lohnfindung der in Heimarbeit Beschäftig- 
ten sind nach dem Heimarbeitsgesetz paritätisch 
mit Vertretern der in Heimarbeit Beschäftigten und 
der Auftraggeber sowie einem neutralen Vorsitzen- 
den besetzte Heimarbeitsausschüsse verantwort- 
lich. Die von den Ausschüssen mit Zustimmung der 
Obersten Arbeitsbehörde festgesetzten Entgelte 
und sonstigen Vertragsbedingungen haben die Wir- 
kung eines allgemeinverbindlichen Tarifvertrages. 
Für eine wirksame Überwachung sind die obersten 
Arbeitsbehörden der Länder zuständig. Vor Ort 
werden Entgeltprüfer eingesetzt 


20. Welche gesetzlichen, finanziellen und netzpoliti- 
schen Maßnahmen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung jeweils zu ergreifen, um den folgenden 
Mißständen zu begegnen: Die Einführung von 
Tele-Heimarbeit im Sinne eines ungeschützten 
Beschäftigungsverhältnisses wird strukturell 
die nachfolgend genannten Probleme aufwer- 
fen. Diese werden auch durch erste Erfahrun- 
gen im In- und Ausland bestätigt (Huws, op. cit: 
Gesellschaft für Informatik, Arbeitsgespräch, 
Telearbeit, 17./ 18. September 1984). 

Zu erwarten sind: 

a) Beträchtliche Einkommensminderung ge- 
genüber betrieblicher Arbeit bis unter die 
Grenze des Existenzminimums und damit 
verbunden zunehmende Abhängigkeit für 
Frauen von Ehemann, Partner, Vater, Sohn 
oder Staat, 

b) Verlagerung des unternehmerischen Risikos 
auf die Tele-Heimarbeiter/innen, 

c) Vereinsamung durch Abnahme außerhäusli- 
cher sozialer Kontakte, 

d) Wechsel von Überlastung und Unterlastung 
in Abhängigkeit vom betrieblichen Arbeits- 
anfall, 

e) besonders häufige Arbeit an Wochenenden 
und in den Abendstunden, wenn die anderen 
Haushaltsangehörigen, Freunde und Ver- 
wandten ihre Freizeit haben, 

f) Verlagerung der Risiken von Krankheit, Al- 
ter, Erwerbsunfähigkeit von der Gemein- 
schaft der Versicherten auf die einzelne 
Heimarbeiterin/den einzelnen Heimarbeiter, 

g) Mangel an Möglichkeiten des beruflichen 
Aufstiegs, der Fort- und Weiterbildung bei 
gleichzeitig technisch bedingtem wachsen- 
dem Fortbildungsbedarf, 

h) Ausdehnung der Probleme des Daten- 
schutzes von der betrieblichen Ebene auf den 
Privatbereich, 

i) Gtefahr der Organisierung des privaten All- 
tags und der Kinderbetreuung entsprechend 
dem betrieblicherseits geforderten störungs- 
freien Arbeitsablauf. Das heißt, die Bedürf- 
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nisse der Kinder und anderer Familienange- 
höriger müssen generell und ad hoc den be- 
trieblichen Forderungen untergeordnet wer- 
den, 

j) Grefahr der Kinderarbeit, 

k) fehlende Möglichkeiten kollektiver Interes- 
senvertretung gegenüber den Arbeitgebern, 
da der Betrieb als Ort der Solidarisierung 
und des Interessenausgleichs entfällt, 

l) Konkurrenz der derart entrechteten und ab- 
hängigen Tele-Heimarbeiter/innen unterein- 
ander bis hinein in die unmittelbare Nach- 
barschaft, 

m) drohende Verschärfung der Konkurrenz 
durch die Möglichkeit zur grenzüberschrei- 
tenden Auslagerung von Tele-Heimarbeit in 
sog. Billig-Ijohn-Länder? 

Mit welchen Folgen bei der Einführung von Tele- 
Arbeit zu rechnen ist, hängt von deren Entwicklung 
und Ausgestaltung ab. Die Bundesregierung kann 
einen direkten Zusammenhang von Tele-Heimar- 
beit und den befürchteten Mißständen nicht erken- 
nen. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 8 
verwiesen. 


21. Die Bundesregierung trägt aufgrund der Fern- 
meldehoheit der Deutschen Bundespost die 
netzpolitische Verantwortung für die Entste- 
hung von Tele-Heimarbeit 

a) Mit welchen Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung verhindern, d£iß sich Tele-Arbeit als 
elektronische Heimarbeit im Sinne eines 
ungeschützten Beschäftigungsverhältnisses 
durchsetzt? 

b) Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die 
Ergebnisse der derzeit laufenden Wirkungs- 
forschungsprojekte und Modellversuche zu 
weirten? 

c) Sofern die Bundesregierung zwischenzeitlich 
die ungeregelte Einführung von elektroni- 
scher Heimarbeit zuläßt (wozu aufgrund des 
Bildschirmtext-Dienstes sowie der Möglich- 
keit, das analoge Fernsprechnetz zum lang- 
samen Datenverkehr zu nutzen, auch erste 
Voraussetzungen bestehen), wie rechtfer- 
tigt sie dies im Hinblick auf die Risiken für 
Frauen? 


Siehe Antworten zu den Fragen 8, 18 und 20. 


22. Eine weitere gravierende Form ungeschützter 
Beschäftigungsverhältnisse wird derzeit von 
führenden CDU-Politikem und einigen Indu- 
strie- und Handelskammern propagiert Es han- 
delt sich um die Übertragung des Modells „wirt- 
schaftliche Freizonen“ aus der Dritten Welt so- 
wie von Industriezentren wie Silicon Valley auf 
die Bundesrepublik Deutschland (Frankfurter 
Rundschau vom 15. Januar 1985). Gedacht ist 
dabei an eine „Entstaatlichung“ in Form des Ab- 
baues staatlicher Fürsorge sozialer und tarifver- 
traglicher Übereinkommen mit dem Ziel, neue, 
erheblich verbilligte Arbeitsplätze zu schaffen. 


Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die bisherigen Erfahrungen 
mit derartigen Arbeitsplätzen 

— z. B. in dem kalifornischen Silicon Valley, wo 
in der Halbleiterfertigung fast ausschließlich 
Frauen aus Minoritätengruppen für die 
schlechtesten Löhne in den USA arbeiten. 
Die Gesundheitsgefahren dieser Arbeits- 
plätze sind so groß, deiß die Krankheitsrate 
viermal so hoch ist wie in der gesamten In- 
dustrie der USA (Suzanne Seeland, Die Si- 
tuation der Arbeiterinnen in der mikroelek- 
tronischen Industrie von Silicon Valley, 
Frankfurter Rundschau vom 20. Oktober 
1984 und Robert Howard, Die zweite Klasse 
in Silicon Valley, in: Dollars und Träume, 
Nr. 9 1984); 

— z. B. in Südostasien, wo die Arbeitsbedingun- 
gen in der Mikro-Chip-Montage dermaßen 
katastrophal sind, daß junge Frauen durch- 
schnittlich nach fünf bis zehn Jahren durch 
diese Arbeit physisch und psychisch ver- 
schlissen sind, (Rachael Grossmann: Wo- 
men’s Place in the Integrated Circuit, in: 
Southeast Asia Chronicle-Pacific Research, 
1980)? 

Der Bundesregierung liegen über die Arbeitsbedin- 
gungen in Silicon Valley (Kalifornien) sowie in der 
Micro-Chip-Montage in Südostasien keine über die 
allgemein zugänglichen Veröffentlichungen hinaus- 
gehenden, eigenen Erkenntnisse vor. 

Sie hält schon deshalb eine Bewertung der Arbeits- 
bedingungen in anderen Ländern für nicht ange- 
bracht. 

Sie geht allerdings davon aus, daß Arbeitsbedingun- 
gen, wie sie u. a. in den zitierten Quellen behauptet 
werden, aufgrund der weiterentwickelten Arbeits- 
schutzgesetzgebung und -aufsicht in der Bundesre- 
publik Deutschland nicht Vorkommen. 


23. Da es derartig gesundheitsschädliche Arbeits- 
plätze bislang in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht gibt, wie beurteilt jedoch die Bundes- 
regierung die Tatsache, daß die Arbeitsbedin- 
gungen in der hiesigen Elektromontage derart 
schlecht sind, daß sie nur ca. drei bis fünf Jahre 
von jungen Frauen durchgehalten werden 
(I. Bednarz-Braun, Ab 35 gehören Frauen schon 
zum alten Eisen, in E. Vogelheim — Hrsg. — 
Frauen am Computer, Reinbek 1984)? 

Weder der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik 
und Elektrotechnik noch der Gewerbeaufsichtsbe- 
hörde, in deren Zuständigkeitsbereich die meisten 
Betriebe der elektrotechnischen Industrie konzen- 
triert sind, sind Zustände und Folgen für Arbeitneh- 
mer bekannt, wie sie in dem zitierten Artikel von 
Iris Bednarz-Braun beschrieben sind. Die Gewerbe- 
aufsichtsbehörden der Bundesländer überprüfen 
insbesondere auch die Betriebe der Elektroindu- 
strie auf Einhaltung der Arbeitsstättenverordnung. 
Für die Abhilfe bei konkreten Mißständen sind die 
Gewerbeaufsichtsbehörden der Länder und die Be- 
rufsgenossenschaften zuständig. 
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24. Die oben genannten Arbeitsbedingungen sind 

menschenunwürdig. 

a) Wird die Bundesregierung die Einrichtung 
derartiger „wirtschaftlicher Freizonen“ zu- 
lassen oder gar mit Sonderbürgschaften und 
steuerlichen Erleichterungen fördern, wenn 
ja, mit welcher Begründung? 

b) Beabsichtigt die Bundesregierung, deutsche 
Unternehmen mit Hilfe des ihr zur Verfü- 
gung stehenden wirtschaftspolitischen In- 
strumentariums, wie z. B. Kreditbürgschaf- 
ten und Steuererleichterungen, zu verpflich- 
ten, Bericht zu erstatten über die von deut- 
schen Firmen zu verantwortenden Arbeits- 
verhältnisse im Ausland, insbesondere in der 
gesundheitsgefährdenden elektronischen In- 
dustrie? Wenn nein, warum nicht? 

c) Wird die Bundesregierung ihre direkte und 
indirekte Förderung bundesdeutscher Fir- 
men einstellen, falls die Arbeitsbedingungen 
in diesen Firmen gemäß den Anforderungen 
des Internationalen Arbeitsamtes nicht als 
menschenwürdig bezeichnet werden kön- 
nen? Wenn nein, mit welcher Begründung? 

Zu a) 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Ein- 
richtung „wirtschaftlicher Freizonen“ im Sinne der 
Anfrage, wie auch immer sie ausgestaltet sein mö- 
gen, in irgendeiner Weise zu fördern. 

Zu b) 

Die Bundesregierung betrachtet die Arbeitsbedin- 
gungen, die deutsche Firmen im Ausland bieten, in 
erster Linie als eine Angelegenheit, die die Firmen 
in Übereinstimmung mit den im jeweiligen Lande 
geltenden Gesetzen und Vorschriften zu verantwor- 
ten und zu regeln haben. Darüber hinaus sollten — 
entsprechend der Dreigliedrigen Grundsatzerklä- 
rung über multinationale Unternehmen und Sozial- 
politik der Internationalen Arbeitsorganisation — 
deutsche Firmen im Ausland ihren Arbeitnehmern 
keine ungünstigeren Löhne, Leistungen und Ar- 
beitsbedingungen als vergleichbare Arbeitgeber in 
dem betreffenden Land bieten oder, sofern deut- 
sche Firmen in Entwicklungsländern tätig sind, in 
denen es keine vergleichbaren Arbeitgeber gibt, im 
Rahmen der staatlichen Politik die bestmöglichen 
Löhne, Leistungen und Arbeitsbedingungen bieten. 
Die Bundesregierung hat gegenüber den Sozialpart- 
nern immer auf die Bedeutung der Dreigliedrigen 
Grundsatzerklärung hingewiesen; über die Beach- 
tung der Dreigliedrigen Grundsatzerklärung wird 
der Bundesregierung regelmäßig Bericht erstattet. 
Sobald der Bundesregierung Verstöße gegen die 
Dreigliedrige Grundsatzerklärung bekanntgewor- 
den sind, hat sie gemeinsam mit den Sozialpartnern 
auf die Einhaltung der Grundsatzerklärung hinge- 
wirkt. 

Zu c) 

Die Bundesregierung beabsichtigt weder in die Zu- 
ständigkeiten anderer Staaten einzugreifen, noch 
deutschen Firmen eine Berichterstattungspflicht 


über die von ihnen zu verantwortenden Arbeitsbe- 
dingungen aufzuerlegen, noch eventuell gewährte 
Förderungen an derartige Voraussetzungen zu 
knüpfen. Sie geht im übrigen davon aus, daß Über- 
einkommen der internationalen Arbeitsorganisatio- 
nen, die ein Land ratifiziert hat, grundsätzlich von 
diesem eingehalten werden. Es ist nicht Axifgabe 
der Bundesregierung, dies zu kontrollieren. 


25. Neben der Einsparung von Erwerbsarbeitsplät- 
zen in Fabriken und Büros sollen in Zukunft die 
Kunden einen Teil der Dienstleistungsarbeit 
übernehmen. Dies führt dazu, daß ein erhebli- 
cher Teil der Frauenerwerbsarbeitsplätze erst 
dann vernichtet wird, wenn sich elektronische 
Selbstbedienung (Teleeinkauf, Telebanking etc.) 
durchsetzt. Aufgrund ihres Fernmeldemonopols 
hat es die Bundesregierung weitgehend in der 
Hand, ob solch eine elektronische Selbstbedie- 
nung möglich wird. 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, den be- 
schäftigungspolitischen Problemen der Ausbrei- 
tung der elektronischen Selbstbedienung zu be- 
gegnen? 

a) Insbesondere mit welchen frauenspezifi- 
schen und dem Umfang des Problems ge- 
recht werdenden Fördermaßnahmen will die 
Bundesregierung bestehender und zukünfti- 
ger technologiebedingter Erwerbslosigkeit 
von Frauen entgegentreten? 

b) Welche Maßnahmen plant die Bundesregie- 
rung, um den bislang von ihr beschleunigten 
Innovationsprozeß so zu verlangsamen, daß 
die erwerbsarbeitsplatzvernichtenden und 
insbesondere Frauen betreffenden Wirkun- 
gen verhindert oder eingedämmt werden 
können, bzw. warum plant sie keine solchen 
Maßnahmen? 


Ob und in welchem Umfang in Zukunft die Möglich- 
keiten neuer luK-Technologien auch für „elektroni- 
sche Selbstbedienung“ genutzt werden, ist heute 
noch nicht abzusehen. Zu erwarten ist, daß sich im 
Laufe der Zeit ein Angebot solcher Dienste heraus- 
bilden wird, um den Wünschen der Verbraucher zu 
entsprechen, denen diese Form des Einkaufens vor- 
teilhaft erscheint. Schon in der Vergangenheit sind 
Dienstleistungen, die zunächst primär außerhalb 
der privaten Haushalte erbracht wurden, wie z. B. 
Fortbildung, ohne wirtschaftliche Probleme in die 
Haushalte verlagert worden (Fernkurse, Fernuni- 
versität). Nicht ein Verlust an Arbeitsplätzen im Bil- 
dungsbereich, sondern im Gegenteil eine Erweite- 
rung des Teilnehmerkreises, Verbreitung des Ange- 
botes und Steigerung des benötigten Personals 
war die Folge. Eine deutliche Ausdehnung der elek- 
tronischen Selbstbedienung im Bereich von Handel 
und Kreditgewerbe kann zum Wegfall einzelner 
spezieller Arbeitsplätze (z. B. an den Kassen) füh- 
ren. Dafür werden jedoch neue, häufig sogar attrak- 
tivere Arbeitsplätze gescheiffen. Dies kann an ande- 
rer Stelle geschehen, wie bei den Anbietern von 
luK-Ausstattungen und -Leistungen oder dort, wo- 
hin durch evtl. Kostenersparnisse freiwerdende 
Kaufkraft fließt. Auch im Bereich von Handel und 
Kreditgewerbe können sich neue Spielräume, z. B. 
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für mehr kundenorientierte persönliche Beratungs- 
dienste ergeben, falls durch elektronische Selbstbe- 
dienung Leistungen künftig kostengünstiger bereit- 
gestellt werden. 

Das Beispiel des Bankensektors zeigt, daß die Ein- 
führung neuer Techniken wie der Mikroelektronik 
per Saldo keineswegs zu einem Arbeitsplatzabbau 
zu führen braucht. Im Gegenteil hat die Beschäfti- 
gung in diesem Sektor trotz neuer Techniken bis- 
her fast ständig zugenommen. Das Prognos-Institut 
rechnet z. B. in einer für das LAB erstellten Projek- 
tion mit einem Anstieg der Beschäftigung in diesem 
Bereich bis zum Jahr 2000. Auch das Kreditgewerbe 
selbst erwartet nach einer lAB/Ifo-Unternehmens- 
befragung vom Herbst 1983 im Zeitraum 1983 bis 
1987 einen weiteren Beschäftigungsanstieg. Dabei 
wird eine mittelfristig anhaltende Tendenz zu hö- 
herqualifizierten Tätigkeiten vorausgesagt. Insbe- 
sondere sollen die Bereiche Kundenberatung und 
Akquisition an Bedeutung gewinnen zu Lasten vor 
allem des Routinegeschäfts und der reinen Kassie- 
rertätigkeit. 

Die Bundesregierung lehnt es deshalb grundsätz- 
lich ab, Innovationsprozesse in diesem Bereich zu 
verlangsamen. Damit würden nur bestehende Ar- 
beitsplätze gefährdet und die Entwicklung neuer 
Dienstleistungen und Tätigkeitsbereiche unterbun- 
den. Statt dessen sieht die Bundesregierung ihre 
Aufgabe darin, die Rahmenbedingungen für den 
Modernisierungsprozeß so zu gestalten, daß techni- 
sche und soziale Innovation sich unterstützen. So 
sollen z. B. über den Netzausbau hinaus der Um- 
gang mit neuen Informationstechniken durch die 
Förderung benutzerfreundlicher software-Gestal- 
tung („Software-Ergonomie“ im HdA-Programm) 
und frühzeitiges Einüben (Computerkurse in der 
Schule) erleichtert werden. 

Eine Notwendigkeit zur besonderen Förderung von 
Frauen im Bildungs- und Ausbildungsbereich be- 
steht vor allem aufgrund der heute noch höheren 
Technikskepsis von Frauen, die häufig zu Technik- 
distanz und Hilflosigkeit gegenüber technischen 
Problemen führt. Durch frühzeitigen Kontakt mit 
neuen Informationstechniken läßt sich dieses Des- 
interesse vermeiden. Entsprechende Fördermaß- 
nahmen der Bundesregierung speziell für Mädchen 
und Frauen werden in der Antwort zu Teil II der 
Anfrage dargestellt. 


26. Angesichts der sich verschärfenden ge- 
schlechtsspezifischen Ungleichheit der Zu- 
gangschancen zu qualifizierten und zukunfts- 
trächtigen Arbeitsplätzen haben sich in einderen 
Industrieländern, insbesondere den USA, „posi- 
tive Aktionsprogramme“, bei uns „Frauenförde- 
rungspläne“ genannt, bewährt. Alle politischen 
Parteien, Gewerkschaften, Arbeitgeberver- 
bände und Frauenvereinigungen halten derar- 
tige personalpolitische Frauenförderungspro- 
gramme für notwendig. Die EG hat sich sogar 
verpflichtet, bei ihrem eigenen Personal anzu- 
fangen. Die Landesregienmg Nordrhein-Westfa- 
len hat ihre Behörden aufgefordert, künftig in 
jedem Einzelfall zu begründen, warum der An- 


teil geförderter Frauen geringer ist als der der 

Männer. 

a) Aus welchen Gründen hat es die Bundesre- 
gierung bisher unterlassen, in den ihr unter- 
stellten Bereichen der Bundesbediensteten 
durch entsprechende Programme dafür zu 
sorgen, daß sich der Anteil von Frauen in 
qualifizierten Positionen kontinuierlich er- 
höht? 

b) Plant die Bundesregierung, über unverbindli- 
che Empfehlungen hinaus ihre Möglichkei- 
ten der wirksamen Einwirkung auf private 
Arbeitgeber — etwa durch die Bindung der 
Vergabe von Aufträgen/Subventionen an Un- 
ternehmen mit wirksamen Frauenförde- 
rungsmaßnahmen — zu nutzen, um die von 
den luK-Technologien bedrohte qualifizierte 
Erwerbsarbeit von Frauen in Qualität und 
Umfang zu schützen oder zu erweitern? 
Wenn ja, wie, für welche Bereiche und wel- 
chen Zeitraum? 

c) Das Gleichheitsgebot der Verfassung, die 
Empfehlungen der EG^Kommission und 
nicht zuletzt die Leitsätze der CDU für eine 
Partnerschaft zwischen Mann und Frau vom 
Februar 1985 fordern politisches Handeln, 
um die Chancengleichheit für Frauen auf 
dem Erwerbsarbeitsmarkt herzustellen. 
Welche diesbezüglichen konkreten Maßnah- 
men plant die Bundesregierung über die Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen hinaus? 
Welchen Zeitplan hat sie ggf. zur Einleitung 
der konkreten Maßnahmen angesetzt? 

Zu a) 

Daß männliche und weibliche Bundesbedienstete 
gleichbehandelt werden müssen, ergibt sich aus der 
Verfassung (insbesondere Artikel 3 und 33 GG) so- 
wie den einschlägigen Gesetzen (insbesondere dem 
Beamtenrechtsrahmengesetz und dem Bundesbe- 
amtengesetz). Da sich aber in der Praxis gezeigt 
hat, daß der Anteil der Frauen gerade in den ober- 
sten Besoldungsgruppen und entsprechenden Ver- 
gütungsgruppen noch unzureichend ist, hat die 
Bundesregierung eine Richtlinie zur beruflichen 
Förderung von Frauen in der Bundesverwaltung er- 
lassen. Diese ist zum 1. März 1986 in Kreift getreten. 
Der Inhalt dieser Richtlinie ist bei der Antwort 
zu Frage 13 der Großen Anfrage (Drucksache 
10/4026) dargestellt. 

Zub) 

Um die Berufschancen von Frauen zu verbessern, 
hat die Bundesregierung eine Vielzahl konkreter 
Förderungsmeißnahmen in Zusammenarbeit mit 
Unternehmen der Privatindustrie entwickelt und 
umgesetzt. So haben z. B. an einer Untersuchung, in 
deren Rahmen ein Leitfaden zur beruflichen Förde- 
rung von Frauen entwickelt wurde, 30 namhafte 
Unternehmen mitgewirkt, die entsprechende Förde- 
rungsmaßnahmen in der Praxis im Rahmen ihrer 
Personalpolitik umgesetzt haben. Auch andere von 
der Bundesregierung umgesetzte Maßnahmen, wie 
z. B. das Modellprogramm zur Erschließung ge- 
werblich-technischer Ausbildungsberufe für junge 
Frauen wurden in Kooperation mit Unternehmen 


20 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6129 


der Privatindustrie umgesetzt und basieren auf der 
Bereitschaft bzw. Verpflichtung der Unternehmen, 
aktiv zur Verbesserung der Berufschancen von 
Mädchen und Frauen beizutragen. 

Aufgrund dieser Bereitschaft der Unternehmen 
sieht die Bundesregierung keine Notwendigkeit, die 
Unternehmen durch Auflagen zur Durchführung 
entsprechender Maßnahmen zu verpflichten, zumal 
keineswegs ausgeschlossen werden könnte, daß sol- 
che Auflagen diese bei den Unternehmen zuneh- 
mend vorhandene Bereitschaft beeinträchtigen 
könnten und gleichzeitig die Auflagen — wo immer 
möglich — umgangen würden. 

Speziell für die in der Frage angesprochenen öffent- 
lichen Aufträge gilt im übrigen, daß sie nach den 
ordnungspolitischen Prinzipien der Bundesregie- 
rung, nach zwingendem EG-Recht sowie nach den 
nationalen haushalts- und vergaberechtlichen Be- 
stimmungen ausschließlich nach auftragsbezoge- 
nen Bewertungskriterien (z. B. Preis, Qualität, War- 
tung) im Wettbewerb auf die wirtschaftlich günstig- 
sten Angebote zu vergeben sind. Dabei kann sich 
u. a. die Vergabe von öffentlichen Aufträgen auf die 
Beschäftigungslage von Frauen dann günstig aus- 
wirken, wenn es sich um einen Leistungsbereich 
handelt, in dem in besonderm Maße Frauen tätig 
sind. Es hängt vom Auftragsinhalt ab, ob und in 
welchem Umfang diese Folge eintritt. Vergabefrem- 
de Aspekte, die außerhalb des mit der Auftragsver- 
gabe zu verfolgenden Zieles, nämlich der möglichst 
wirtschaftlichen Bedarfsdeckung der öffentlichen 
Hand liegen, können dagegen nicht berücksichtigt 
werden. 

Zu c) 

Die von der Bundesregierung zur Durchsetzung der 
Chancengleichheit von Frauen am Erwerbsarbeits- 
markt geplanten und bereits durchgesetzten Maß- 
nahmen sind jeweils im Zusammenhang mit kon- 
kreten Einzelfragen ausführlich dargestellt. Sie 
werden daher hier nicht noch einmal wiederholt. 


Qualität der Arbeit 

27. Welche Maßnahmen technischer, rechtlicher 
und ökonomischer Art will die Bundesregierung 
ergreifen, um den nachfolgend aufgeführten Ge- 
fahren jeweils zu begegnen: 

Arbeitswissenschaftliche Untersuchungen an 
Bildschirmarbeitsplätzen und an CAD- und 
CNC-Maschinen haben ergeben, daß die bishe- 
rige Art des Einsatzes von luK-Technologien, 
insbesondere dann, wenn es sich überwiegend 
um Bildschirmarbeiten handelt, schon heute zu 
den nachfolgend genannten physischen und 
psychischen Gefährdungen und Beeinträchti- 
gungen führt (M. Cooley, Troy, in: psychosozial 
18, Reinbeck 1983; Rose, Jansen, in: Zeitschrift 
für Arbeitswissenschedt (NF) 1981/84; Frese 
(Hrsg.), Streß im Büro, Bern 1981; IG Metall: 
Rationalisierung in der Metallwirtschaft (Re- 
präsentativerhebung), Frankfurt 1983; Volpert, 
Computer und Denken, Vortrag auf dem 7. In- 
ternationalen Kongreß Datenverarbeitung im 


europäischen Raum, Wien 19. bis 23. März 1984; 
Rose, Jansen, Arbeitsbedingungen an Arbeits- 
plätzen mit Computer-Technologien, Vortrag: 
Gesellschaft für Arbeitswissenschaften, Karls- 
ruhe 18./19. März 1982 usw.). 

Diese Gefahren sind: 

a) fortschreitende Tendenz zur Ausdifferenzie- 
rung von Arbeit anstelle der propagierten In- 
tegration von Arbeit, 

b) zunehmende Standardisierung und Mechani- 
sierung der Produktions- und Arbeitsprozes- 
se, 

c) Zentralisierung von Arbeitserfahrungen in 
Computerprogrammen. So schreiben Feigen- 
bau und Mc Corduck, das Wissen müsse 
„ganz sorgfältig aus ihren (gemeint sind die 
Arbeitenden, Anm.) Köpfen herausgeschürft 
werden, Juwel für Juwel. Die Schürfer nennt 
man Wissensingenieure“, zitiert nach Vol- 
pert, a. a. O., S. 4), 

d) zunehmende Zentralisierung der Planungs- 
und Entscheidungsvorgänge und damit ein- 
hergehend, 

e) zunehmende Steuerung und Kontrolle der 
Tätigkeiten, 

f) gravierende Einschränkungen der Bewe- 
gungs- und Kommunikationsmöglichkeiten 
(Zwangshaltung und technisch Steuer- und 
kontrollierbares Arbeitstempo), gleichzeitig 
mit 

g) erhöhtem Konzentrationsbedarf, einseitiger 
Beanspruchung von Fähigkeiten und einsei- 
tiger Beanspruchung der visuellen Wahrneh- 
mungssinne, 

als Konsequenz dessen 

f) Verlust traditionellen Erfahrungswissens 
(der Computer „lernt“, nicht der Mensch), 

g) zunehmende Entfremdung von der Arbeit 
und den Arbeitsergebnissen einhergehend 
mit abnehmender Arbeitsmotivation, 

h) Zunahme physischer Belastungen (infolge 
Bewegungsarmut, einseitigen Belastungen 
und Intensivierung der Arbeit), z. B. in Form 
von Augen-, Rücken- und Gliederschmerzen, 

i) Zunahme psychischer Belastungen (infolge 
Monotonie, Arbeitstempo und zunehmender 
Mensch-Maschine-Kommunikation), insbe- 
sondere: 

— Beeinträchtigung der Wahrnehmungsfä- 
higkeiten sensomotorischer, interpretati- 
ver, kommunikativer und interaktiver 
Art, 

— Vereinsamung und Abnahme der Sprach- 
fähigkeit, 

— Einschränkung der Fähigkeit zum akti- 
ven Freizeitverhalten, 

— damit grundlegende Beeinträchtigung der 
Persönlichkeit 

Es ist zu erwarten, daiß diese Gefährdungen 
durch den verstärkten Einsatz von luK-Techno- 
logien zunehmen werden. Derart gefährdete Ar- 
beitsplätze sind insbesondere im Büro und 
Dienstleistungsbereich zu finden, dabei handelt 
es sich überwiegend um Frauenarbeitsplätze? 

Hierzu wurde bereits in der Antwort zu Frage 7 
Grundsätzliches ausgeführt Soweit in dieser Frage 
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gesundheitliche und soziale Probleme aufgezeigt 
werden, so muß auch hier auf die Vielfalt teilweise 
widersprüchlicher Aussagen und Einschätzungen 
verwiesen werden. In der Frage werden mögliche 
positive Wirkungen allerdings völlig ausgeklam- 
mert, die auch von seiten der Gewerkschaften nicht 
grundsätzlich bestritten werden (z. B. Erleichterung 
von körperlicher Schwerarbeit, Wegfall von Ge- 
sundheitsgefahren durch Lärm und Chemikalien). 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß alle 
Beteiligten der Frage der menschengerechten Ge- 
staltung von Arbeitsbedingungen auch im Zusam- 
menhang mit dem Einsatz neuer luK-Technologien 
verstärkt Aufmerksamkeit widmen sollten. 

Die Bundesregierung hat zur Klärung der bisher 
widersprüchlichen Informationen die bereits in der 
Antwort zur Frage 7 erwähnten Forschungsschwer- 
punkte entwickelt, welche nicht nur die Ursachen 
möglicher negativer Auswirkungen aufklären sol- 
len, sondern in denen auch Möglichkeiten einer die 
Gesundheit erhaltenden Arbeitsgestaltung entwik- 
kelt werden sollen. Zusätzlich wurden bereits im 
März 1984 die Forschungsschwerpunkte „Men- 
schengerechte Anwendung neuer Technologien in 
Büro und Verwaltung“ sowie „Menschengerechte 
Anwendung neuer Technologien in der Produktion“ 
öffentlich bekannt gemacht, mit denen über den 
Gesundheitsschutz hinausgehende, menschenge- 
rechte Technikanwendungen entwickelt werden 
sollen. 

Die Bundesregierung verfolgt im übrigen aufmerk- 
sam Entwicklungen und Diskussionen in den Un- 
ternehmen, die sich dort u. a. auch als Folge des 
Einsatzes neuer Techniken entwickelt haben. Viele 
Unternehmen in allen westlichen Industriestaaten 
erkennen offenbar zunehmend an, deiß sie die tech- 
nischen Veränderungen nur mit Hilfe gut ausgebil- 
deter und gesunder Arbeitnehmer/innen bewälti- 
gen können. 

Die Bundesregierung unterstützt diesen Prozeß 
durch die Bereitstellung positiver Gestaltungsoptio- 
nen, wie sie im Forschungsprogramm Humanisie- 
rung des Arbeitslebens gefördert werden. Sie ist 
aber auch gewillt, Fehlentwicklungen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten entgegenzuwirken. 

Bildschirmarbeit von Schwangeren 

28. Die Forschungsergebnisse über die schädlichen 
Auswirkungen der Strahlenemission von Bild- 
schirmgeräten sind bislang lückenhaft und wi- 
dersprüchlich. In Kanada, USA, Japan und an- 
derswo gibt es Berichte über gehäufte Problem- 
schwangerschaften. Miß- und Fehlgeburten bei 
Bildschirmarbeiterinnen (vgl. dazu Kleine An- 
frage der Fraktion DIE GRÜNEN — Druck- 
sache 10/2831 vom 1. Februar 1985). 

Die Bundesregierung sieht zwar bisher die 
Röntgenstrahlungsbelastung für ungefährlich 
an, hält aber für denkbar, daß starkes Rauchen 
und Konsum von Alkohol und Beruhigungsmit- 
teln als Folge von Bildschirmarbeit sowie er- 
höhter Streß als Ursache für Fehlgeburten an- 
gesehen werden könnten (Drucksache 9/381). 
Sie rät den betroffenen Frauen, ihren Betriebs- 
arzt aufzusuchen und hat inzwischen mehrere 
diesbezügliche Forschungsaufträge vergeben. 


a) Will die Bundesregierung die Verantwortung 
dafür übernehmen, daß möglicherweise Tau- 
sende von schwangeren Bildschirmarbeite- 
rinnen als Folge der o. g. oder zusätzlicher 
Gefahrenquellen (wie defekter Geräte oder 
der Kumulation durch verschiedene Strah- 
lenquellen oder durch Langzeitwirkungen) 
ihre Kinder verlieren oder kranke Kinder 
zur Welt bringen, so lange, bis die Forschun- 
gen beendet und gesetzliche Regelungen ge- 
funden sind? Wenn nein, welche Maßnahmen 
will sie in welchem Zeitraum treffen? 

b) Kann sie ausschließen, daß möglicherweise 
langfristig auch die männliche Fortpflan- 
zungsfähigkeit durch Bildschirmarbeit be- 
einträchtigt wird? Wenn ja, aufgrund welcher 
Forschungsergebnisse, wenn nein, wie will 
sie dies überprüfen? 

c) Wären nicht angesichts der auch von der 
Bundesregierung anerkannten Gefahren um- 
fassende Forschungsprojekte zur Entwick- 
lung unschädlicher Bildschirmgeräte nötig? 
Wenn nein, mit welcher Begründung? 

d) Hält die Bundesregierung Auflagen an die 
öffentlichen und privaten Betriebe und Be- 
hörden für zwingend erforderlich, die sicher- 
stellen, daß die Dauer von Bildschirmarbeit 
generell für Frauen und Männer über die 
Tage- und Wochenarbeitszeit eingeschränkt 
wird? 

Wenn ja, in welcher Höhe, wenn nein, mit 
welcher Begründung? 

Die Bundesregierung ist den Meldungen aus dem 
Ausland über Mißbildungen und Fehlgeburten im 
Zusammenhang mit Bildschirmarbeit sorgfältig 
nachgegangen. In der Bundesrepublik Deutschland 
selbst sind solche Fälle nicht berichtet worden. Die 
Bundesregierung verweist dazu auf ihre Antwor- 
ten auf die Kleinen Anfragen der Fraktion DIE 
GRÜNEN zur „Erwerbstätigkeit an Bildschirmgerä- 
ten, hier speziell zu Gesundheitsgefahren durch 
Strahlen, die von den Geräten ausgehen“ (Druck- 
sache 10/2880 vom 20. Februar 1985) und der Frak- 
tion der SPD „Gesundheitliche Auswirkungen der 
Bildschirmarbeit“ — (Drucksache 10/3452 vom 
11. November 1985). Die seitdem bekanntgeworde- 
nen Forschungsergebnisse bestätigen die Antwor- 
ten der Bundesregierung. Es gibt bisher keine be- 
gründeten Anzeichen dafür, daß Geburtsschäden 
durch Bildschirmarbeit verursacht werden. 

Im folgenden werden Quellen und Begründungen 
für diese Aussage zusammengefaßt: 

1. Quellen, nach denen es keine begründeten Anzei- 
chen dafür gibt, daß bei der Bildschirmarbeit die 
Gesundheit von Schwangeren und des werden- 
den Lebens durch Strahlen beeinträchtigt wird: 

— Bericht des US-amerikanischen Gesundheits- 
ministeriums von 1981 Evaluation of Ra- 
diation Emissions from Video Display Termi- 
nals“, 

— Bericht des kanadischen Gesundheitsministe- 
riums von 1983 „Investigation of Radiation 
Emissions from Video Display Terminals“, 

— Bericht der Physikalisch-Technischen Bun- 
desanstalt von 1984 „Strahlenexposition 
durch Datensichtgeräte“. 
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2. Weitere wissenscheiftliche (epidemiologische) 
Untersuchungen kommen zu gleichen Ergebnis- 
sen: 

— Die vom schwedischen Amt für Arbeitsschutz 
und Arbeitshygiene zusammen mit der 
schwedischen Sozialverwaltung durchge- 
führte epidemiologische Untersuchung über 
Zusammenhänge von Bildschirmarbeit und 
Schwangerschaft kommt zu dem Schluß, daß 
es bisher keine Anhaltspunkte irgendwelcher 
Art dafür gibt, daß Geburtsschäden durch 
Bildschirmarbeit verursacht werden. 

— Die im „Skandinavischen Journal für Arbeit, 
Umwelt und Gesundheit“ veröffentlichte Un- 
tersuchung „Video Display Terminals and 
Health“ über die vorhandenen wissenschaftli- 
chen Erkenntnisse besagt, daß Bildschirmge- 
räte keine Geburtsschäden oder Frühgebur- 
ten verursachen. 

— Die vom schwedischen Gesundheits- und So- 
zialamt veröffentlichte Studie über Bild- 
schirmarbeit und Schwangerschaft, in der die 
Schwangerschaften von Frauen, die bei den 
Versicherungskassen des Landes beschäftigt 
waren, untersucht wurden, weist keinerlei er- 
höhte Gefahren für Fötusschädigungen auf. 

3. Die Bundesregierung hat zu zwei der in den USA 
berichteten Fälle über „gehäufte Mißbildungen 
und Fehlgeburten“ nachprüfbare Angaben erhal- 
ten. Diese durchgeführten Untersuchungen ka- 
men zu dem Schltiß, deiß keine Verbindung zwi- 
schen der Arbeit am Datensichtgerät und den 
Mißbildungen bzw. Fehlgeburten zu sehen ist. 

Es besteht nach allen — auch weltweit — verfüg- 
baren wissenschaftlichen Erkenntnissen keine 
Gefahr, daß Frauen aufgrund der Bildschirmar- 
beit ihre Kinder verlieren oder kranke Kinder 
zur Welt bringen. Da es keine begründeten An- 
zeichen dafür gibt, deiß durch Bildschirmarbeit 
Geburtsschäden verursacht werden — weder 
durch Strahlen noch durch andere Ursachen — , 
beabsichtigt die Bundesregierung nicht, staatli- 
che Vorschriften über die Bildschirmarbeit 
Schwangerer oder hinsichtlich der Dauer von 
Bildschirmarbeit zu erlassen. 

Die Bundesregierung hat jedoch empfohlen, die 
Betriebsärzte verstärkt bei der Beurteilung der 
Bildschirmarbeitsplätze einzubeziehen, da die 
Betriebsärzte am ehesten in der Lage sein müß- 
ten, Arbeitgeber und Arbeitnehmer fachkundig 
zu beraten. Wenn es aufgrund der besonderen 
Situation des Einzelfalls (z. B. der psychischen 
Situation der Schwangeren) erforderlich ist, 
könnte der Betriebsarzt geeignete Einzelfallö- 
sungen vorschlagen. 

Die Bundesregierung hat auch den Beschluß der 56. 
Konferenz der Arbeits- und Sozialminister von 1982 
zu „Bildschirmarbeitsplätzen“ begrüßt, mit dem die 
Länder Empfehlungen zur menschengerechten Ge- 
staltung der Bildschirmarbeit geben. Die Empfeh- 
lungen lauten: 

Die Minister und Senatoren für Arbeit und Soziales 
der Länder halten über die Anforderungen der „Si- 


cherheitsregeln für Bildschirmarbeitsplätze im Bü- 
robereich“ (Berufsgenossenschaftliche Richtlinie 
ZH 1/618, Ausgabe 10/1980) hinaus die folgenden 
Regelungen — auch in Tarifverträgen — hinsicht- 
lich der Arbeitsbedingungen an Bildschirmplätzen 
für erforderlich: Bildschirmarbeitsplätze sollen 
grundsätzlich als Mischarbeitsplätze gestaltet wer- 
den. Bei reiner Bildschirmarbeit sind ausreichende 
Arbeitsunterbrechungen für Erholungszwecke zu 
gewähren. Bei Sachbearbeitung und Dialogverkehr 
mit Bildschirmunterstützung in nicht unerhebli- 
chem Umfang sollen arbeitsmedizinische Vorsor- 
geuntersuchungen vorgenommen werden. 

Die Bundesregierung schließt nicht aus, daß sich 
noch nicht bekannte gesundheitliche Auswirkun- 
gen im Zusammenhang mit der Bildschirmarbeit 
ergeben. Sie fördert daher weitere Forschungsvor- 
haben zur Bildschirmarbeit im Rahmen eines um- 
fassenden Konzepts „Schutz der Gesundheit an Ar- 
beitsplätzen mit neuen Informations- und Kommu- 
nikationstechniken“, das im September 1985 veröf- 
fentlicht worden ist. Für die Förderung sind Vorha- 
ben folgender Art vorgesehen: 

— Analysen von Belastungen und Beanspruchun- 
gen beim Einsatz neuer Informations- und Kom- 
munikationstechniken, 

— Untersuchungen über die Möglichkeit der Be- 
grenzung von Belastungen und gesundheitli- 
chen Gefährdungen durch die Gestaltung von 
hardware und Software unter Berücksichtigung 
unterschiedlicher organisatorischer Formen des 
Einsatzes neuer Informations- und Kommunika- 
tionstechniken, 

— Untersuchungen zur Umsetzung von wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen und Betriebserfah- 
rungen. 


Große Anfrage (II) 

Einleitung 

Die Bundesregierung berücksichtigt mit vielfälti- 
gen Aktivitäten im Bereich der neuen Technologien 
die Belange von Frauen und Mädchen. Durch Pro- 
gramme und Vorhaben, die sich speziell an Frauen 
richten, leistet die Bundesregierung einen erhebli- 
chen Beitrag zur Verbesserung der Bildungs- und 
Berufschancen. 

Die Bedeutung, die die Bundesregierung den neuen 
Technologien im Bildungsbereich beimißt, zeigt 
sich z. B. daran, daß sie zusammen mit den Kultus- 
ministerien der Länder im März 1984 in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung einen neuen Förderschwerpunkt 
für Modellversuche im Bereich „Neue Informations- 
und Kommunikationstechniken im Bildungswesen“ 
beschlossen und im Dezember 1984 ein „Rahmen- 
konzept zur informationstechnischen Bildung in 
Schule und Ausbildung“ als gemeinsame Orientie- 
rungsgrundlage verabschiedet hat. Hiernach soll 
die informationstechnische Grundbildung im we- 
sentlichen in das Lernangebot der vorhandenen 
Unterrichtsfächer integriert werden. 
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Die Bundesregierung wirkt darauf hin, daß gewerb- 
lich-technische Benife für Frauen und Mädchen 
verstärkt erschlossen und von den jungen Frauen 
ergriffen werden. Diesem Zweck dienen das Pro- 
gramm „Mädchen in Männerberufen“, an dem über 
200 Betriebe beteiligt sind, und die Computer-Kurse 
für Mädchen. Die Bundesregierung hält es außer- 
dem für notwendig, die Betriebspraktika während 
der Schulzeit zu fördern, insbesondere für Mädchen 
in nicht-traditionellen Frauenberufen. 

Im Bereich der Weiterbildung fördert die Bundesre- 
gierung mit Volkshochschulen, freien Trägern und 
Betrieben Kurse für Frauen, damit diese während 
einer Tätigkeit in der Familie den Kontakt zur Ar- 
beitswelt nicht verlieren. Dabei wird angestrebt, vor 
allem Kurse im gewerblich-technischen Bereich an- 
zubieten, damit insbesondere Frauen die dort gege- 
benen Arbeitsmöglichkeiten nutzen können. 

Zusammen mit der Wirtschaft werden von der Bun- 
desregierung neue Tätigkeitsfelder im Bereich der 
neuen Technologien für Frauen erschlossen, um ei- 
nen Verdrängungswettbewerb zu vermeiden und 
gleichzeitig Frauen zu befähigen, qualifiziertere Po- 
sitionen im Erwerbsleben einzunehmen. Hierzu 
sind mit Weiterbildungsträgern, Unternehmen und 
Forschungsinstituten geeignete Modellversuche 
vereinbart. 

Zur Verbesserung der Situation von Frauen an den 
Hochschulen ist im Hochschulrahmengesetz (§2 
Abs. 2) der Grundsatz verankert worden, daß die 
Hochschulen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
auf die Beseitigung der für Wissenschadtlerinnen 
bestehenden Nachteile hinzuwirken haben. Außer- 
dem ist die Bundesregierung bestrebt, den Anteil 
von Studentinnen in naturwissenschaftlichen Fä- 
chern zu verbessern. 

Mit den genannten Maßnahmen trägt die Bundes- 
regierung gezielt dazu bei, daß sowohl Männer wie 
Frauen sich frühzeitig und umfassend mit den 
neuen Technologien vertraut machen können und 
die Voraussetzung erwerben, die neuen Technolo- 
gien für sich nutzen zu können. Deshalb schließen 
die Qualifizierungsmaßnahmen auch das Erlernen 
des kritischen Umgangs mit den neuen Technolo- 
gien ein. Darüber hinaus trägt die Bundesregierung 
mit ihren Maßnahmen und Programmen der Tatsa- 
che Rechnung, daß Mädchen und Frauen wegen der 
immer noch vorhandenen Konzentration auf be- 
stimmte Berufe von der Einführung neuer Techno- 
logien stärker betroffen werden können als Jungen 
und Männer. Mit speziellen Förderungsprogram- 
men wird es Mädchen und Frauen erleichtert, sich 
auf den qualifizierten und kritischen Umgang mit 
den neuen Technologien vorzubereiten, und ihre 
Berufschancen werden verbessert. 

Die Bundesregierung stimmt demgegenüber nicht 
der pauschalen Auffassung zu, daß die Verwendung 
neuer Technologien im Telekommunikationsdienst- 
leistungsbereich die private Alltagskommunikation 
negativ beeinflußt. Insbesondere teilt sie nicht die 
Auffassung, daß die private Sphäre als Erholungs- 
und selbstbestimmte Erlebniswelt gefährdet ist. 


Es kommt vielmehr entscheidend darauf an, wie die 
sich bietenden Möglichkeiten genutzt werden. Sie 
bieten den Betroffenen eine Chance. Die Inan- 
spruchnahme der Dienste erleichtert die Alltagsar- 
beit. Der Zugang zu den Bildungsangeboten soll die 
Persönlichkeitsentwicklung fördern. Zum sinnvol- 
len Umgang mit den neuen Kommunikationstech- 
nologien gehört sowohl ihre Nutzung zur Bereiche- 
rung des Lebensalltags als auch eine kritische Di- 
stanz gegenüber den durch die Medien vermittelten 
Erfahrungen aus zweiter Hand. Sie vermögen nie- 
mals eine eigene Erlebniswelt zu ersetzen. Dies zu 
vermitteln, ist auch eine Aufgabe der Erziehung im 
Elternhaus, im Kindergarten und in der Schule. 

Die Deutsche Bundespost erfüllt als Verwaltung des 
Bundes für das Post- und Fernmeldewesen den ge- 
setzlichen Auftrag, eine leistungsfähige Fernmel- 
deinfrastruktur bereitzustellen, sie technisch und 
betrieblich weiterzuentwickeln und zu vervoll- 
kommnen. Die neuen Technologien dienen zur öko- 
nomischen Bereitstellung von bedarfsgerechten 
und leistungsfähigen Fernmeldediensten. Eine for- 
cierte Erschließung privater Haushalte findet durch 
die Einführung des ISDN nicht statt. 

Die Bundesregierung sieht in der verstärkten Nut- 
zung der modernen luK-Techniken einen Beitrag 
zur Angleichung der Lebensbedingungen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Gleichzeitig trägt sie 
dem Anspruch des mündigen Bürgers auf Informa- 
tion und Kommunikation Rechnung. Die Nutzung 
des Angebotes an Telekommunikationsdienstlei- 
stungen steht jedermann frei. 


/. Bildung 

1. Mit welchen Modellvorhaben, Seminaren, Koope- 
rationsprogrammen und anderweitigen Maßnah- 
men und mit jeweils welcher finanzieller Ausstat- 
tung fördert die Bundesregierung die Einführung 
von luK-Technologien in den Schulen? Welchen 
Anteil stellen Mädchen an derartigen Program- 
men? 

Die Bundesregierung fördert gemeinsam mit den 
Ländern Modellvorhaben zur Entwicklung und Er- 
probung informationstechnischer Bildungsange- 
bote in allgemeinbildenden Schulen. Derzeit wer- 
den im Rahmen dieses BLK-Förderbereiches „Neue 
Informations- und Kommunikationstechniken im 
Bildungswesen“ 17 Modellversuche gefördert, für 
die rund neun Millionen DM bereitgestellt sind. 

Dreizehn Modellvorhaben dienen der Entwicklung 
von Unterrichtskonzepten, Unterrichtsmaterialien, 
pädagogisch geeigneten Computerprogrammen ins- 
besondere für die informationstechnische Bildung 
im Rahmen des Pflichtunterrichts der Sekundarstu- 
fe I und zu Zwecken der Bildungsberatung. In die- 
sen Modellvorhaben sind die inhaltlichen Entwick- 
lungen und Erprobungen mit einer systematischen 
Fortbildung der beteiligten Lehrer verknüpft. Vier 
Modellvorhaben haben speziell die Entwicklung 
und Erprobung entsprechender Maßnahmen zur 
Fortbildung von Lehrern an allgemeinbildenden 
Schulen zum Ziel. 
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Da sich diese Modellvorhaben vor allem auf die 
Einbeziehung der informationstechnischen Bildung 
in den Pflichtunterricht beziehen, sind Mädchen 
und Jungen gleichermaßen beteiligt. 

Seit Anfang 1984 wurden von der Bundesregierung 
eine Reihe von Tagungen gefördert, die ausschließ- 
lich oder u. a. die Einführung einer informations- 
technischen Bildung in allgemeinbildenden Schu- 
len zum Inhalt hatten: 

— Im März 1984 eine Tagung „Computer und Bil- 
dung“ mit dem Ziel, das Zusammenwirken von 
Bildung, Wissenschaft und Wirtschaft bei der 
Entwicklung der informationstechnischen Bil- 
dung zu fördern (Aktion „Computer und Bil- 
dung“). Dies hat u. a. zur Gründung einer För- 
dergemeinschaft „Computer und Bildung“ ge- 
führt. 

— Im März 1984 eine Fachtagung „Mikroelektronik 
und Schule — Anforderungen an neue Lemin- 
halte“ gemeinsam mit dem Hessischen Kultus- 
minister, von der wesentliche Impulse für die 
weiteren Entwicklungen ausgegangen sind. 

— Seit 1984 Förderung von fünf einschlägigen Se- 
minaren des Bundeselternrates, um den Eltem- 
vertretem den notwendigen Informationshinter- 
grund zur Wahrnehmung ihrer Mitwirkungs- 
möglichkeiten zu gewährleisten und die auf die- 
sem Hintergrund entwickelten Auffassungen 
der Eltern in den Planungsprozeß einbeziehen 
zu können. 

— Im Juni 1985 einen Kongreß des Institutes Film 
und Bild in Wissenschaft und Unterricht „Me- 
dien- Kultur-Bildung, neue Medien und informa- 
tionstechnische Bildung für Schule, Jugend und 
Erwachsenenbildung“. 

— Im November 1985 ein „Europäisches Seminar 
der Bundesrepublik Deutschland in Verbindimg 
mit der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften zur Einführung der neuen Informa- 
tionstechnologien im Sekundarbereich“. 

Für die Förderung dieser Tagungen und Semi- 
nare wurden aus Bundesmitteln insgesamt ca. 
350 000 DM eingesetzt. 

Seit dem 1. Februar 1985 fördert die Bundesregie- 
rung ein Bildungsforschimgsprojekt „Voraussetzun- 
gen xmd Auswirkungen informationstechnischer 
Bildung in der Schule — Kenntnisse, Einstellungen 
und Interessen, Einflüsse auf Bildungsverhalten 
und Berufsvorstellungen von Jungen und Mädchen 
und deren Eltern“. 

Aus dieser Repräsentativuntersuchung sollen unter 
anderem auch Schlüsse hinsichtlich besonderer 
Fördermöglichkeiten und -notwendigkeiten für 
Mädchen im Rahmen informationstechnischer Bil- 
dung gezogen werden. 

Außerdem wurde ein Gutachten „Hemmschwellen 
für Mädchen und Frauen im Zugang zu neuen Tech- 
nologien, Ansätze zu ihrer Überwindung und die 
Gestaltung entsprechender Bildungsangebote“ ver- 
geben. 


2. Hält die Bundesregierung es für verantwortlich, 
Computer und Computerunterricht an den Schu- 
len verstärkt zu fördern, bevor wissenschaftlich 
erarbeitete und in der Praxis erprobte pädagogi- 
sche Konzepte vorliegen, die u. a. auch längerfri- 
stige Auswirkungen dieser neuen Techniken auf- 
zeigen? 

Die unter 1. genannten Vorhaben dienen der mo- 
dellhaften Entwicklung von Konzepten für eine 
Einführung informationstechnischer Bildung in all- 
gemeinbildenden Schulen. Die Projekte werden 
wissenschaftlich begleitet. Damit sollen Vorausset- 
zungen deifür geschaffen werden, daß erprobte und 
pädagogisch begründete Konzepte für eine breite 
Umsetzung bereitstehen. 


3. Welchen Anteil stellen Mädchen am bisher in der 
Bundesrepublik Deutschland durchgeführten In- 
formatikunterricht und in den freiwilligen Ar- 
beitsgemeinscheiften? 


Bundesweite Erhebungen hierzu sind der Bundes- 
regierung nicht bekannt. Entsprechende Daten wer- 
den von der Repräsentativuntersuchung „Voraus- 
setzungen und Auswirkungen informationstechni- 
scher Bildung in der Schule — Kenntnisse, Einstel- 
lungen und Interessen, Einflüsse auf Bildungsver- 
halten und Berufsvorstellungen von Jungen und 
Mädchen und deren Eltern“ erwartet. Für das Land 
Rheinland-Pfalz liegt eine Statistik vor, nach der im 
Schuljahr 1983/1984 etwa 21 % der Jungen und etwa 
7 % der Mädchen einen Grundkurs „Informatik“ in 
der Jahrgangsstufe 11 an Gymnasien und integrier- 
ten Gesamtschulen belegt haben (Quelle: Statisti- 
sches Landesamt Rheinland-Pfalz, Hrsg.: Statisti- 
sche Berichte Rheinland-Pfalz, Bad Ems). 


4. Mit welchen Mitteln, die über das Programm 
„Computerkurse für Mädchen“ hinausgehen, will 
die Bundesregierung darauf hinwirken, daß Mäd- 
chen verstärkt am Informatikunterricht teilneh- 
men? 

a) Gibt es Untersuchungen darüber, warum sich 
Mädchen weniger am Informatikunterricht 
und freiwilligen Arbeitsgemeinschaften betei- 
ligen? 

b) Wo engagieren sich Mädchen statt dessen, 
und wie bewertet die Bundesregierung diese 
anderen Interessen? 

Entsprechend dem Rahmenkonzept der BLK kann 
davon ausgegangen werden, daß es in den nächsten 
Jahren zu einer verstärkten Integration der infor- 
mationstechnischen Bildung in den Pflichtunter- 
richt kommt, so daß mittelfristig alle Schülerinnen 
und Schüler eine informationstechnische Grundbil- 
dung erwerben können. Es ist zu erwarten, daß da- 
durch ein Beitrag geleistet wird, um die größere 
Distanz von Mädchen zu den neuen Techniken ab- 
zubauen und ihr Interesse an informationstechni- 
schen Inhalten und entsprechenden Wahlangebo- 
ten in der Schule zu fördern. Wie bereits in Frage 1 
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dargelegt, fördert die Bundesregierung entspre- 
chende Vorhaben der Länder. 

Zu a) 

Empirisch gesicherte Untersuchungen zu dieser 
speziellen Frage liegen bisher nicht vor. 

Studien zum mathematisch-naturwissenschaftli- 
chen Unterricht in der Schule belegen allerdings, 
daß es für weibliche Jugendliche spezifische Zu- 
gangsprobleme zu diesen Fächern geben kann, 
wenn sie diese subjektiv als „Domäne“ für Jungen/ 
Männer empfinden, in der ihre Interessen, ihre 
Weitsicht und ihre Denkstile nicht zum Zuge kom- 
men. Das heißt: Der Zugang zum Informatikunter- 
richt könnte für Mädchen subjektiv erschwert wer- 
den, wenn durch ihre soziale Umwelt — Eltern, Mit- 
schülerinnen und Mitschüler, Lehrer — der Ein- 
druck vermittelt wird, Informationstechnik sei „ei- 
gentlich keine Sache für Frauen“ (so R. Fauser/ 
N. Schreiber „Erster Arbeitsbericht zum Projekt 
Voraussetzungen und Auswirkungen informations- 
technischer Bildung . . .“. In ähnliche Richtung wei- 
sen Ergebnisse der von den gleichen Autoren 
durchgeführten wissenschaftlichen Begleitung zum 
Projekt „Computerkurse für Frauen“. 

Zu b) 

Auf Unterrichtsfächer bezogen, zeigt eine von der 
Bundesregierung geförderte Untersuchung »Jugend 
und Technik — Technik und Schule“ (1982), daß 
Mädchen im Vergleich zu Jungen stärkeres Inter- 
esse an den Fächern Biologie, Deutsch, Englisch, 
Sozialwissenschaften, Geschichte, Werken und ge- 
ringeres Interesse an den Fächern Mathematik, 
Chemie, Physik, Informatik haben. Das Interesse 
an den erstgenannten Fächern und das Engage- 
ment für diese Inhalte ist sicher nicht negativ zu 
bewerten. Es ist allerdings bedenklich für die Be- 
rufs- und Lebenschancen von Mädchen und Frauen, 
wenn dies im Vergleich zu Jungen und Männern 
zu einem Mangel an Kenntnissen und Fähigkeiten 
im mathematisch-naturwissenschaftlich/techni- 
schen Bereich führt. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Modellprogramm „Computerkurse für Mäd- 
chen“ quantitativ und qualitativ zu gering ist 
(eine Kurswoche in sechs Städten), um das 
selbstgesteckte Ziel zu erreichen, daß „beste- 
hende Benachteiligungen wirksam abgebaut 
werden sollen“ (Informationen Bildung und Wis- 
senschaft 4/85, S, 66.)? 

Die von der Bundesregierung geförderten „Compu- 
terkurse für Mädchen“ haben gezeigt, daß sich 
Mädchen ebenso wie Jungen für Computer und de- 
ren Handhabung interessieren. Die noch beste- 
hende Technik-Distanz bei Frauen und Mädchen 
kann nur Schritt für Schritt abgebaut werden. 

Die wissenschaftliche Begleituntersuchung zu den 
„Computerkursen für Mädchen“ erbringt wichtige 


Erkenntnisse für weitere Vorhaben. Derzeit laufen 
Überlegungen, die Entwicklung und Durchführung 
weiterer Kursangebote im Bereich der neuen Tech- 
nologien verstärkt zu fördern, um Frauen und Mäd- 
chen bessere berufliche Chancen zu eröffnen. 


6. Mit welchen Mitteln will die Bunderegierung der 
von ihr mitverantworteten Entwicklung entge- 
gentreten, daß sich immer häufiger Lehrer/innen 
und Eltern über die meist bei männlichen Ju- 
gendlichen auf tretenden Tendenzen beklagen, 
daß diese Kinder dem Computer soweit verfallen, 
daß sie unfähig werden, anderen Aufgaben und 
Interessen nachzugehen? 

Solchen Entwicklungen tritt die Bundesregierung 
gerade durch die Förderung einer informations- 
technischen Bildung in der Schule entgegen, die die 
Erziehung junger* Menschen zum sachgerechten, 
vernünftigen und verantwortungsbewußten Um- 
gang mit dem Computer und den Medien zum Ziel 
hat. Dies kann — entsprechend dem BLK-Rahmen- 
konzept — nur im Rahmen und als Teil einer um- 
fassenden Allgemeinbildung erfolgen, bei der alle 
Kräfte und Talente junger Menschen gleichgewich- 
tig entwickelt werden. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der Computer im Informatikunterricht in der 
Regel nicht als Lehr- und Lernmittel, sondern als 
Lehr- und Lerngegenstand begriffen wird und 
damit in erster Linie den Ausbildungsinteressen 
von Wirtschaft und Verwaltung entspricht? 

Bei den Entwicklungen zur informationstechni- 
schen Bildung, die die Bundesregierung fördert, bil- 
det die Anwendung des Computers als Werkzeug im 
Unterricht verschiedener Fächer und die Entwick- 
lung entsprechender pädagogischer Software einen 
besonderen Schwerpunkt. Damit werden die Mög- 
lichkeiten, den Computer als Lehr- und Lernmittel 
einzusetzen, deutlich verbessert. 


8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die praktizierte Art des Informatikunterrichts 
nicht dem Bildungsauftrag von Schule gerecht 
wird, nämlich umfassendes Verstehen, Sinnzu- 
sammenhänge, Sprache und Kultur zu vermit- 
teln und darüber hinaus der Computer in seinen 
Möglichkeiten überschätzt wird, zur Entschei- 
dungsfindung und Problemlösung beizutragen? 

Der Informatikunterricht steht nicht im Gegensatz 
zum Bildungsauftrag der Schule. Dies belegen die 
Lehrpläne der Länder. Sie sehen unter anderem die 
Vermittlung von rechnerbezogenen Qualifikationen 
(z. B. prinzipieller Aufbau und Wirkungsweise des 
Rechners), algorithmenbezogenen Qualifikationen 
(z. B. Strukturelemente und Eigenschaft von Algo- 
rithmen) und anwendungsbezogenen Qualifikatio- 
nen (z. B. Simulation/Prozeßsteuerung; Daten- 
schutz/Datenschutzrecht; gesellschaftliche Auswir- 
kungen und Folgen) vor. 
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Darüber hinaus kann der Unterricht im Fach „In- 
formatik“ nicht isoliert von den anderen Fächern 
allgemeinbildender Schulen gesehen werden, die in 
ihrer Gesamtheit zur Erfüllung des Bildungsauftra- 
ges der Schule beitragen. Die von der Bundesregie- 
rung geförderten Vorhaben der Länder zur Ent- 
wicklung und Erprobung der informationstechni- 
schen Grundbildung sehen weitgehend eine Inte- 
gration in den Unterricht verschiedener Fächer vor. 
Informationstechnische Bildung wird somit unter 
Bezug auf die fachlichen Inhalte und den Bildungs- 
auftrag der entsprechenden Fächer vermittelt und 
stellt gerade darauf ab, das Verständnis zu verbes- 
sern und Sinnzusammenhänge deutlich zu ma- 
chen. 


9. Welche Modellversuche und Aufträge in der Bil- 
dungsplanung unterstützt die Bundesregierung, 
die die Kommunikationsfähigkeit, offenes Kon- 
fliktverhalten, soziales Verantwortungsbewußt- 
sein, schützenden Umgang mit Natur, Feinfühlig- 
keit, Sinn für Ästhetik als Gegengewicht zur Ma- 
schinisierung und Standardisierung von luK- 
Technologien fördern? 

Zur Entwicklung auch sozialer Fähigkeiten wäh- 
rend der Berufsausbildung fördert die Bundesregie- 
rung eine in der ausbildenden Wirtschaft laufende 
Modellversuchsreihe „Neue Ausbildungsmethoden“. 
In die 16 Modellversuche dieser Reihe sind weibli- 
che Auszubildende verschiedener Ausbildungsbe- 
rufe einbezogen. Durch die vor allem der projekt- 
orientierten Berufsausbildung und dem Lernen in 
Gruppen geltenden Modellversuche sollen insbe- 
sondere die für die Zukunft wichtiger werdenden 
extrafunktionalen Qualifikationen wie Kommuni- 
kationsfähigkeit, Kooperationsbereitschaft und of- 
fenes Konfliktverhalten („Teamfähigkeit“), pro- 
blemlösendes Denken, selbständige Arbeitsplanung 
und -erledigung sowie soziales Verantwortungsbe- 
wußtsein entwickelt werden. 

Der schützende Umgang mit der Natur ist ein Ziel 
der von der Bundesregierung initiierten Lehrfilme, 
,Audiovisuelle Medien für die Berufsbildung zur 
sparsamen und rationellen Energieverwendung“. 
Diese Filmreihe zeigt die Verknüpfung von Um- 
weltschutz und Energiesparen an vielen prakti- 
schen Beispielen, ist auch in Bildungseinrichtungen 
außerhalb der beruflichen Bildung verwendbar und 
steht über das flächendeckende Netz der Landes-, 
Stadt- und Kreisbildstellen zur Verfügung. 

Sinn für Ästhetik und Feinfühligkeit werden ent- 
wickelt im Rahmen der Modellversuchsreihe „För- 
derung gestalterisch-kreativer Fähigkeiten in der 
Berufsausbildung“. Die acht Modellversuche dieser 
Reihe laufen überwiegend in der gewerblich-techni- 
schen und handwerklichen Berufsausbildung; ein 
hoher Anteil der Modellversuchs teilnehmer sind 
Frauen. 


10. Für wie „zukunftsträchtig" hält die Bundesre- 
gierung die Ausbildungsberufe, in denen vor- 
wiegend Frauen ausgebildet werden (wie Fri- 


seuse, Verkäuferin, Angestellte in Büro und Ver- 
waltung)? 

Es ist nicht möglich, die Ausbildungsberufe in „zu- 
kunftsträchtige“ und „wenig zukunftsträchtige“ auf- 
zuteilen. Dies zeigen Beispiele wie die Berufe 
Schuhmacher oder Schmied, die vor Jahren als we- 
nig aussichtsreich galten, jetzt aber wieder sehr ge- 
fragt sind. Jede Berufsausbildung bietet Zukunfts- 
chancen. Dies gilt auch für eine Ausbildung in den 
typischen Frauenberufen; eine abgeschlossene Be- 
rufsausbildung verbessert die Arbeitsmarktchan- 
cen in jedem Fall erheblich. 

Ständige Fort- und Weiterbildung im Laufe eines 
Berufslebens ist jedoch erforderlich, um den sich 
heute rasch ändernden Anforderungen Rechnung 
zu tragen. 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, 
daß es im Interesse der Ausbildungs- und Berufs- 
chancen der jungen Frauen mittel- und langfristig 
erforderlich ist, gerade die von Frauen stark nach- 
gefragten Dienstleistungsberufe attraktiver zu ge- 
stalten, indem neue Inhalte, insbesondere die neuen 
Technologien, in die Ausbildung einbezogen wer- 
den. 

Die Bundesregierung ist außerdem der Auffassung, 
daß sich die Mädchen und jungen Frauen bei ihren 
Berufswahlwünschen nicht nur auf die klassischen 
Frauenberufe konzentrieren, sondern vielmehr das 
gesamte Spektrum der Ausbildungsberufe in ihre 
Überlegungen einbeziehen sollten. Es gibt viele Be- 
rufe im gewerblich-technischen Bereich, in denen 
junge Frauen genausogut wie Männer ausgebildet 
und beschäftigt werden können und die auch für 
junge Frauen attraktiv sind. 


11. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um statt angelernter Tätigkeit an Arbeitsplät- 
zen mit luK-Technologien Ausbildungsgänge 
nach dem Berufsbildungsgesetz zu schaffen? 
Welche Möglichkeiten sieht sie, Mädchen und 
Frauen daran in besonderem Maße zu beteili- 
gen? 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht ein gut 
ausgebautes System der beruflichen Bildung, das 
unmittelbar im Beschäftigungssystem angesiedelt 
ist. Dieses duale System hat sich seit vielen Jahren 
bewährt. Die Bundesregierung hält an der bewähr- 
ten Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberu- 
fen fest, die Frauen und Männer gleichermaßen zu- 
gänglich sind. 

Mit der Einführung neuer Technologien zeichnet 
sich auch eine Veränderung der Qualifikationsan- 
forderungen ab. Die Arbeitsorganisation und damit 
auch die Anforderungen am Arbeitsplatz werden 
aber nicht allein von der technischen Entwicklung 
bestimmt. Beim Einsatz verfügbarer Technik und 
menschlicher Arbeit gibt es Spielräume, die um so 
größer sind, je fundierter die Qualifikation der Ar- 
beitskräfte ist. 
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Für die berufliche Qualifikation kommt daher nicht 
die isolierte Vermittlung der mit den neuen Techno- 
logien verknüpften Fertigkeiten und Fähigkeiten in 
Betracht, sondern nur die enge Verknüpfung dieser 
Anforderungen mit der jeweiligen beruflichen Qua- 
lifizierung. Die traditionelle Berufsausbildung in 
anerkannten Ausbildungsberufen muß durch neue 
Inhalte ergänzt werden, ohne deshalb auf berufs- 
spezifische Fachbildung zu verzichten. 

Die bestehenden Ausbildungsgänge werden in die- 
sem Sinne angepaßt. Völlig neue Berufsbilder, die 
eine qualifizierte Ausbildung auf Facharbeiter- oder 
Fachangestelltenniveau ermöglichen, dürften in 
den seltensten Fällen erforderlich sein. 


12. Plant die Bundesregierung — wie in den Leit- 
sätzen der CDU für eine neue Partnerschaft 
zwischen Mann und Frau vom Februar 1985 als 
Ziel angegeben — die Durchsetzung von Frau- 
enförderplänen zur Verbesserung der Zugangs- 
chancen von Frauen zum Arbeitsmarkt und des 
Aufstiegs in gehobene Funktionen an die Ver- 
gabe öffentlicher Mittel an Unternehmen zu 
binden, oder will sie die Tarifpartner dazu auf- 
fordern? 


Die Bundesregierung wirkt mit einer Reihe geziel- 
ter Maßnahmen darauf hin, daß Frauenfördermaß- 
nahmen auf breiter Basis umgesetzt werden. Sie 
hat im Rahmen einer Untersuchung in Zusammen- 
arbeit mit 30 namhaften Betrieben einen Leitfaden 
zur beruflichen Förderung von Frauen in Betrieben 
entwickeln lassen, der für Unternehmensleitungen, 
Gewerkschaften und Betriebsräte Hinweise gibt, 
wie der Benachteiligung von Frauen am Arbeits- 
platz entgegengewirkt werden kann. Dieser Leitfa- 
den wurde gezielt verbreitet und in Fachtagungen 
mit einer Vielzahl von Unternehmen erörtert. Für 
den Bereich der Bundesverwaltung hat die Bundes- 
regierung eine Richtlinie zur beruflichen Förde- 
rung von Frauen in der Bundesverwaltung zum 
1. März 1986 in Kraft gesetzt, die zum Ziel hat, die 
Beschäftigungssituation von Frauen im Bundes- 
dienst zu verbessern. Erste Erfahrungen, die mit 
einer entsprechenden Regelung im Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
gesammelt wurden, belegen, daß dieses Instrument 
greift. 

Im Rahmen der in der Richtlinie vorgesehenen Be- 
richtspflicht, die auch die Erfahrungen in Ländern 
und Kommunen einbeziehen wird, prüft die Bun- 
desregierung, ob und wie Frauenförderungsmaß- 
nahmen auf noch breiterer Basis umgesetzt werden 
können. Zur Frage über die Vergabe öffentlicher 
Mittel wird auf die Antwort zu Frage 26 b, Druck- 
sache 10/4025 verwiesen. 


13. Will die Bundesregierung im öffentlichen 
Dienst mit der Einführung derartiger Frauen- 
förderungspläne mit Berichtspflicht mit gutem 
Beispiel vorangehen? Wenn nein, mit welcher 


Begründung? Wenn ja, wie sollen diese Förde- 
rungspläne aussehen, und in welchem Zeitraum 
sollen sie eingeführt werden? 

Die Bundesregierung hat bereits gehandelt und 
eine Richtlinie zur beruflichen Förderung der 
Frauen in der Bundesverwaltung erlassen. Diese 
Richtlinie ist ein geeignetes Instrument, um die Si- 
tuation der Frauen im öffentlichen Dienst des Bun- 
des zu verbessern. 

Dies sind die wichtigsten Regelungen der Richtli- 
nie: 

— Die Personalverwaltungen sollen bei Einstel- 
lung und Beförderungen Frauen unter Beach- 
tung des Leistungsprinzips angemessen berück- 
sichtigen. 

— Die Personalverwaltungen sollen Bewerberstati- 
stiken führen, aus denen hervorgeht, wie hoch 
der Anteil von Frauen an den Bewerbern und an 
den Einstellungen ist. 

— Frauen, die ihre Erwerbstätigkeit unterbrochen 
haben, um Kinder zu betreuen, soll die berufli- 
che Wiedereingliederung erleichtert werden. Zu 
diesem Zweck sollen sie die Möglichkeit erhal- 
ten, auch während der Beurlaubung an Fortbil- 
dungsveranstaltungen teilzunehmen oder Ur- 
laubs- oder Krankheitsvertretungen zu überneh- 
men. 

— Außerdem bestimmt die Richtlinie, daß dem In- 
nenausschuß des Deutschen Bundestages alle 
drei Jahre ein Bericht über die Situation der 
Frauen in der Bundesverwaltung vorgelegt 
wird. 


14. Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um die Benachteiligung von Frauen, die durch- 
schnittlich über geringere eigene finanzielle 
Mittel verfügen als Männer, abzubauen, die sich 
dadurch ergibt, daß durch die luK-Technologien 
bislang öffentliches Wissen zunehmend privati- 
siert und kommerzialisiert wird? 

Für die Annahme, daß durch den Einsatz der luK- 
Technologien bislang öffentliches Wissen zuneh- 
mend privatisiert und kommerzialisiert wird, gibt 
es keinerlei schlüssige Beweise. Der Einsatz der 
luK-Technologien führt zumindest gleichzeitig 
dazu, daß auch das öffentlich zugängliche Wissen 
wächst. Insofern ist auch die Schlußfolgerung, daß 
Frauen in der Frage unterstellten Weise benachtei- 
ligt werden, nicht plausibel. 


15. Plant die Bundesregierung für Tele-Heimarbei- 
terinnen und Frauen, die in anderen unge- 
schützten Beschäftigungsverhältnissen arbei- 
ten, wie Aushilfen, Werkverträgen, freier Mitar- 
beit usw., öffentlich finanzierte Aus- und Fort- 
bildungsmaßnahmen anzubieten? 

Das Angebot öffentlich finanzierter Aus- und Fort- 
bildungsmaßnahmen richtet sich grundsätzlich 
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nicht an ausgewählte Gruppen von Männern und 
Frauen und schließt insofern auch die Tele-Heimar- 
beiterinnen und Frauen in sozialversicherungs- 
rechtlich nicht erfaßten Beschäftigungsverhältnis- 
sen nicht aus. Es richtet sich vielmehr gerade an 
diejenigen, die aufgrund niedriger Qualifikation 
nur eingeschränkte Beschäftigungschancen haben. 
Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz und der 
7. AFG-Novelle wurde der Kreis derjenigen, die sol- 
che Maßnahmen in Anspruch nehmen können, er- 
heblich erweitert. Insbesondere für die Zielgruppe 
Frauen wurden die Zugangsvoraussetzungen da- 
durch erleichtert, daß Kindererziehungszeiten von 
insgesamt fünf Jahren pro Kind als Kriterium für 
die Erfüllung des Anspruchs festgeschrieben wur- 
den und daß erstmalig auch Teilzeitfortbildungs- 
maßnahmen finanziert werden. 


16. Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um den Anteil der Frauen an den Hochschulen 
im Bereich der luK-Technologien zu erhöhen? 

Der Anteil der Studentinnen im Bereich der neuen 
Technologien ist sehr gering und sollte nach Auffas- 
sung der Bundesregierung verstärkt werden. Ein 
von der Bundesregierung gefördertes Projekt an 
der TU-Berlin, durch das die Studien- und Arbeits- 
bedingungen von Ingenieurinnen untersucht wer- 
den, soll dazu beitragen, die Ursachen der Unterre- 
präsentanz der Frauen in diesem Bereich zu ermit- 
teln. 

Atißerdem fördert die Bundesregierung im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau die Ein- 
richtung und Anwendung von Arbeitsplatzrechnern 
in allen Studiengängen (Computer-Investitions-Pro- 
gramm). Dies bedeutet auch für weibliche Studie- 
rende einen verbesserten Zugang zu den neuen In- 
formations- und Kommunikationstechniken. 


17. Wie will die Bundesregierung dafür sorgen, daß 
Frauenforschung (d. h. imter anderem die Ein- 
beziehimg von Parteilichkeit, Betroffenheit, 
Aufhebung der strukturellen Trennung von 
Theorie und Preods, Kritik am Prinzip der völli- 
gen Beherrschbarkeit der Natur) gezielt in die 
Auseinandersetzung mit luK-Technologien ein- 
fließen kann? 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Ein- 
führung der luK-Technologien weitreichende Ver- 
änderungen sowohl des Arbeitslebens wie auch des 
Privatlebens bewirken wird. Es ist daher Bestand- 
teil ihrer Politik, diese Auswirkungen zu beobach- 
ten und sicherzustellen, daß die Beschäftigten oder 
Familien davon nicht negativ betroffen werden. Sie 
ist sich bewußt, daß sich für Frauen grundsätzlich 
andere Auswirkungen ergeben können als für Män- 
ner. Daher widmet sie speziell dieser Frage beson- 
dere Aufmerksamkeit. Sie hat dementsprechend so- 
wohl Untersuchungen zu der Frage, wie sich die 
Einführung neuer Technologien auf die Beschäfti- 
gungschancen von Frauen auswirkt, in Auftrag ge- 


geben, sie läßt aber auch klären, welche Auswirkun- 
gen sich für die Familie bzw. die Beziehungen der 
Familienmitglieder untereinander ergeben. 

Diese Untersuchungen wurden in der Vergangen- 
heit überwiegend an Forscherinnen vergeben. Da- 
mit ist auch gewährleistet, daß deren Sichtweise in 
die Auseinandersetzung um die Einführung der 
neuen luK-Technologien eingebracht wird, zumal 
sie die im Rahmen der Untersuchung erarbeiteten 
Erkenntnisse als Expertinnen z. B. auch in Fachta- 
gungen einbringen. Die Bundesregierung stimmt 
im übrigen mit den großen Forschungsförderein- 
richtungen (wie DFG und VW-Stiftung) darin über- 
ein, daß außer im Hinblick auf fachliche Kompetenz 
keine Auflagen zur personellen Zusammensetzung 
der wissenschaftlichen Bearbeiter eines Vorhabens 
gemacht werden sollten. Sie beabsichtigt nicht, dies 
künftig anders zu handhaben. 

Es ist zu erwarten, daß die gegenwärtig noch sehr 
geringe Zahl von Wissenschedtlerinnen in For- 
schungsprojekten im naturwissenschaftlich-techni- 
schen Bereich angesichts der vermehrten Aus- 
schöpfung von Bildungsmöglichkeiten durch Mäd- 
chen und Frauen in Schule und Hochschule sich — 
auch bei Berücksichtigung rein fachlicher Gesichts- 
punkte — in Zukunft nachdrücklich erhöhen wird. 
Für die Fachgebiete Medizin und Pharmazie ist 
diese Entwicklung schon heute zu beobachten. 


18. Wie will die Bundesregierung bei den von ihr 
verantworteten Forschungsprojekten sicherstel- 
len, daß Frauen alternative Techniken und/oder 
Technologieanwendungen entwickeln und mo- 
dellhaft Umsetzen können? 


Die Bundesregierung fördert vor allem im Pro- 
gramm Humanisierung des Arbeitslebens Modell- 
vorhaben und Studien zur menschengerechten An- 
wendung neuer Technologien. Mit der Umorientie- 
rung sowie Weiterbildung des HdA-Programms seit 
1983 war — wie in der Antwort auf die Große An- 
frage „Humanisierung des Arbeitslebens“ vom 
8. November 1985 (Drucksache 10/4196) dargestellt 
— zugleich eine stärkere Konzentration auch auf 
solche Tätigkeitsbereiche verbunden, in weichen 
die Frauenarbeit eine bedeutsame Rolle spielt: 
Büro, Verwaltungs- und Dienstleistungsbereich so- 
wie in Industriezweigen mit hohem Frauenanteil 
(z. B. Elektroindustrie). Dabei wird in betrieblichen 
Modellvorhaben auf eine Beteiligung und Mitwir- 
kung der von technisch-organisatorischen Verände- 
rungen betroffenen Frauen großer Wert gelegt: Dies 
bedeutet beispielsweise eine umfassende Informa- 
tion der Arbeitnehmer zu Vorhabenbeginn, die Be- 
teiligung der Beschäftigten an der Entwicklung der 
organisatorischen Sollkonzeption sowie die lau- 
fende Überprüfung der Folgen veränderter Arbeits- 
plätze unter Einbeziehung der Erfahrungen der Be- 
troffenen. 

Die Entwicklung und Umsetzung alternativer Tech- 
niken und/oder Technologieanwendung auch durch 
Frauen wird auch in Modellversuchen im Bereich 


29 




Drucksache 10/6129 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


der Berufsbildung gefördert. Mit von der Bundesre- 
gierung geförderten Lehrfilmen für Energiesparen/ 
Umweltschutz werden auch alternative Techniken 
aufgezeigt. Ein vorgesehener Modellversuch wird 
„ökologisches Bauen“ zum Gegenstand haben. Dar- 
über hinaus sind insbesondere die Modellversuche 
zur Berufsausbildung von Frauen in gewerblich- 
technischen Berufen sowie zur Förderung von 
Kreativität und gestalterischen Fähigkeiten geeig- 
net, bei Frauen die Möglichkeiten zur Gestaltung 
von oder zum Umgang mit alternativen Techniken 
zu verbessern. 


19. Fördert die Bundesregierung Forschungen, die 
das geschlechtsspezifische Kommunikations- 
verhalten bei Jugendlichen und Erwachsenen 
untersuchen? Wenn ja, gibt es geschlechtsspezi- 
fische Unterschiede, die den Kommunikations- 
strukturen der luK-Technologien vergleichbar 
sind? Welche Schlüsse zieht die Bundesregie- 
rung daraus? 

Wieweit sich das Kommunikationsverhalten bei Ju- 
gendlichen und Erwachsenen geschlechtsspezifisch 
unterscheidet, wird z. B. als wichtiger Aspekt der 
Untersuchung über die Auswirkungen der Einfüh- 
rung neuer luK-Technologien auf das Kommunika- 
tionsverhalten der Familienmitglieder untereinan- 
der untersucht. Wichtige Aufschlüsse über das ge- 
schlechtsspezifische Kommunikationsverhalten 
von Mädchen und Frauen geben auch der 6. Jugend- 
bericht sowie Untersuchungen, die z. B. die Situa- 
tion von Mädchen und Frauen am Arbeitsplatz zum 
Gegenstand haben. So belegen z. B. Untersuchun- 
gen zu Frauenförderungsmaßnahmen oder zur be- 
ruflichen Wiedereingliederung von Frauen, daß sich 
die Kommunikations- und Verhaltensweisen von 
Frauen prinzipiell von denen von Männern unter- 
scheiden. Diese Erkenntnisse bilden einen sehr 
wichtigen Ansatzpunkt bei der Konzipierung frau- 
enpolitischer Maßnahmen. 


20. Will die Bundesregierung gezielt Forschungen 
unterstützen, in denen sich Frauen mit den Fol- 
gen einer informationstechnisch möglich wer- 
denden „Rationalisierung” von Alltagskommu- 
nikation im beruflichen und privaten Alltag aus- 
einandersetzen? Wenn ja, in welchem Umfang 
und in welchem Zeitraum? Wenn nein, mit wel- 
cher Begründung? 

Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 17 verwie- 
sen. 

21. Sieht die Bundesregierung eine private Konkur- 
renz zum öffentlichen Bildungssystem im Zuge 
der „Neuen“ Medien als wünschenswert an? 

Der Zutritt zu den neuen Medienmärkten sollte al- 
len Anbietern unter gleichen Bedingungen offenste- 
hen. Dabei geht die Bundesregierung davon aus, 
daß auch private Anbieter auf die Nachfrage nach 
qualitativ guten Bildungsangeboten positiv reagie- 


ren. Hierin wird insbesondere eine sinnvolle Mög- 
lichkeit gesehen, die öffentlichen Bildungsmaßnah- 
men zu ergänzen. 

ln den Bereichen, in denen das Bildungswesen und 
die zu vermittelnden Inhalte in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht ausschließlich öffentlich zu ver- 
antworten sind, steht die Bundesregierung einer 
Verbesserung des Qualitätswettbewerbs durch Ein- 
beziehung privater Medienangebote aufgeschlossen 
gegenüber. Dies gilt insbesondere für die Weiterbil- 
dung. 

22. Wenn ja, wie will sie die Chancengleichheit von 
Reichen und Armen, Männern und Frauen, Jun- 
gen und Alten sicherstellen? 

Die Bundesregierung sieht durch die Öffnung der 
Medienmärkte für private Anbieter keine Gefähr- 
dung der Chancengerechtigkeit Ein umfangreiche- 
res und vielfältigeres Angebot an Information eröff- 
net vielmehr allen Bevölkerungsgruppen verbes- 
serte Bildungsmöglichkeiten. 

23. Wenn nein, wie will sie dieser Entwicklung ei- 
nes privaten Bildungsmarktes entgegensteu- 
ern? 

Die Antwort entfällt durch die Antwort auf Fra- 
ge 22. 


11. Privater Alltag/Lehenswelt 

24. Der Ausbau des Telefonnetzes zum integrierten 
digitalen Netz für den Daten- und Textverkehr 
(ISDN) und darauf aufbauend zum breitbandi- 
gen integrierten Glasfasernetz (Breitband 
ISDN) sowie die zusätzliche Verkabelung der 
Haushalte mit Kupferkoaxialkabeln zur Vertei- 
lung von Hörfunk und Fernsehen schaffen im- 
mer neue Kapazitäten für Informationsangebo- 
te. 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Feststellung von Kom- 
munikationswissenschaftlern, Psychologen 
und Soziologen, daß die Menschen schon 
heute durch ein Übermaß an Informationen 
überlastet sind? 

b) Teilt die Bundesregierung die folgende Auf- 
fassung und hält sie die Konsequenzen für 
wünschenswert: Da die Schaffung von Ver- 
kehrswegen oder deren Ausweitung in der 
Regel auch Verkehr erzeugt, wird die Exi- 
stenz derart erweiterter Fernmeldenetze 
(, Autobahnen zum elektronischen Heim“, 
Kubicek) zur Produktion weiterer Informa- 
tionen führen, die in die Haushalte transpor- 
tiert werden sollen? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die in Um- 
fragen belegte Akzeptanzbarriere bei Frauen 
gegenüber der Computerisierung des Haus- 
haltes (GMD-Umfrage 1984)? 

d) Wie beurteilt die Bundesregierung die gerin- 
gen Anschlußzahlen an Breitbandkabel in 
den Gebieten der Kabelfernsehpilotprojekte 
und die Zurückhaltung der Bevölkerung ge- 
genüber zusätzlichen Fernsehprogrammen? 


30 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6129 


e) Mit welchen Argumenten begründet die Bun- 
desregierung den angeblich zunehmenden 
Bedarf privater Haushalte nach elektroni- 
schen und massenmedialen Informationen? 

f) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die Erschließung privater Haushalte als 
Markt für elektronische Güter und Dienstlei- 
stungen unter familienpolitischen Gesichts- 
punkten unverantwortlich ist, und wenn 
nein, mit welcher Begründung? 

Der Ausbau des Telefonnetzes zum dienstintegrier- 
ten digitalen Fernmeldenetz (ISDN) erfolgt aus 
Gründen des Bedarfs und wirtschaftlicher Erwä- 
gungen, zu denen internationale Kompatibilitätser- 
fordernisse hinzukommen. 

Die Deutsche Bundespost baut ihre Netze — auch 
die Breitbandkabelnetze zu Verteilung von Hör- 
funk- und Fernsehprogrammen — grundsätzlich 
bedarfsgerecht aus. Ihre Bedarfsabschätzung si- 
chert sie durch Bedarfsstudien, die sie ggf. unter 
Beteiligung der Länder, der Industrie- und Handels- 
kammern, Verbände und Anwendervereinigungen 
erstellt. 

Zu a) 

Konventionelle und neue Medien haben den Zu- 
gang zur Information erleichtert und das Angebot 
verbreitert. Mit dem größeren Angebot ist auch die 
Fähigkeit des einzelnen, sich in der Informations- 
flut zu orientieren — abgesehen von Problemgrup- 
pen — größer geworden. Dies zeigt sich etwa daran, 
daß die quantiative Fernsehnutzung, d. h. die vor 
dem Fernseher verbrachte Zeitspanne, trotz Erwei- 
terung und Ausdehnung des Angebots an Pro- 
grammen seit zehn Jahren im Zeitbudget der Bun- 
desbürger nicht mehr steigt (Mast, Medien und All- 
tag im Wandel, 1985). Außerdem ergaben Sonder- 
auswertungen, daß Haushalte, die aufgrund ihrer 
regionalen Lage bis zu neun Programme empfan- 
gen können, nicht mehr fernsehen, sondern eher 
etwas weniger, und dabei stärker auswählen. Mehr 
Angebot heißt also nicht mehr Konsum, sondern 
bietet eine größere Chance zur selektiven Nutzung 
des Fernsehens, die von den Nutzern auch ange- 
nommen wird. 

Vor allem die ältere Generation zählt heute zu den 
häufigen und intensiven Fernsehzuschauern. Die 
bis 49jährigen liegen hingegen unter dem Durch- 
schnittskonsum, vor allem deshalb, weil bei ihnen 
das Gerät häufiger gar nicht erst eingeschaltet wird 
(„fernsehfreier Tag“). Hinsichtlich der Mediennut- 
zung von Kindern wird auf die Antwort der Bundes- 
regierung zur Frage VI der Großen Anfrage „Le- 
benssituation der Kinder in der Bundesrepublik 
Deutschland“ (Drucksache 10/4623) vom 8. Januar 
1986 verwiesen. 


Zu b) 

Die Schaffung einer leistungsfähigen Infrastruktur 
für Information und Kommunikation ist wegen der 
zunehmenden Bedeutung der Information als Pro- 
duktionsfaktor für die Entwicklung von Wirtschaft 
und Gesellschaft unverzichtbar. Die Bundesregie- 


rung geht davon aus, daß die Mehrheit der geschäft- 
lichen und privaten Anschlußinhaber starkes Inter- 
esse an qualitativ leistungsfähigen Kommunika- 
tionsverbindungen zu günstigen Tarifen hat. 

Über die Inanspruchnahme jedes Informations- 
und Kommunikationsangebots der Individual- oder 
der Massenkommunikation entscheidet der ein- 
zelne Benutzer, die Bundesregierung hat von sich 
aus dem Anspruch des Bürgers auf Information 
Rechnung zu tragen. 

Zu c) 

Die kritische Auseinandersetzung und Abwägung 
der Vor- und Nachteile der Computerisierung ist 
selbstverständliches Recht jedes Bürgers und jeder 
Bürgerin. Die Bundesregierung sieht es nicht als 
ihre Axifgabe an, persönliche Einstellungen oder 
Bewertungen des Bürgers gegenüber der Compute- 
risierung gezielt in eine bestimmte Richtung zu len- 
ken. 

Zu d) 

Die Deutsche Bundespost stellt in den Kabelfern- 
sehpilotprojekten lediglich die netztechnischen 
Voraussetzungen für die Durchführung der von al- 
len Bundesländern beschlossenen Versuche bereit. 
Für die Auswertung dieser Versuche sind bekann- 
termaßen sowohl projektspezifische wissenschaftli- 
che Begleitkommissionen wie auch die gemeinsame 
Medienkommission der Länder, die ihre Tätigkeit 
am 30. Juni 1986 beendet hat, eingesetzt worden. 
Soweit bereits erste Ergebnisse dieser Institutionen 
vorliegen, bestätigen diese in vollem Umfang den 
von der Bundesregierung erkannten Bedarf an er- 
weiterten Empfangsmöglichkeiten und die Nach- 
frage nach zusätzlichen TV- und Hörfunkpro- 
grammen. 

Zu e) 

Die Bundesregierung begründet den zunehmenden 
Bedarf privater Haushalte an Informationen aus 
dem Bereich der Massenkommunikation mit der 
zunehmenden Akzeptanz des vermehrten Fernseh- 
und Hörfunkprogrammangebots. Der Zugang der 
privaten Haushalte an örtliche Breitbandnetze hat 
sich im Jahre 1985 — sicherlich auch infolge der 
neuen Satellitenprogramme — kontinuierlich ent- 
wickelt, so daß zum Jahresende 1985 ca. 1,5 bis 1,6 
Millionen Haushalte tatsächlich angeschlossen 
sind. Dies bedeutet einen Nettozugang von etwa 
500 000 Haushalten im Jahre 1985; die Tendenz ist 
weiterhin steigend. Die Konzeption der Bundesre- 
gierung, aui Informationsvielfalt zu setzen, wird da- 
mit bestätigt. 

Zuf) 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß 
die Erschließung privater Haushalte als Markt für 
elektronische Güter und Dienste unter familienpoli- 
tischen Gesichtspunkten unverantwortlich ist. Da 
die Familien selbst über Art und Umfang der Nut- 
zung entscheiden, kann nicht pauschal davon aus- 
gegangen werden, daß die Inanspruchnahme zu 
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nachteiligen Auswirkungen für die Familie führt. 
Welche tatsächlichen Auswirkungen sich im einzel- 
nen für die Familien ergeben, wird z. Zt. in einer 
von der Bundesregierung in Auftrag gegebenen Un- 
tersuchung festgestellt 


25. Nutzt ein privater Haushalt die elektronischen 
Dienste der Text-, Daten- und Faksimilekommu- 
nikationen im Sinne der propagierten Rationali- 
sierung des Alltags, so können sich — je nach 
Umfang und Intensität dieses Prozesses — fa- 
milien- und gesellschaftsspezifische Wirkungen 
einstellen. 

a) Wie Beurteilt die Bundesregierung die durch 
die Verlagerung der Mensch-Maschine- 
Schnittstelle aus Betrieben und Verwaltun- 
gen in die Privathaushalte hervorgerufene 
Benachteiligung derjenigen Personengrup- 
pen, denen der Umgang mit technisch logi- 
schen Systemen fremd ist: Frauen, Alte, Aus- 
länder, Arme usw.? 

b) Wie beurteilt sie die Reduzierung des zwi- 
schenmenschlichen Kontaktes durch neue 
Kommunikationstechniken? Wie beurteilt sie 
die Gefahr, daß die Notwendigkeit und damit 
die Fähigkeit, sich sprachlich auszudrücken, 
durch den Einsatz elektronischer Kommuni- 
kation abnehmen könnte? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die These, 
daß die Fähigkeit von Menschen verlorenge- 
hen kann, aus der Fülle der angebotenen In- 
formationen wirklich Kenntnisse zu erwer- 
ben und sich damit in der Welt zurechtzufin- 
den? 

d) Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeiten und die Wirksamkeit datenschutz- 
rechtlicher Regelungen angesichts der Tatsa- 
che, daß bei der Telekommunikation jeder 
Informations- und Kommunikationsvorgang 
zumindest eine Datenspur hinterläßt, auf de- 
ren Basis die Deutsche Bundespost ihre Ge- 
bührenabrechnungen vornimmt? 

Zu a) bis c) 

Im Zeichen der kommenden Informationsgesell- 
schaft ist der Einfluß der Einführung eines neuen 
Informationsmediums auf Menge und Verteilimg 
von Wissen von herausragender Bedeutung. So er- 
höht die Einführung von Btx die Menge der über- 
mittelten und vom Individuum auf genommenen In- 
formationen in der Gesellschaft. 

Es ist davon auszugehen, daß Btx in den ersten Jah- 
ren kaum als breit gestreutes Informations- und 
Kommunikationssystem für private Haushalte all- 
gemein gelten wird. Der Ausbreitungsprozeß von 
Btx dürfte dem Verlauf der Ausbreitung des Tele- 
fons nicht unähnlich sein: in der Anfangsphase 
überwiegend Nutzung im kommerziellen Bereich 
und später starke Verbreitung bei privaten Haus- 
halten. 

Btx ist kein familienfeindliches Medium, es ist ein 
Individualmedium als Teil des alltäglichen Famili- 
enlebens — auch darin der Zeitung ähnlich. Quanti- 
tativ kann Btx für den Familienalltag keine beson- 
dere Bedeutung haben. Dies folgt schon aus der 


geringen Zeit, die im Verlaufe einer Woche mit Btx 
verbracht wird: im Durchschnitt ca. eine halbe 
Stunde. Im übrigen sind wissenschaftliche Begleit- 
untersuchungen zu den eher überraschenden Er- 
gebnissen gekommen, daß durch Btx das Gespräch 
in der Familie nicht gestört, sondern eher gefördert 
wird. 

Die Bundesregienmg teilt nicht die These, deUJ 
durch ein größeres Angebot von Information Fähig- 
keiten, sich in der Welt zurechtzufinden, verloren- 
gehen. Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre 
Aufgabe an, den Menschen vorzuschreiben, welche 
Informationen sie erhalten sollen und welche 
nicht 

Darüber hinaus bedarf der Umgang mit neuen 
Kommunikationstechniken der Übung und Gewöh- 
nung und pädagogischer Maßnahmen, die zur sinn- 
vollen Nutzimg und zur Vermeidung eines unkriti- 
schen Konsums beitragen. Negative Auswirkungen 
der neuen Kommunikationstechniken dürften sich 
unter Beachtung dieser Grundsätze nach den Er- 
kenntnissen der Wissenschaftler, die sich intensiv 
mit der Begleitforschung befaßt haben, nicht ein- 
stellen. 

Zu d) 

Es trifft nicht zu, daß bei der Telekommunikation 
jeder Informations- und Kommunikationsvorgang 
zumindest eine „Datenspur“ hinterläßt. Verwiesen 
sei beispielsweise auf das Einschalten des über ein 
Breitbandnetz versorgten Fernsehempfängers, den 
CB-Funkverkehr, Telefongespräche in — grund- 
stücküberschreitenden — Nebenstellenanlagen und 
Datenübertragung im Direktrufnetz. 

Im übrigen werden Verbindungs- und Gebührenda- 
ten nur für fernmeldemäßige Zwecke und nur inso- 
weit erhoben, gespeichert und verarbeitet, wie dies 
erforderlich ist, um die in Anspruch genommene 
Telekommunikationsdienstleistung zu erbringen 
bzw. Gebühren ordnungsgemäß zu ermitteln und 
abzurechnen. Nach Beendigung der Verbindung 
werden die Daten gelöscht, sofern sie nicht aus be- 
triebsbedingten Gründen, z. B. der Gebührenab- 
rechnung, oder auf Antrag des Teilnehmers, z. B. 
zur Feststellung ankommender Verbindungen, wei- 
terhin benötigt werden. Hinzu kommt, daß die Deut- 
sche Bundespost wegen ihrer auf die bloße Vermitt- 
lung von Nachrichten beschränkten Verwaltungs- 
funktion kein eigenes Interesse hat, personenbezo- 
gene Daten über das zur Dienstleistung erforderli- 
che Maß hinaus zu erheben; sie nimmt insbeson- 
dere nicht vom Inhalt der Telekommunikationsvor- 
gänge Kenntnis. 

Zudem ist die Deutsche Bundespost als staatliche 
Fernmeldeverwaltung schon seit den Anfängen der 
fernmeldemäßigen Nachrichtenübermittlung ' zur 
Wahrung des grundrechtlich geschützten und straf- 
rechtlich bewährten Fernmeldegeheinmisses ver- 
pflichtet. 

Im übrigen ist beabsichtigt, den Schutz des allge- 
meinen Persönlichkeitsrechts unter den neuen 
technischen Bedingungen in den für den Teilneh- 
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mer wichtigen Punkten durch klare Bestimmungen 
über die Erhebung und Speicherung personenbezo- 
gener Daten sowie durch Löschungsregelungen und 
sonstige Schutzvorkehrungen unter Beachtung der 
vom Bundesverfassungsgericht, insbesondere in 
seinem Volkszählungsurteil vom 15. Dezember 1983 
(BVerfG 65, 1) aufgestellten Grundsätzen zu ge- 
währleisten. 


26. Hält es die Bundesregierung für verantwortlich, 
Techniken mit den hier skizzierten Risiken zum 
Durchbruch zu Verhelfen, in dem sie die hierfür 
notwendigen infrastrukturellen Voraussetzun- 
gen geschaffen hat (Bildschirmtext-ISDN)? 

Die Bundesregierung sieht keine Risiken in der An- 
wendung der neuen Telekommunikationstechni* 
ken. Vor Einführung des Bildschirmtextes sind um- 
fangreiche sozialwissenschaftliche Untersuchungen 
durchgeführt worden. Eine Bestätigung der in der 
Fragestellung unterstellten Risiken ist dabei nicht 
erfolgt. Im übrigen hat die Deutsche Bundespost die 
Aufgabe, die Möglichkeiten der Telekommunika- 
tion weiterzuentwickeln. 


27. Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung den in den Fragen 24 a) bis f) auf geführten 
Risiken im Sinne der grundgesetzlich garantier- 
ten Entfaltung der Persönlichkeit, dem Gleich- 
heitspostulat für Frauen und Männer entgegen- 
wirken? 

Nach Auffassung der Bundesregierung lassen sich 
aus den Inhalten der Fragen 24 a) bis f) keine nach- 
vollziehbaren allgemeinen Rückschlüsse auf eine 
drohende Beeinträchtigung der verfassungsrecht- 
lich garantierten Grundrechte der freien Entfaltung 
der Persönlichkeit und der Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen (Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 3 
Abs. 2 Grundgesetz) ziehen. Die Bundesregierung 
hat ihre Bewertung der neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien und ihre darauf auf- 
bauenden Meißnahmen bereits in der Präambel ih- 
rer Antwort auf die Große Anfrage eingehend dar- 
gestellt. 

28. Das geplante Glasfasernetz schafft darüber hin- 
aus die Voraussetzungen für die Zweiweg-Be- 
wegtbild-Kommunikation (Bildfernsprechen, 
Fernunterricht, medizinische Ferndiagnose, Vi- 
deoüberwachung usw.). Bereits das Telefon hat 
für den privaten Bereich eine ambivalente Wir- 
kung gehabt: Es hat nicht nur die Möglichkeiten 
des technisch vermittelten sprachlichen Kon- 
taktes erhöht, sondern es hat auch erheblich zur 
Vereinsamung und zur Unfähigkeit von Men- 
schen beigetragen, sich unmittelbar zu begeg- 
nen. Elekronische Bildkommunikation ist geeig- 
net, diese Entwicklung zu verschärfen, weil sie 
den Schein direkter Begegnung zwischen Men- 
schen noch perfekter als das Telefon vor- 
täuscht. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
schränkung des Wahrnehmungsfeldes auf die 
eigenen vier Wände und auf den Umgang mit 


einer elektronischen Scheinwelt, und mit wel- 
chen Mitteln will die Bundesregierung ggf. die- 
sen Gefahren wirksam begegnen, also Gefah- 
ren, die in einer Technik angelegt sind, deren 
Einführung sie politisch zu verantworten hat? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, deiß das 
Telefon hervorragend geeignet ist und dazu beige- 
tragen hat, der Vereinsamung von Menschen entge- 
genzuwirken. Dies gilt in besonderem Maße für sol- 
che Menschen, die aus Alters- und Krankheitsgrün- 
den auf die regelmäßige unmittelbare persönliche 
Begegnung verzichten müssen. 

In diesem Sinne sieht die Bundesregierung in der 
Bereitstellung neuer und geeigneter Telekommuni- 
kationsformen auch im privaten Bereich weniger 
eine Einschränkung des Wahrnehmungsvermögens 
oder den Aufbau einer elektronischen Scheinwelt, 
sondern vielmehr die Möglichkeit, Hindernisse in 
der zwischenmenschlichen Kommunikation auf- 
grund räumlicher Trennungen und Beschränkun- 
gen in der Auseinandersetzung mit den Anforde- 
rungen des täglichen Lebens zu überwinden. 

29. Zwischen die Menschen und die sie umgebende 
Wirklichkeit schieben sich die elektronischen 
Medien (von Hentig, Das allmähliche Ver- 
schwinden der Wirklichkeit, München 1984). 
Erstmals geschieht dies im privaten Bereich auf 
zwei Ebenen: Durch den medialen Filter des 
Fernsehens und durch den medialen Filter von 
„Denkmaschinen“ und computerunterstützten 
Informations- und Kommunikationssystemen. 

In nie dagewesenem Umfang können damit 
konkrete Erfahrungen mit der Wirklichkeit hin- 
ter eine fiktive Scheinwelt zurücktreten. Ist dies 
der Fall, so nimmt die Fähigkeit ab, sich Wirk- 
lichkeit durch körperliche, sinnliche und be- 
wußtseinsmäßige Erfahrungen anzueignen. Der 
nachwachsenden Generation werden damit we- 
sentliche Chancen beschnitten, sich aktiv mit 
ihrer Umwelt auseinanderzusetzen und Kon- 
fliktfähigkeit im Umgang mit Menschen zu ler- 
nen. 

Diesem Prozeß können Frauen nur begrenzt 
entgegensteuern. Zugleich wird ihnen aber die 
Verantwortung für die nachwachsende Genera- 
tion zugeschrieben. 

Wie bewertet die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die folgenden dokumentierten 
und wissenscheiftlich erörterten und/ oder beleg- 
ten Zusammenhänge: 

a) Kinder in Asien haben sich zu Tode gestürzt, 
weil sie meinten, wie Supermann fliegen zu 
können; 

b) Kinder in Schweden haben auf den Tod von 
Angehörigen mit der Frage reagiert, wer sie 
denn erschossen habe, da sie durch das Fern- 
sehen nur noch diese Form des Sterbens 
kannten; 

c) bei japanischen Kindern war zu beobachten, 
daß sie aufgrund übermäßigen Fernsehkon- 
sums zunehmend unfähig waren, ihre kör- 
perliche Motorik zu kontrollieren, was zu Un- 
fällen führte; 

d) Langeweile und die Unfähigkeit zum selb- 
ständigen kreativen Spiel nimmt bei Kin- 
dern rapide zu; 
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e) Konzentrationsfähigkeit und das abstrakte 
Denkvermögen nehmen bei Kindern ebenso 
ab, wie die Fähigkeit, sich sprachlich diffe- 
renziert zu vermitteln; 

f) die kulturelle Identität wird durch das zuneh- 
mend vorwiegend auf Unterhaltung ausge- 
richtete und uniforme massenmediale Ange- 
bot gravierend beeinträchtigt; 

g) das Bewußtsein von Gesellschaft als von 
Menschen gemacht und somit auch von Men- 
schen veränderbar, geht graduell verloren; 

h) die dadurch erzeugten Gefühle von Ohn- 
macht gegenüber allmächtigen Apparaten 
entpolitisieren, fördern autoritäre Einstellun- 
gen und erschweren damit demokratische 
Prozesse der Entscheidung und der Mitwir- 
kung am öffentlichen Leben; 

i) bei Kindern mit hohem Medienkonsum neh- 
men Angst und Antriebsarmut zu und depres- 
sive Neigungen sind festzustellen; 

j) Computerspiele rufen mangels realer Hand- 
lungsmöglichkeiten die Unfähigkeit zur 
Selbsteinschätzung und Allmachtsgefühle 
hervor und sind bereits jetzt bei einer ge- 
schätzten Zahl von einer halben Million Ab- 
hängigen in der Bundesrepublik Deutschland 
zur Sucht geworden; in diesem Zusammen- 
hang ist es bereits zu einer steigenden Be- 
schaffungskriminalität gekommen; 

k) Kindheit als Erfahrungsraum wird aufgrund 
dieser zunehmenden Mediatisierung immer 
mehr zerstört? 


Väter und Mütter sind in gleicher Weise gefordert, 
die Verantwortung für die nachwachsende Genera- 
tion zu übernehmen. Die Bundesregierung tritt 
nachdrücklich für die partnerschaftliche Aufgaben- 
teilung in der Familie ein, die nicht den Frauen die 
alleinige Verantwortung für die mitmenschlichen 
Beziehungen zuschiebt, sondern die Gemeinsam- 
keit fördert. 

Die Bundesregierung hat keinen Einfluß auf das 
Verhalten von Kindern in der Dritten Welt und die 
durch den zunehmenden Einfluß der modernen Me- 
dien bedingten Formen abweichenden Verhaltens. 
Die durch die elektronischen Medien verursachten 
psycho-sozialen Verhaltensstörungen bei Kindern 
dürften aber in Entwicklungsländern weniger gra- 
vierend sein, da hier überwiegend noch überlieferte 
kulturelle Werte den Sozialisationsformen und 
-inhalten zugrunde liegen und den Kindern so eine 
eigenständige Identität vermitteln. 

Allerdings vollzieht sich in den Entwicklungslän- 
dern ein allmählicher Prozeß sozialen Wandels, in 
dem sich kulturelle Werte und soziale Normen ver- 
ändern und der Einfluß der Tradition abnimmt. 
Dieser Transformationsprozeß führt aber nicht 
zwangsläufig zu einer Auflösung bzw. Desintegra- 
tion traditioneller Sozialstrukturen und Sozialkon- 
flikten. 

Je größer die Einflußnahme der Technik auf Le- 
bensräume des Menschen ist, desto größer wird die 
Bedeutung mitmenschlicher Beziehungen und per- 
sonaler Kommunikation. Deshalb will die Bundes- 


regierung Freiräume fördern, die nicht von der 
Technik beherrscht werden. Dazu gehört insbeson- 
dere, daß Eltern und Kinder füreinander Zeit haben 
und miteinander gemeinsam etwas unternehmen 
können. Von Bedeutung sind auch kindgerechte 
Spielplätze und Erlebnisräume, die ihnen einen un- 
mittelbaren Zugang zu Natur- und Welterfahrung 
ermöglichen. 


30. Sieht die Bundesregierung andere als bei der 
Technik ansetzende Maßnahmen, um diesem 
drohenden Verlust von Wirklichkeit und 
menschlichen Entfaltungsmöglichkeiten entge- 
genzutreten, wenn ja, welche? Hält sie es für 
gesellschaftspolitisch vertretbar, Frauen und 
Medienpädagogen für Schäden bzw. für Repara- 
turen angesichts einer nicht beherrschbaren 
technischen Entwicklung aufkommen zu las- 
sen? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Ju- 
gendminister und -Senatoren in ihrer Entschließung 
vom 1. Juni 1984 nach der die Entwicklung der elek- 
tronischen Massenmedien weitreichende Verände- 
rungen mit sich bringt, die einerseits Chancen er- 
öffnet, andererseits aber, insbesondere für Kinder 
und Jugendliche, auch Gefährdungen bringen kann, 
vor allem dort, wo sie mit bereits vorhandenen Be- 
lastungen Zusammentreffen. Fernsehen als ein 
überwiegend passives Unterhaltungsmedium wird 
vor allem dann genutzt, wenn keine anderen attrak- 
tiven Freizeitangebote vorhanden sind. 

Wenn es die Möglichkeit gibt, etwas Intensiveres 
und Interessanteres zu tun, wenn Kinder die 
Chance haben, mit anderen Kindern zu spielen, hat 
meist das Seibertun Vorrang vor dem Fernsehen. 

Wichtig ist daher eine umfangreiche Aufklärung 
der Bevölkerung über Nutzen und Chancen des 
Fernsehens, aber auch Probleme und mögliche Ge- 
fahren. Ebenso sind Hilfen erforderlich, die einen 
verantwortungsbewußten Umgang mit den neuen 
technischen Entwicklungen ermöglichen. Auf der 
Grundlage eines vom Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie, Frauen und Gesundheit durchgeführ- 
ten medienpädagogischen Seminars mit anerkann- 
ten Wissenschaftlern aus den Bereichen Familien- 
soziologie, Familienpsychologie und Jugendpädago- 
gik vom Februar 1984 unterstützt die Bundesregie- 
rung Forschungsansätze, die sowohl individuelle, 
insbesondere auch emotionale Wirkungsbedingun- 
gen von neuen Medien bei Kindern in den Familien 
und deren Bedürfnisse als auch die Komplexität 
der Mediennutzung und -Wirkung im gesamten Ta- 
gesablauf und im Rahmen der Kommunikations- 
strukturen der Familien, einschließlich ihrer Au- 
ßenbeziehungen und des Freizeitverhaltens berück- 
sichtigen. 

In Verbindung mit diesen Forschungsansätzen bzw. 
parallel dazu erwägt die Bundesregierung pädago- 
gische Konzeptionen für spezifische Zielgruppen zu 
entwickeln und zu erproben, so insbesondere für die 
Eltern- und Familienbildung, weil Fragen der Fami- 
lienbildung und -Beratung im Zusammenhang mit 
einer verantwortungsbewußten Mediennutzung 
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eine besondere Bedeutung zukommt. Die Bundesre- 
gierung setzt sich insbesondere in Gesprächen mit 
den zuständigen Verbänden der Familienbildung 
und -beratung seit Jahren dafür ein, daß Fragen der 
Medienbildung und Medienerziehung dort ver- 
stärkt behandelt werden. 

Über die schon angesprochenen familienpolitischen 
Gesichtspunkte und die Förderung einer kinder- 
und familienfreunlichen Umwelt, von Kinderspiel- 
plätzen und Freizeiteinrichtungen hinaus geht es 
hier auch um Fragen der Rahmenbedingungen, un- 
ter denen die Technik genutzt wird. Die Unterstel- 
lung, daß nur Pädagogen und Frauen für Reparatu- 
ren angesichts einer nichtbeherrschbaren techni- 
schen Entwicklung aufkommen müssen, ist schon 
jetzt falsch. 

Die bereits für das Verhalten von Kindern konsta- 
tierte höhere Attraktivität des „Seibertun“ vor dem 
bloßen Konsum gilt — so zeigen Untersuchungen — 
auch für Jugendliche. So konnte z. B. die Bundes- 
zentrale für gesundheitliche Aufklärung mit einer 
Untersuchung über Sozialverhalten und Medien- 
nutzung Jugendlicher zeigen, daß bestimmte nega- 
tive Einflüsse des Medienkonsums keinesfalls irre- 
versibel sind. 

Mitglieder einer Jugendgruppe, die in der privat ge- 
nutzten Freizeit häufig und extensiv fernsehen, 
schränkten diesen Konsum fast vollständig ein, 
als ihnen attraktive Freizeitaktivitäten angeboten 
wurden. 

Selbst Jugendliche aus sozial benachteiligten 
Schichten — für die der Femsehkonsum eine be- 
sondere Gefährdung darstellt — , die Video allein 
aus der Perspektive des Konsumenten kannten, 
entwickelten ein großes Maß an Kreativität, organi- 
satorischem Geschick und Reflexion, als ihnen das 
Angebot gemacht wurde, selbst ein Video zu erstel- 
len, das sich mit ihrem Alltag beschäftigt. 

Es zeigte sich, daß 

a) Medienkonsum eine relative Größe darstellt, re- 
lativ in bezug auf andere attraktive Angebote 
zur Freizeitnutzung. 

b) Medien einen ambivalenten Charakter besitzen. 
Sie können sowohl als „Fluchtinstrumente“ ge- 
nutzt werden, gleichwohl aber auch 

— als Informationsquellen für selbst-Zgruppen- 
gesetzte Ziele im Rahmen sinnvoller Aktivi- 
täten oder 

— als Produktionsinstrumente, die einer Aus- 
einandersetzung mit der Wirklichkeit und der 
Entwicklung sozialer und kommunikativer 
Kompetenz förderlich sind. 

Deutlich wird, daß Medien an sich prinzipiell weder 
positiv noch negativ bewertbar sind, sondern daß 
ihre Nutzungen imd Wirkungen, ihre positiven und 
negativen Effekte in Abhängigkeit von sozialen Ge- 
gebenheiten variieren. 

Die Bemühungen der Bundesregierung richten 
sich, im Gegensatz zur in der Fragestellung enthal- 


tenen Annahme, nicht primär auf die Behebung von 
möglichen Schäden oder auf deren Reparatur, son- 
dern auf deren Vermeidung. Hier scheinen sich auf 
eigenverantwortliches und kreatives Handeln zie- 
lende medienpädagogische Angebote besonders zu 
eignen, die eine Verknüpfung praktischgegenständ- 
licher mit intellektuellen Aktivitäten ermöglichen. 
Bei einem Projekt der BZgA, in dem dieser Ansatz 
im Bereich der Drogenprävention bei Jugendlichen 
näher erprobt wird, deuten erste Ergebnisse darauf 
hin, daß gerade Mädchen bzw. junge Frauen mit 
viel Freude und Engagement an der Produktion 
handhabbarer audiovisueller Medien arbeiten und 
hierdurch neue Wirklichkeitserfahrungen sammeln 
und auch zusätzliche Entfaltungsmöglichkeiten für 
sich erschließen. 


31. Der Einzug von Horror- und „harten“ Pornofil- 
men in die privaten Haushalte, bei denen Ge- 
walt gegenüber Frauen zweidimensional vor- 
exerziert wird, nimmt nicht nur durch Videore- 
korder zu, sondern wird auch durch Satelliten- 
fernsehen, dem mit nationalen Gesetzen schwer 
beizukommen ist, und durch die Einführung von 
pay-TV (Fernsehen gegen Entgelt) und pay per 
View (Einzelabruf von Sendungen), das recht- 
lich noch weniger zu steuern ist, erheblich ver- 
stärkt. Die von der Verfassung vorgeschriebe- 
nen Anforderungen von einem „Mindestmeiß an 
inhaltlicher Ausgewogenheit, Sachlichkeit und 
gegenseitiger Achtung“ [BVerfG-Urteil (1 BvL 
89/78) vom 16. Juni 1981] sind bei der letztge- 
nannten Form neuer Medien nicht mehr zu ga- 
rantieren. Bereits jetzt gibt es in unserer Gesell- 
schaft ein unerträgliches Ausmaß an Gewalt ge- 
gen Frauen und Mädchen. 

Wie will die Bundesregierung im Bereich von 
Satellitenfunk, pay-TV und pay per View sicher- 
stellen, daß Frauen nicht zunehmend infolge er- 
höhten Konsums von harten Porno- und Horror- 
filmen sexueller Brutalität im privaten Alltag 
ausgesetzt sind? 

Die B^desregierung hat aus ihrer Besorgnis über 
das Überhandnehmen von Videokassetten-Pro- 
grammen mit unmenschlich grausamen und bruta- 
len Sequenzen sowie Filmen, die alle Varianten por- 
nographischer Darstellung bieten, bereits frühzeitig 
Konsequenzen gezogen. Sie hat sich mit Nachdruck 
dafür eingesetzt, daß wirksamere Rechtsgrundla- 
gen im Jugendschutzgesetz und im Strafrecht so 
bald wie möglich zur Verfügung gestellt wurden. 
Dieser ergänzenden Vorschriften zur Eindämmung 
der gegenwärtigen Auswüchse auf dem Videokas- 
setten-Markt sind in dem Gesetz zur Neuregelung 
des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit enthalten, 
das am 1. April 1985 in Kraft getreten ist. Die recht- 
liche Ausgestaltung des Ordnungsrahmens für die 
medienpolitische Weiterentwicklung ist nach der 
Kompetenzverteilung des Grundgesetzes (Arti- 
kel 30, 70 GG) grundsätzlich Sache der Länder. 
Diese legen auch in der Praxis großen Wert darauf, 
daß diese Kompetenz vom Bund respektiert wird. 
Ein Beschluß der Bundesregierung vom 13. März 
1985 über „Zielvorstellungen des Bundes für eine 
Medienordnung der Zukunft“ hat sich daher zum 
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Bereich „Jugendschutz“ auf einen Appell an die 
Bundesländer beschränkt, „im Interesse eines bun- 
desweit einheitlichen Jugendschutzes“ die Jugend- 
schutzregelungen in den Landesmediengesetzen zu 
harmonisieren. Die Bundesregierung ist der An- 
sicht, daß die somit einzuführenden bundesweit gel- 
tenden Standards hinter dem bundesrechtlich für 
Kinospielfilme und Bildträger (z. B. Videokassetten) 
bereits erreichten Niveau nicht Zurückbleiben dür- 
fen. Entsprechendes gilt im grenzüberschreitenden 
Bereich hinsichtlich möglichst hoher Standards für 
den Jugendschutz auf der Ebene der Europäischen 
Gemeinschfidten und des Europarates. 


32. Wie kann es die Bundesregierung Vereintworten, 
angesichts dieser schon jetzt allgemein beklag- 
ten Tatbestände durch politische Meißnahmen 
(Einführung von Kabelfernsehen, Computernet- 
zen und Erschließung der Privathaushalte als 
Markt für elektronische Endgeräte, Dienste und 
Softwareprogramme und massenmediale Pro- 
gramme) die entscheidenden Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß die schädlichen Folgen 
der Mediatisierung und Computerisierung 
quantitativ und qualitativ zunehmen? 


Die Bundesregierung sieht in der Einführung und 
Nutzung neuer Medien einerseits die Chance, die 
Informationsversorgung der Gesellschaft wirksam 
zu verbessern, aber andererseits auch die hiermit 
verbundenen Risiken. Die häufig geäußerten düste- 
ren Zukunftsperspektiven lassen sich aber mit den 
bisherigen Erfahrungen beim Einsatz dieser Tech- 
niken nicht vereinbaren. 

Die Bundesregierung weiß, deiß technischer Fort- 
schritt ohne das Eingehen von Risiken, ohne das 
Beschreiten von Irrwegen nicht erreichbar ist. Dies 
trifft in besonderem Maße auf den Umgang mit 
elektronischen Medien und auf Automaten zu, die 
die menschliche Intelligenz verstärken können. 

Die Bundesregierung hat im Bewußtsein ihrer so- 
zialen und gesellschaftspolitischen Verantwortung 
mehrere wissenschaftliche Untersuchungen zur Er- 
forschung der Folgewirkungen neuer Techniken 
veranlaßt (siehe Bericht über die Lage der Medien 
in der Bundesrepublik Deutschland 1985 (Druck- 
sache 10/5663, S. 153). Bei der Entwicklung und Ein- 
führung der neuen Medien wird sie dem Schutz der 
Jugend, der Familie, der Frauen und der Gesund- 
I heit besondere Aufmerksamkeit widmen. 
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